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„Wir wollen das gute 
Gewissen einer ganzen Nation, 

dass wir mit unseren 
älteren Mitmenschen und mit 
pflegebedürftigen Menschen 

jeden Alters verantwortungsvoll 
umgehen“ 

3
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O ft habe ich den Eindruck, dass alle, die in Österreich die großen 
Herausforderungen der Gegenwart und der Zukunft angehen  
sollen, Paul Watzlawicks „Anleitung zum Unglücklichsein“ aus-

wendig gelernt haben. Jetzt halten sie sich penibel an die Ratschläge, die der  
Kommunikationsforscher und Philosoph gibt, um ihren Alltag möglichst  
unerträglich zu gestalten und sich das Leben gezielt zu vergällen. 

Der öffentliche Diskurs bildet diese Geistesverfassung ab: Anstatt davon zu 
reden, wie wir uns die Schule der Zukunft vorstellen, wird darüber gestritten, 
wie das Bildungssystem zu finanzieren sei. Anstatt das Krankenhaus, das wir 
morgen wollen, heute zu planen, wird bejammert, dass dem Gesundheits
system das Geld ausgehe. 

In der Pflegevorsorge ist es nicht anders: Überall lauern bloß neue Kosten, 
alles ist Last und Belastung, immer ist das Glas halb leer. Immer stärker  
ersetzt die Budgetpolitik die Sozialpolitik, weil alle in Kosten denken statt  
in Investitionen. Weil zuerst gefragt wird: „Wie finanzieren wir das?“ statt: 

„Wie wollen wir es haben?“ und dann: „Woher nehmen wir das Geld dafür?“ 

Wer zuerst darüber redet, wie die Pflege- und Betreuungslandschaft der  
Zukunft aussehen soll, der stellt Übereinkünfte her, spricht über Werte und 
Wertschätzung. Das hat Auswirkungen auf der Finanzierungsseite: Denn wie 
die Leistungen einer Volkswirtschaft und damit die öffentlichen Mittel einer 
Gesellschaft verteilt werden, ist ja nichts anderes als das Abbild von gesell-
schaftlichen Übereinkünften und eine Frage der Wertschätzung. 

Die Übereinkunft, die diese Ausgabe von henri vorschlägt, lautet: Wir wollen 
zufriedene pflegebedürftige Menschen, deutlich entlastete pflegende  
Angehörige und zufriedene Pflegende, ein differenziertes, reichhaltiges und 
leistbares Angebot für Pflegebedürftige, eine klare Aufgabenverteilung mit 
bundesweit einheitlichen Standards, besser integrierte ausländische Pflege
kräfte, sinnvoll beschäftigte ältere Freiwillige und die Verankerung von  
Pflegebedürftigkeit als solidarisch zu tragendes Risiko.

Und wir wollen das gute Gewissen einer ganzen Nation, dass wir mit unseren 
älteren Mitmenschen und mit pflegebedürftigen Menschen jeden Alters  
verantwortungsvoll umgehen. Wie wir diesen Zustand in den nächsten zehn, 
fünfzehn Jahren erreichen können, darum geht es in diesem Heft. 

Fredy Mayer
Präsident
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D
ie Schwester sagte: „Wir müssen ihn zu uns 
nehmen.“ Der Bruder sagte: „Wer?“ Im 
Wohnzimmer war nur das Ticken der Uhr 
zu hören, die auf dem schweren Eichen­
buffet stand, das der Sohn sein ganzes  

Leben lang gehasst hatte, so plump war es ihm immer erschie­
nen, so massig. Und nun kam von dort die einzige Bewegung 
in diesem Zimmer. Der Sekundenzeiger zuckte rhythmisch 
und beharrlich, die Geschwister waren wie erstarrt. Sie waren 
auf nichts vorbereitet. Nicht im Geringsten.

„Wohin mit Vater?“ ist der schonungslose Bericht 
eines anonymen Sohnes, der am Pflegesystem ver-
zweifelt (S. Fischer Verlag, 190 Seiten, € 16,90). Bedrü-
ckend ist er unter anderem deswegen, weil die meisten 
von uns „auf nichts vorbereitet“ sind, nicht im Gerings
ten. Ein Elternteil ist gestorben, der andere nun allein 
und pflegebedürftig – was tun? 

Es geht aber nicht bloß um die Älteren: Jeder fünfte 
Pflegegeldbezieher in Österreich ist jünger als 60 Jahre, 
und das sind nur die dokumentierten Fälle (Seite 20). 
Ein Autounfall, eine schwere Erkrankung – was nun? 
Der größte Pflegedienst Österreichs sind die pflegen

den Angehörigen selbst, sogar Kinder und Jugendliche 
pflegen (Seite 26). Es spricht Bände, dass man hierzu-
lande nicht einmal weiß, wie viele es sind, und Unter-
stützung für sie daher lediglich informell und punktu-
ell erfolgen kann.

Krisenhafte Situation
Der Pflegenotstand in Österreich ist zwar ein Kons
trukt der Medien, wissenschaftliche Belege dafür gibt 
es nicht. Dass die „aktuelle Situation keinesfalls als  
krisenhaft zu bezeichnen ist“, wie das im Perspektiven-
Papier einer Regierungspartei steht, stimmt aber auch 
nicht. „Der Begriff ,krisenhaft‘ beschreibt die Situation 
im Gegenteil besonders gut“, sagt die Vorsitzende  
der Gesellschaft für Pflegewissenschaft, Dr. Elisabeth 
Rappold. Wenn man sich außerdem vergegenwärtigt, 
dass in ein paar Jahren die Geburtsjahrgänge der Baby-
boomer beginnen, massenhaft in Pension zu gehen 
(Seite 14), dann ist es ohne Veränderungen bis zum 
Notstand nicht mehr weit. 

Denn einerseits werden wir immer älter: Die konti-
nuierlich steigende Lebenserwartung drängt den Tod 
in immer höhere Altersjahre zurück (Kompression der 
Mortalität). Ob das auch ein Hinausschieben 

Ändere 
dein Leben!

Bei der Pflegereform geht 
es nicht nur ums Geld.
Auch Altersbilder und unser 
Umgang mit dem Alter 
stehen zur Debatte.

Von Robert Dempfer

2
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und vor allem eine Verkürzung der Lebensphase 
bedeutet, die von schweren gesundheitlichen Beein-
trächtigungen und Pflegebedürftigkeit gekennzeich-
net ist (Kompression der Morbidität), darauf hat die 
Forschung noch keine eindeutige Antwort. Versuche, 
die Frage nach der gesundheitlichen Qualität der ge-
wonnenen Jahre anhand epidemiologischer Daten zu 
klären, sind noch jung (auf seine Gesundheit zu achten 
zahlt sich aber jedenfalls aus: Seite 70).

Die neuen Krankheiten
Die Lebenserwartung steigt in so atemberaubendem 
Tempo, weil wir Infektionskrankheiten besiegt haben 
und selbst in der „Schweinsbraten-Republik“ immer 
mehr Menschen immer gesünder leben. „Mit Krebs 
und Herz-Kreislauf-Erkrankungen werden wir auch 
noch fertig“, verbreitet der Demograf Rainer Münz Op-
timismus – allerdings mit Einschränkungen: „Bleiben 
die chronisch-degenerativen Erkrankungen.“ 

Die Zukunft gehört der Demenz mit ihren jahrelan-
gen Pflegezeiten (Seite 51 und 68), Therapien zeichnen 
sich noch nicht einmal am Horizont ab. Doch die Ent-
wicklung ist kein Tsunami. Die Flut steigt unaufhalt-
sam, aber sie steigt eben langsam. Die zentrale Bedro-
hung ist die Ignoranz. Lernen Menschen nur aus Kri-
sen? Es scheint so. „Das alles sind Herausforderungen, 
die gestaltbar sind“, ist Sozialminister Buchinger über-
zeugt, schränkt aber eben auch ein: „Es werden noch 
einige politische Generationen an dieser Gestaltung 
arbeiten.“ (Seite 62)

Dabei wird im Sozialministerium keineswegs nur für 
den kurzfristigen tagespolitischen Effekt gearbeitet, 
Sozialminister und Pflegeexperten der großen Wohl-
fahrtsverbände sind sich über die großen Linien einer 
Reform durchaus einig (Seite 62): Der Bereich der  
Pflege und Betreuung gehört aus der Sozialhilfe he-
rausgenommen, wo er jetzt verankert ist; stattdessen 
ist eine solidarische Absicherung des Lebensrisikos 
Pflegebedürftigkeit notwendig. Das System der berufs
ständischen Differenzierung in der Gesundheits- und 
Krankenpflege ist nicht optimal. 

Bunte Palette statt unübersichtlicher Systeme
Die Pflegesysteme gehören bundesweit standardisiert, 
um Transparenz zu schaffen. Keiner weiß, warum man 
zwar im gesamten Land die gleichen Steuern zahlt, 
aber etwa in der Steiermark für seine Betreuung dop-
pelt so viel dazulegen muss wie in Oberösterreich. 

Zwischen mobiler Betreuung und Pflegeheim muss 
eine bunte Palette von Angeboten für die Pflege und 
Betreuung her. Nicht nur, weil organisierte Angebote 
gegenwärtig keineswegs in der Lage sind, den tatsäch-
lichen Pflege- und Betreuungsbedarf zu decken. Auch, 
um künftig ausreichend individuell passende Wahl-
möglichkeiten zu schaffen. Schließlich ist der Ausbil-
dungsbereich für die Langzeitpflege nicht vorbereitet 
(Seite 74). Auch grundsätzlich herrscht Einhelligkeit 
zwischen Minister und Pflegeexperten: Soziales ist kein 
Kosten-, sondern ein Produktivfaktor, der reicher macht 
und den gesellschaftlichen Zusammenhang stärkt. 

„Die Selbstständigkeit erhalten, Rückblicke aufs Leben machen, 
aber aus Rückblicken und Erfahrungen nicht unbedingt Maßstäbe 
für die Gegenwart ableiten. Angesichts des Todes weiterarbeiten, 
an sich selbst arbeiten, sich selbst nicht aufgeben. Es ist nie zu 
spät für einen neuen Anlauf“ 		             Leopold Rosenmayr

2
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Allein: Die Kompetenzen in der Pflege und Betreuung 
sind zersplittert und von Partikularinteressen domi-
niert. „Auf Bundesebene kann nichts verordnet, es 
kann nur vereinbart werden“, sagt Buchinger. 

Nicht zuletzt geht es dabei auch um Weltanschau-
ung: Die Festlegung auf bestimmte Wohlfahrtssysteme 
bedeutet stets auch eine ideologische Festlegung mit 
entsprechenden langfristigen budgetären Auswirkun
gen (mehr private Vorsorge oder mehr staatliche Für-
sorge?).

Zersplitterte Kompetenzen
Die Herausforderungen benötigen einen breiten und 
umfassenden gesellschaftlichen Dialog, der mit der 
Frage beginnt: Wie wollen wir im Jahr 2020 leben? Und: 
Wie wollen wir miteinander leben? Dazu muss sich 
nicht nur die Politik, sondern jeder Einzelne von ge-
wohnten Altersbildern und lieb gewonnenen Denk
figuren lösen. 

Denn so wie sich die Debatte über die Schule oder 
das Krankenhaus von morgen auf Fragen der Finanzie-
rung von Bildungs- und Gesundheitssystem be-
schränkt, geht es in der Altersdebatte in erster Linie 
um die Kosten für Pflege und Pensionen. 

„Die kulturelle Gestaltungsfähigkeit des Menschen 
war bisher nicht imstande, auf die zunehmende Lang-
lebigkeit entsprechend zu antworten“, stellt der Sozio-
loge und Alternsforscher Leopold Rosenmayr fest. 
Denn Alter ist nicht nur eine biologische Kategorie, es 
ist auch eine soziale Konstruktion. Es genügt, an einen 

60-Jährigen vor 100 oder vor 50 Jahren zu denken, um 
zu ermessen, welchen Veränderungen das Altern unter
worfen ist und wie wenig Gültigkeit heutige Alters-
grenzen morgen haben werden. Deshalb schlägt  
Rosenmayr eine neue „Sozialcharta des Lebenslaufs“ 
vor (Schöpferisch altern. Eine Philosophie des Lebens. 
LIT Verlag, 398 Seiten, E 24,90). 

In seiner altersneutralen Gesellschaft gibt es die 
heute gültigen einzementierten Lebensphasen nicht 
mehr, wonach man nach dem Lernen in der Jugend und 
dem Arbeiten im Erwachsenenalter am Ende dem 

„wohlverdienten Ruhestand“ im Alter entgegenstrebt. 

Altern statt Alter
Rosenmayr spricht nicht einmal vom Alter, sondern im-
mer nur vom Altern: von einem stetigen Erneuerungs-
prozess, von einer ständigen Suche. „Ich habe versucht, 
Formeln zu prägen, die zur neuen Langlebigkeit gehö-
ren“, sagt er. Dazu zählen: „Die Selbsstständigkeit er-
halten, Rückblicke aufs Leben machen, aber aus Rück-
blicken und Erfahrungen nicht unbedingt Maßstäbe 
für die Gegenwart ableiten. Angesichts des Todes wei-
terarbeiten, an sich selbst arbeiten, sich selbst nicht 
aufgeben. Es ist nie zu spät für einen neuen Anlauf.“ 

Für Leopold Rosenmayr ist das Motto „Ändere dein 
Leben!“ eine Voraussetzung dafür, um zu neuen Hori
zonten aufzubrechen und auch später ein erfülltes  
Leben zu führen. 

Womit der demografische Begriff der „Lebenserwar
tung“ eine völlig neue Bedeutung erhält. z
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0–20 Jahre 3 %

21–40 Jahre 5 %

41–60 Jahre 11 %

61–80 Jahre 34 %

80+ Jahre 47 %

Quelle: BMSK 2006

Pflegegeldbezieher nach Alter

Das thema „Pflege“ wird meist mit älteren Menschen in 
zusammenhang gebracht. Dabei bezieht auch eine  
beträchtliche zahl von unter 60-Jährigen Pflegegeld.  
Pflegebedürftigkeit kommt bei jüngeren Menschen mit 
unterschiedlichen Erkrankungen oder Behinderungen vor, 
und gerade sie haben kaum eine Lobby: junge Menschen 
mit neurologischen Erkrankungen wie multipler sklerose, 
Menschen nach einem schädel-hirn-trauma, mit einer sehr 
hohen Querschnittslähmung, mit Krebs, mit chronisch- 
degenerativen Erkrankungen. Aber auch Menschen mit 
Behinderung brauchen pflegerische unterstützung –  
stichwort „persönlicher Assistent“. Auf der seite  
der Pflegenden dominieren die Partner- und die 
töchterpflege. Ein völlig unbeleuchtetes thema 
sind dagegen Jugendliche als pflegen de  Ange-
hörige. 175.000 sind es in Großbritannien. 
Für österreich gibt es keine zahlen.

Wer pflegt wen?
Nicht nur Ältere brauchen Hilfe – 
                  und sogar Teenager pflegen.
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Die fetten Jahre Die fetten Jahre 
   sind vorbei
Die fetten Jahre 
   sind vorbei
Die fetten Jahre 

W ir hatten Bob Geldofs Konzert-
spektakel „Live Aid“ – sie hatten 
das Original: Woodstock. Wir ha-
ben alle sechs Monate einen neu-
en Musikstil – sie waren bei allem, 

was heute Kult und Mythos ist, hautnah dabei: Beat 
und Rock in den 60ern, Punk und Disko in den 70ern, 
Britpop und Hip-Hop in den 80ern. Als der Fall von 
Dien Bien Phu den französischen Indochina-Krieg be-
endete, waren sie gerade geboren. 

Als Teenager sahen sie den ersten Menschen den 
Mond betreten und die Studenten von Berkeley bis 
Berlin revoltieren. Erdölschock und RAF-Terror erleb-
ten sie als Twens. In ihren Dreißigern setzte der PC zu 
seinem Siegeszug an. Die Blumenkinder der 60er,  
Disko-Besucher der 70er, BMW-fahrenden Yuppies der 
80er, Profiteure des Internet-Booms der 
90er sind heute ergrauende Eigenheimbe-
sitzer, die „die bes ten Jahre ihres Lebens in 
den besten Jahren des Jahrhunderts ver-
bracht haben“ (der Schriftsteller Michael 
Köhlmeier, selbst einer von ihnen).

Die Mitglieder dieses privilegierten Klubs, 
der alle nachfolgenden Generationen vor 
Neid erblassen lässt, nennen sich „Baby-
boomer“. Zur Welt gekommen sind sie in 
den Jahren steigender Geburtenraten nach 
dem Zweiten Weltkrieg, in den Gewinner- 
und Verliererstaaten allerdings zu verschiede-
nen Zeiten: In Großbritannien, den USA,  
Kanada und Australien fällt der Geburten-

aufschwung in die Jahre zwischen 1946 und 1965.  
Kontinentaleuropa folgt mit einer Dekade Verspätung. 
Hier setzt der Babyboom Mitte der 50er-Jahre ein und 
dauert ein Jahrzehnt. Dann beenden ihn „Pillenknick“ 
und soziale Umbrüche auf beiden Seiten des Atlantiks 
abrupt. Ebenso schlagartig könnte die alte Herrlich-
keit der Babyboomer enden, wenn ab 2011 die ersten 
von ihnen in Pension gehen. Denn ihre Gruppe ist rie-
sengroß.

Diktatur der Greise?
Wegen der geburtenstarken Jahrgänge bis 1965 ist die 
Bevölkerungspyramide gar keine Pyramide mehr, son-
dern wird bald wie eine Urne aussehen. Die Babyboo-
mer bilden heute den Bauch dieser Urne und sind, 
wenn sie in den kommenden 20 Jahren alt werden, ver-

Die Alterspyramide ist eine Urne

Die fetten Jahre 
   sind vorbei

Ich pflege, ich werde gepflegt, ich werde gepflegt 
werden: Die Babyboomer werden langsam grau.

von Robert Dempfer

Die Baby-Boomer sind als „Bauch“ (2005) deutlich zu sehen, 
der mit zunehmendem Alter nach oben wandert.
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antwortlich für ihren großen Brust-
umfang. Denn es wird deutlich 
mehr Senioren geben als nachfol-
gende Generationen. Und die wer-
den außerdem immer älter. 

Um drei Jahre steigt die Lebens-
erwartung jedes heute in Europa le-
benden Menschen mit jedem Jahr-
zehnt, das er erlebt. 

Heute ist in Österreich jeder Fünfte über 60 Jahre alt, 
2030 wird es schon jeder Dritte sein. Die Zahl der über 
80-Jährigen verdoppelt sich in diesem Zeitraum fast. 
50 Millionen über 80-Jährige sind für das Jahr 2051 in 
Europa prognostiziert. 

Darin liegt Sprengstoff. Denn Pensionen, Gesund-
heitssystem und Pflege werden von Erwerbstätigen fi-
nanziert. Die werden weniger, dadurch die Ressourcen 
knapper. Eine mächtige Wählerschaft gieriger Pensio-
nisten könnte höhere Ausgaben für Pensionen und So-
zialsysteme – darunter für Pflege und Betreuung – er-
zwingen, so lautet die eine These. 

Denn selbst wenn Menschen heute gesünder altern: 
Irgendwann wachsen auch die Babyboomer ins pflege-
intensive Alter hinein. Ihre Pflege und Betreuung wird 
auch noch zeitintensiv sein: „Mit Krebs und Herz-Kreis-
lauf-Erkrankungen werden wir fertig werden, so wie wir 
Infektionskrankheiten besiegt haben“, sagt der Demo-
graf Rainer Münz. „Bleiben vor allem bei den Hoch-
altrigen die chronisch-degenerativen Erkrankungen.“ 

Die Zukunft gehört der Demenz mitsamt ihren jahre-
langen Pflege- und Betreuungszeiten. In den Pflege-

sys temen kracht es aber heute 
schon im Gebälk, und die Finan-
zierung der ausufernden Gesund-
heits leistun gen steht vor dem 
Bankrott. Jungpolitiker diskutie-
ren deshalb schon die Beschrän-
kung der Medizinkosten („keine 
künstli chen Hüften ab 85“) und 
fordern Rationierung („ab dem 

75. Lebens jahr nur mehr Schmerztherapie“). 
Die Alten werden ihre Macht in den Wahlzellen zwar 

noch lange ausüben, die Jungen in der Minderheit sein. 
„Aber sie sind stark“, beschreibt Frank Schirrmacher 
(auch ein Babyboomer) die zweite These in seinem 
Bestseller „Das Methusalem-Komplott“: „Es sind die 
Polizisten, die Bankbeamten, die Journalisten, die 
Ärzte, die Krankenschwestern, die sich gegen uns auf-
lehnen werden, wenn wir wirklich beabsichtigen, uns 
mithilfe unserer Wählerstimmen über sie zu erheben.“

Keine Spur von Black Sabbath
Dass die beiden Thesen nicht miteinander vereinbar 
sind, zeigt schon, dass keine von ihnen wirklich die  
Zukunft beschreibt. Es stimmt zwar, dass die Risse  
zwischen den Generationen jahrzehntelang mit Geld 
gekittet wurden. Deshalb ist jetzt, da das Geld ausgeht, 
die logische Folge: Die Pflegedebatte wird fast aus-
schließlich als Verteilungsdebatte geführt. Aber ge-
nauso, wie es „die Alten“ als homogene Gruppe nicht 
gibt, sind auch nicht alle Babyboomer unbeschwerte 
Ex-Hippies mit Black-Sabbath-Plattensammlung 

Die Lebenserwartung 

jedes Europäers steigt 

mit jedem Jahrzehnt 

um drei Jahre

2
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im Keller des Eigenheims. 
Viele von ihnen haben schon 
heute Übung in dem, was auf 
die anderen noch zukommt: 
540.000 hilfs- und pflegebedürf-
tige Menschen leben in Öster-
reich zu Hause in ihren eigenen 
vier Wänden. Jede vierte Familie 
in Österreich ist mit Hilfs- oder 
Pflegebedürftigkeit unmittelbar konfrontiert. Hinter 
jedem der rund 400.000 Pflegegeldbezieher in Öster-
reich steht mindestens ein pflegender Angehöriger. 
Die Babyboomer pflegen schon – und werden selbst 
gepflegt. Nur ist von den vielen Jüngeren, die wegen 
Krankheit oder Behinderung auf Pflege und Betreuung 
angewiesen sind, selten die Rede.

Die falsche Diskussion
Am meisten stört die Befürworter von Pflegereformen, 
dass die Diskussion immer nur vom Standpunkt der 
Nichtfinanzierbarkeit aus geführt wird. „Das ist der 
falsche Ansatz“, sagt Werner Kerschbaum, stellvertre-
tender Generalsekretär des Österreichischen Roten 
Kreuzes und einer der Pflegeexperten des Landes. Er 
fordert schon jetzt „mehr unternehmerisches Denken 
und Handeln. Wir investieren jetzt, damit wir in 20 Jah-
ren eine Pflege- und Betreuungslandschaft vorfinden, 
über die wir dann mit Recht sagen können: Das haben 
wir so gewollt.“ Was Kerschbaum will, ist ein anderer 
Umgang mit dem Alter. Ob genug Geld für etwas vor-

handen wäre, sei schließlich eine Frage der Wertschät-
zung. „Die Verteilung von öffentlichen Mitteln durch 
die Politik ist das Abbild von gesellschaftlichen Über-
einkünften“, sagt er. „Deswegen muss zuerst das Com-
mitment da sein, dass uns ältere Menschen etwas wert 
sind, und die Einsicht, dass sie zu einem gelungenen 
Zusammenleben beitragen.“ Eine Vision im Pflegebe-
reich zu entwickeln, die über eine Legislaturperiode  
hinausreiche, sieht er als „staatspolitische Aufgabe“. 

Solange die noch nicht erledigt ist, lassen Staat und 
Privat erst einmal tausend Blumen blühen. Gemeinden 
setzen „Demografiebeauftragte“ ein, die sich auf lo-
kaler Ebene auch des Pflegethemas annehmen. Bald 
werden sie so selbstverständlich sein wie heute Um-
weltbeauftragte. Während heftig über die bessere Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf diskutiert wird, zeich-
net sich schon die nächste Zerreißprobe ab: die Verein-
barkeit von Pflege und Beruf. „Eine Managerin mit 

60-Stunden-Woche braucht nicht  
50 Euro mehr aus der Pflegeversiche
rung“, meint die Journalistin Elisa-
beth Niejahr, „sondern beispiels-
weise die Möglichkeit, befristet  
unbezahlten Urlaub zu nehmen.“ 
US-Unternehmen wie IBM, Hewlett-
Packard oder Ford bieten diese Mög-
lichkeit schon an. 

Aus der WG – in die WG
Vor allem in Deutschland sprießen am offiziellen Pfle-
gesystem vorbei Privatinitiativen, die vorwegnehmen, 
wie Pflege und Betreuung künftig in einem familien-
ähnlichen Verbund stattfinden wird. Wohngemein-
schaften bieten Menschen, die nicht mehr alleine zu-
rechtkommen, ein Leben in größtmöglicher Selbst-
ständigkeit außerhalb des Pflegeheims. Es sind keine 
durch Armut erzwungenen Zweck-WGs, hier weht eher 
der Geist der Kommunen der 60er-Jahre. 

Die Babyboomer haben angesichts ihres heran
nahenden Alters zu experimentieren begonnen. Die 
US-Psychologen Howard Schuman und Jacqueline 
Scott haben sich die Mühe gemacht, in einer landes-
weiten Studie die hervorstechenden Merkmale dieser 
Gruppe zu erheben. Zynisch, selbstbezogen und pessi-
mistisch sollen sie sein. Auf der Guthabenseite stehen 
Experimentierfreude, Eigeninitiative, Innovationskraft 
und Solidarität. Alles Merkmale, die dringend benötigt 
werden. Spätestens, wenn 2029 der letzte Babyboomer 
in Pension gehen wird.

Zuerst muss das  

Commitment da sein, 

dass uns ältere  

Menschen etwas  

wert sind
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D ie Debatte um die 24-Stunden-Pflege 
hatte und hat viele erstaunliche Facet-
ten, die von berufener und weniger be-
rufener Seite ausführlich kommentiert 
wurden. Ein Aspekt ist dabei unterge-

gangen. Er ist wenig spektakulär, aber umso folgen-
reicher für Menschen, die Pflege brauchen: Im Zuge 
der Diskussion wurde und wird noch immer eine strik-
te Trennung von Pflege und Betreuung gefordert. 

Das scheint einer der seltenen Fälle zu sein, bei dem 
es einen breiten nationalen Konsens nicht nur über alle 
politischen Parteien hinweg gibt. Auch bei Interessen-
vertretern, von der Gewerkschaft über die Senioren-
verbän de bis zu den verschiedenen Berufsverbänden, 
herrscht Einigkeit darüber.

Angst vor dem Wort Pflege
Auffällig vielen Entscheidungsträgern ist es stets wich-
tig zu betonen, dass es bei der Versorgung um eine 
24-Stunden-Betreuung und keinesfalls um die 24-Stun-
den-Pflege geht. In Arbeitsgruppen und Ausschüssen 
in Ministerien verkünden die verschiedensten Akteure 
diese Vorgabe wie ein Glaubensbekenntnis.

Was fehlt, ist zuerst einmal eine Begriffsdefinition. 
Es ist einsichtig, dass ein Vertreter der Wirtschafts-

kammer andere Vorstellungen von den Begriffen Pflege 
und Betreuung hat als zum Beispiel ein Mitarbeiter des 
Österreichischen Gesundheits- und Krankenpflegever-
bandes. 

Zwei zentrale Fragen
Der Verdacht, dass hinter der Vernebelung der Begriffe 
Methode steckt, wird durch die Tatsache erhärtet, dass 
die zentralen Fragen ja ganz einfach zu stellen wären:
z Lassen sich Pflege und Betreuung bei der Versor-

gung zu Hause überhaupt trennen? 
z Wie wird Pflege eigentlich definiert? 
Die Definition beantwortet gleichzeitig die erste Frage, 
denn sie zeigt, dass Betreuung ganz einfach ein Aufga-
benfeld von Pflege darstellt. In die Praxis übersetzt: Im 
Rahmen der 24-Stunden-Versorgung werden von den 
Betreuungskräften folgende Aufgaben gefordert und 
durchgeführt: 
z Sie übernehmen im Bereich der hauswirtschaftlichen 

Versorgung das Einkaufen, Kochen, Wäschewaschen, 
die Reinigung des Wohnbereichs und etliches mehr, 
was in einem Haushalt an Tätigkeiten anfällt.

z Sie unterstützen oder assistieren je nach Pflegebe-
darf bei der sogenannten „Grund pflege“ – bei der 
Körperpflege, bei der Verrichtung der Ausscheidung – 
oder übernehmen die Grundpflege völlig.

z Sie nehmen eine ganz wichtige Funktion im Bereich 
der beaufsichtigenden Pflege wahr, sind da, falls et-
was passieren sollte.

z Auch die soziale Funktion darf nicht unterschätzt 
werden. Betreuungskräfte schützen in vielen Fällen 
vor Einsamkeit und Isolation.

z Zum Teil werden auch medizinische Tätigkeiten über-
nommen, zum Beispiel das Wechseln von Verbän-
den.

Die Beschreibung zeigt: Die Betreuungskräfte decken 
einerseits ein sehr breites Tätigkeitsspektrum ab. Und 
sie arbeiten zunehmend „familienersetzend“: Sie über-
nehmen mehr und mehr die Aufgaben von Familienan-
gehörigen, die diese nicht wahrnehmen können – etwa 
wegen ihrer Berufstätigkeit oder weil sie zu weit weg 
von ihren pflegebedürftigen Verwandten leben. 

Meist ist es Pflege
Welche der beschriebenen Aufgaben zählt nun zur 
Pflege, welche zur Betreuung? Man könnte etwa die 
Körperpflege dem Gebiet der Pflege zuordnen, das 
Einkaufen, Kochen und Wäschewaschen dagegen der 
Betreuung. Aber bringt uns diese Wortklauberei wei-

Was ist Pflege, was Betreuung? 
Warum eine Trennung der beiden  
in der Praxis nicht funktioniert.

Etikettenschwindel

von Monika Wild

EtikettenschwindelEtikettenschwindelEtikettenschwindelEtikettenschwindel
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ter? Tatsache ist, dass pflegebedürftige Menschen in 
der Regel alle beschriebenen Leistungen in unterschied-
licher Ausprägung brauchen. Ist es zulässig zu behaup-
ten, dass es sich bei allen beschriebenen Aufgaben 

„nur“ um Betreuung handelt? Die jahrzehntelange Er-
fahrung mit pflegebedürftigen Menschen in der Praxis 
und die Beschäftigung mit der einschlägigen Theorie 
zeigen das Gegenteil: Es handelt sich dabei primär um 
Pflege. 

Auch die 24-Stunden-Versorgung kann nicht bloß 
Betreuung sein. Denn dann würde sich die Frage stellen, 
was Pflege überhaupt noch leistet. Und es wäre der 
Schluss zu ziehen, dass Pflegepersonen nicht für 
Assess  ment oder Qualitätssicherung zuständig sind. 
Andere Berufsgruppen würden die Betreuung dann an 
ihrer Stelle sicherstellen. Zuletzt könnte die Pflege 
schließlich ganz außen vor bleiben. Aber wem nützt 
das, wer profitiert davon, und wer bleibt übrig?

Die ehrliche Lösung
Ehrlicher wäre es, gleich zu sagen, dass die Betreuungs-
kräfte und Haushaltshilfen Pflege durchführen. In der 
Praxis wird das ohnehin gemacht. Es sollte nur auch  
legal ermöglicht werden und nicht mithilfe eines  
Etikettenschwindels – durch die Umbenennung von 
Pflegetätigkeiten in „Betreuung“. 

Eine Legalisierung setzt voraus, dass das Berufs-
recht der Gesundheits- und Krankenpflege geändert 
werden muss. Angeleitet müsste diese Änderung ers-
tens von der Definition des International Council of 
Nurses sein, die Betreuung als zentralen Bestandteil 
von Pflege sieht. Und weiters von einer strikten Kunden-
orientierung: Welchen Mix an Qualifikationen braucht 
eine funktionierende Versorgung Pflegebedürftiger in 
Zeiten des steigenden Pflege- und Betreuungsbedarfs 
bei gleichzeitigem Rückgang des informellen Pflege-

potenzials, also der abnehmenden Zahl pflegender  
Angehöriger? 

Pflegekräfte stehen dabei wieder vor zwei zentralen 
Fragen, vor allem vor dem Hintergrund des Themas 

„Langzeitpflege zu Hause“. 
Erstens: Ist es in Zeiten des steigenden Pflege- und 

Betreuungsbedarfs überhaupt realistisch, dass be-
stimmte Pflegetätigkeiten einer bestimmten Berufs-
gruppe vorbehalten bleiben, weil das in der Pflege-
praxis zu permanenten Gesetzesübertretungen führt? 

Zweitens: Brauchen wir nicht dringend ein anderes 
Bild von professioneller Pflege? Müssen wir uns nicht 
von der reinen Orientierung an vorgeschriebenen Tä-
tigkeiten wegentwickeln zu einer Pflege, welche die 
funktionierende Gesamtversorgung von pflegebedürf-
tigen Personen ins Zentrum rückt, den Schutz vor Ver-
einsamung und Isolation eingeschlossen? Und nicht 
zuletzt: Welcher Mix an Qualifikationen wird dafür zu-
künftig benötigt?

Sich der Realität stellen
In der Debatte um die 24-Stunden-Versorgung domi-
nierten und dominieren Fragen der Finanzierbarkeit 
und der Legalisierung von Pflegekräften. Durch eine 
Orientierung am tatsächlichen Bedarf pflegebedürf-
tiger Menschen zeichnet sie sich nicht aus. Sonst wäre 
schon erkannt worden, dass die strikt aufrechterhal-
tene Trennung von Pflege und Betreuung eine untaug-
liche Lösung für die Praxis ist. 

Langfristig gesehen hat die Berufsgruppe der Pfle-
genden mit weitreichenden Folgen zu rechnen. Denn 
durch die Trennung von Pflege und Betreuung wird oh-
ne Not ein breites Verständnis von Pflege aufgegeben, 
nur, um sich einer Realität nicht stellen zu müssen: 
Dass nämlich gewisse pflegerische Tätigkeiten auch 
von Nicht-Pflegekräften durchgeführt werden. 

Die vielen Seiten der Pflege
Die international gültige Definition.

„Pflege umfasst die eigenverantwortliche Versorgung und 
Betreuung, allein oder in Kooperation mit anderen Be-
rufsangehörigen, von Menschen aller Altersgruppen, von 
Familien oder Lebensgemeinschaften sowie von Gruppen 
oder sozialen Gemeinschaften, ob krank oder gesund, in 
allen Lebenssituationen. Pflege schließt die Förderung 
der Gesundheit, Verhütung von Krankheiten und die 
Versorgung und Betreuung kranker, behinderter und 
sterbender Menschen ein. Weitere Schlüsselaufgaben der 
Pflege sind die Wahrnehmung der Interessen und Bedürf-
nisse dieser Menschen, die Förderung einer sicheren 
Umgebung, die Forschung und die Mitwirkung in der 
Gestaltung der Gesundheitspolitik sowie im Management 
des Gesundheitswesens und in der Bildung.“
Definition des International Council of Nurses (ICN)

z
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E in heller Wintertag in einer freundlichen 
Neubauwohnung im 14. Wiener Gemein-
debezirk. Franz-Joseph Huainigg, Abge-
ordneter zum österreichischen National-
rat, bestellt bei seiner Assistentin einen 

Kaffee. Während die Espressomaschine dampft, er-
zählt Huainigg über persönliche Assistenz. 

Zwei Wörter, die für einen Paradigmenwechsel bei 
Betreuung und Pflege von pflegebedürftigen und be-
hinderten Menschen stehen. Bevormundung ist passé. 
Verantwortung solle nicht abgegeben werden, wie das 
oft in einem Heim passiere, so Huainigg: „In einem 
Heim wird gesagt: So und so muss das passieren. Es ist 
ja zu deinem Besten.“ Bei der persönlichen Assistenz 

„entscheidet der behinderte Mensch selbst, wo und von 
wem er assistiert werden möchte“.

Ein Beispiel aus dem Alltag: Der persönliche Assis-
tent geht nicht für den Behinderten einkaufen. „Das 
wäre eher Betreuung“, erläutert der 41-Jährige. Die As-
sistentin oder der Assistent geht mit dem behinderten 
Menschen einkaufen „und gibt ihm vom Regal runter, 
was er haben möchte. Dadurch nimmt der behinderte 
Mensch am Alltag teil und tut das, was er möchte.“

Der Kaffee ist fertig. Sonja Lang, Huainiggs Assis-
tentin an diesem Vormittag, bringt die Melange in 
einem Gefäß, das aussieht wie eine große Spritze. Die 

Studen tin der Ernährungswissenschaften schließt sie 
an einen weißen Schlauch an, Huainiggs Magensonde, 
und drückt den Kaffee aus der Ernährungspumpe.

Nach einer Impfung im Babyalter war Huainigg an 
beiden Beinen gelähmt. Mit zunehmendem Alter wur-
den weitere Körperteile von den Lähmungen betroffen. 
Seit einem Jahr wird Huainigg beatmet. Das Atmen 
übernimmt nun eine Maschine für ihn. „Sie lebt durch 
mich und ich lebe durch sie“, schreibt er in seinem 
Buch „Auf der Seite des Lebens“. Ein Bild- und Textband, 
in dem Huainigg und seine Frau Judit Marte-Huainigg 
von traumatischen Wochen im Spital erzählen, vom  
Familienalltag und von der Liebe zweier Menschen. Ein 
Buch, das ganz unpathetisch von einer Lebenskrise be-
richtet. Da steht ein Gedicht über die Angst, die Augen 
zu schließen und zu ersticken, neben Versen über ei-
nen Abgeordneten, der mit Windeln im Parlament sitzt. 
Dieses Nebeneinander von Offenheit und augenzwin-
kerndem Humor prägt das Gespräch mit Huainigg.

Assistierter Alltag
Gäbe es die Möglichkeiten persönlicher Assistenz nicht, 
könnte er nicht so selbstbestimmt leben: „Ich habe ei-
ne kleine Tochter mit sechs Jahren“, erzählt Huainigg, 

„und meine Frau geht einem Beruf nach.“ Die Assistenz-
leistungen gehen jedoch über Handreichungen hinaus: 

Junge behinderte Menschen und Pflege.

Von Rainer Elstner

Assistenz für ein  
 selbstbestimmtes
      Leben
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„Wegen der Beatmung brauche ich jemanden, der im-
mer da ist. Es kann sich der Schlauch öffnen, es kann 
die Atemkanüle verstopft sein. Es muss immer jemand 
da sein, der weiß, was er tun muss, wenn etwas pas-
siert. Es wäre nicht sehr sinnvoll, wenn 24 Stunden eine 
Krankenschwester bei mir sitzen würde oder gar ein 
Arzt.“ Das sei einerseits gar nicht finanzierbar, ande-
rerseits braucht Huainigg viele andere Unterstützun-
gen. „Nur 30 Prozent meiner Unterstützungen sind 
Pflege, 70 Prozent sind Handreichungen, oder ich  
diktiere einen Text oder es kratzt mich irgendetwas. 
Oder ich brauche etwas zu trinken, das durch die 
Magen sonde reingespritzt werden muss.“

Sprechen lernen
Nach dem Setzen einer Atem- und Sprechkanüle hat 
Huainigg das Sprechen neu erlernen müssen. Der leise 
schnarrende Rhythmus der Beatmungsmaschine gibt 
das Sprechtempo vor, ein Befeuchtungsgerät präpa-
riert die Atemluft. Huainigg formuliert konzentriert 
und präzise: „Die Praxis hat gezeigt, dass die Trennung 
zwischen Pflege und Betreuung, wie sie im Gesetz vor-
gesehen ist, nicht funktioniert. Der Personenbetreuer 
darf zwar das Essen zubereiten und auf den Tisch  
stellen, aber er darf den behinderten Menschen nicht 
das Essen geben. Auch Zähneputzen fällt unter Pflege. 

Eine Fußwaschung ist verboten, ein Fußbad wäre er-
laubt. Jetzt gibt es ein neues Gesetz, das vorsieht, dass 
Personenbetreuer gewisse Pflegetätigkeiten durch-
führen dürfen: Unterstützung bei Körperpflege und 
Medikamenteneinnahme. Dazu kommt der Bereich 
von pflegerischen Maßnahmen wie der Wundversor-
gung oder dem Transfer vom Bett in den Rollstuhl. Da 
gibt es die Delegation: Die Pflegefachkraft schult den 
Laienhelfer und die Pflegeangehörigen, aber auch per-
sönliche Assistenten oder Personenbetreuer ein. Das 
wird dokumentiert und muss zeitlich befristet sein.“ 

Herausforderungen
Der Unterschied zu Fachkräften sei, dass keine Berufs-
ausbildung oder -erlaubnis entstehe: „Die persönliche 
Assistentin darf jetzt bei mir die Atemkanüle absaugen, 
aber sie darf das nur bei mir machen.“

Eine verantwortungsvolle Tätigkeit. Oft sei es da 
schon sicherer, wenn man sogar zu zweit unterwegs 
sei, so Huainigg, etwa wenn ihn der Fahrtendienst ins 
Parlament bringt und etwas mit dem Beatmungsgerät 
oder einem Schlauch passiert: „Wenn keine zweite  
Person neben mir sitzen würde, hieße das: Schnell ein-
parken und zurückrennen, Tür aufreißen, Leben ret-
ten“, bringt es Huainigg auf den Punkt. Es gäbe immer 
wieder Notsituationen, zuletzt im Parlament: 2
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„Beim Liftfahren wurde der Schlauch in die Lift-
tür eingezwickt. Das Befeuchtungsgerät ist umgekippt, 
Wasser ist in den Beatmungsschlauch gekommen.  
Sonja Lang, die alleine war, hat das sehr gut gemeis-
tert.“ Sie habe ihn mechanisch weiter beatmet und 
zwischendurch den Schlauch geöffnet und das Wasser 
rausgelassen. „Das sind schon Herausforderungen!“

Hilfe im Graubereich
Lang ist 31 Jahre alt und hat, sagt sie, sehr viel gelernt 
als persönliche Assistentin. „Zunächst das Einstellen 
auf einen Menschen, auf seine individuellen Bedürfnis-
se. Und medizinnahe Tätigkeiten wie Absaugen oder 
Katheterisieren, das Reinigen des Tracheostomas  
(eine operativ angelegte Öffnung der Luftröhre) und 
der Öffnung bei der Magen-Darm-Sonde.“

Derzeit seien diese Tätigkeiten ein gesetzlicher 
Graubereich, betont Huainigg. „Ich habe mit meinen 
Assistenten einen Vertrag, dass ich die Verantwortung 
übernehme und sie ermächtige, diese Tätigkeiten bei 
mir durchzuführen, für die sie eingeschult worden sind. 
Derzeit steht im Ärztegesetz, dass ein Arzt oder eine 
Krankenschwester etwas delegieren kann. Aber das 
darf nicht gewerbsmäßig passieren. Meine Frau darf 
alles machen; wenn ich ihr aber Geld dafür zahlen wür-
de, dürfte sie es nicht mehr machen.“

Wie vieles im Gesundheitsbereich ist in Österreich 
der Bereich der persönlichen Assistenz teils Sache des 
Bundes, teils Aufgabe der Länder. Der Bund finanziert 
seit 2004 persönliche Assistenz am Arbeitsplatz. Per-
sönliche Assistenz im privaten Bereich ist vom Land zu 
finanzieren. 

„Der Weg zu und von der Arbeit fällt unter persön-
liche Assistenz am Arbeitsplatz und wird vom Bund fi-
nanziert. Aber man muss zuvor auch aufstehen, ange-
zogen werden und gefrühstückt haben. Dies ist Län-
dersache“, präzisiert Huainigg. Mit den Geldern aus 
dem siebenstufigen Pflegegeldmodell ist persönliche 

Assistenz nicht zu finanzieren: „Das Pflegegeld ist nicht 
bedarfsgerecht. Es ist eine Zuschussleistung, und man 
kann damit nicht den Pflegeaufwand und den Aufwand 
von persönlicher Assistenz abdecken.“

Kompetenz für Assistenz
In allen Bundesländern wurden Assistenzgenossen-
schaften oder -vereine gegründet, finanziert vom Bund 
und betrieben von Menschen, die selbst behindert sind 
und Assistentinnen vermitteln – in Wien etwa die WAG, 
die Wiener Assistenzgenossenschaft. „Sie helfen auch, 
dass der behinderte Mensch die Kompetenz erwirbt, 
mit Assistenten umzugehen“, so Huainigg. 

Für den Freizeitbereich, für den die Bundesländer zu-
ständig sind, gibt es unterschiedliche Regelungen: Die 
Stadt Wien hat ein Modellprojekt entwickelt. Mit der 
sogenannten Pflege geld er gän zungsleistung kann be-
darfsgerecht persönliche Assistenz finanziert werden. 
Ein solches Modell gibt es auch in Oberösterreich. Tirol 
fördert auch persönliche Assistenz. In Kärnten ist ein 
Projekt erst im Entstehen.

„Sicher wäre es sinnvoller, wenn der Pflegebereich 
von einer Seite aus geregelt werden würde“, meint 
Franz-Joseph Huainigg. „Das Problem ist, dass es durch 
die verschiedenen Zuständigkeiten auch verschiedene 
Interessen gibt. Deshalb ist eine Reform so schwierig 
und kann nur Schritt für Schritt passieren.“ Die 24-Stun-
den-Betreuung sei ein erster Schritt gewesen; das  
Gesetz, das erlaubt, dass Pflegeleistungen delegiert 
werden können, ein zweiter. 

„Weitere Schritte müssen folgen“, betont Huainigg. 
„Vor allem sollten Tagesstrukturen ausgebaut werden, 
damit pflegende Angehörige entlastet werden und 
einem Beruf nachgehen können.“ Denn in Österreich 
werden 80 Prozent aller pflegebedürftigen Menschen 
zu Hause betreut: „Jeder möchte zu Hause leben. Aber 
dafür braucht es Unterstützung, vor allem für pflegen-
de Angehörige.“

2

z

Radioarbeit mit Assistenz
Redakteurin im Rollstuhl.

Katharina Zabransky ist Rollstuhlfahrerin und arbeitet als Redakteurin 
für Freak Radio. Jeden Sonntag und Dienstag sendet Freak Radio  
auf der ORF-Mittelwellenfrequenz 1476. Im Mittelpunkt stehen die  
Lebensgeschichten, Alltagserfahrungen und Anliegen behinderter 
Menschen. Die Mitarbeiter arbeiten unentgeltlich, was bedeutet, dass 
es vom Bund kein Geld für Assistenz gibt. Die Radio arbeit fällt unter 
Freizeit und ist damit Ländersache. Nicht nur für Aufstehen, Duschen, 
Waschen, Kochen, Aufräumen brauche sie die Hilfe einer Assistentin, 
sondern auch bei der Radioarbeit. 2000 Euro hat die letzte Monats-
rechnung ausgemacht, erzählt Zabransky, vom Fonds Soziales Wien 
bekommt sie nur 1600 Euro pro Monat für Assis tenzleistungen.  
Die Differenz zahlt die 34-Jährige aus der eigenen Tasche.
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Persönliche Freiheit
P ersönliche Freiheit und 

ein Leben in den eige-
nen vier Wänden stehen auch 
für Harald Großmayer an 
oberster Stelle. Der 35-Jäh-
rige ist Rollstuhlfahrer. „Alle 
vier Gliedmaßen sind durch 
eine Zerebralparese in ihrer 

Beweglichkeit eingeschränkt“, erläutert Großmayer. 
Besucht man Harry, wie ihn seine Freunde nennen, in 
seiner betreuten Wohngemeinschaft im 12. Wiener Ge-
meindebezirk, empfängt er den Gast mit einem herz-
lichen Lächeln. 

Eigene Küche, eigenes Bad
Vor drei Jahren hat sich Großmayer 
in eine Wohnungseinheit gewagt, 
mit eigener Küche und eigenem 
Bad. Zwei- bis dreimal pro Woche 
kocht sich Großmayer selbst. „Ich 
kann alles, vom Rindsgulasch bis 
zum Püree“, erzählt er stolz. Die 
Küche wurde für ihn umgebaut, 
die Arbeitsfläche heruntergesetzt.

An der Wand hängen Bilder, in den Regalen stapeln 
sich Pokale. „Die hab ich beim Boccia gewonnen“,  
berichtet Großmayer und wirkt im Rollstuhl gleich  
einige Zentimeter größer. Europameisterschaft, Welt-
cup, Paralympics – Großmayer ist viel herumgekom-
men. Der Sport führte ihn bis nach Australien und Neu-
seeland. „Vor zwei Jahren hab ich aufhören müssen, 
weil meine Hand nicht mehr so tut, wie ich will“,  
erzählt der Paralympics-Vierte von Athen.

Großmayer führt ein selbstbestimmtes Leben. Ein 
Leben, das er während seiner Schullaufbahn – er hat ei-
nen Polytechnischen Lehrgang in Niederösterreich ab-
solviert – schmerzlich vermisst hat. Um das Schulheim 
habe es „rundherum nur Wald“ und „keine Menschen“ 
gegeben, erinnert sich Großmayer. „Am Anfang war 
das okay, aber man will ja doch unter die Leut.“ Nur 
einmal in der Woche war „Ausgang“. 

Jetzt genießt er es, einfach die Türe hinter sich zuzu-
machen und einkaufen zu fahren. Ohne seinen Roll-
stuhl mit Elektromotor wäre das jedoch nicht möglich. 
Ein teures Stück, das alle Stückerln spielt. Stolz erklärt 

Großmayer alle Funktionen. Denn der Rolli bedeutet 
für ihn ein großes Stück Freiheit. Er ist höhenverstell-
bar, sodass Großmayer auch an die oberen Reihen der 
Regalschränke herankommt. „Die Wohnung hab ich 
mir so eingerichtet, dass ich alles erreichen kann.“ 

Tacho auf dem Rollstuhl
Großmayer hat sich sogar einen Tachometer auf den 
Rollstuhl montiert. 3200 Kilometer hat er in den ver-
gangenen 14 Monaten zurückgelegt. Eine weite Stre-
cke hat er auch vor sich, wenn er nach Hause zu seinen 
Eltern ins Weinviertel fährt. In der Station in seinem 
Heimatort ist eine Unterführung, die für Rollstuhlfah-

rer nicht geeignet ist. „Da komm 
ich mit dem Rolli weder rauf 
noch runter“, erzählt Großma-
yer. Er steigt bei einer anderen 
Station aus – und fährt den drei 
Kilometer langen Weg selbst.

Was Großmayer noch am Le-
ben in der Wohngemeinschaft 
freut, ist das Verhältnis von  
Betreuern und Bewohnern. „Ich 
kann mir nicht mehr vorstellen, 

dass das anders ist.“ Denn es ist kein hierarchisches 
Verhältnis wie in seiner Jugend das zu seinen Erziehern: 

„Die haben zu uns du gesagt, wir mussten sie aber  
siezen“, seufzt Großmayer.

Unterstützung am Arbeitsplatz
Was in den Bereich Pflege fällt, übernehmen die Be-
treuerinnen und Betreuer, die gerade Dienst in der be-
treuten WG von Großmayer haben – etwa Hilfe bei der 
Körperhygiene. Jüngst hat Großmayer bei der Kranken-
kassa erfolgreich um einen Hebe-Lifter angesucht. Die 
Vorrichtung, die aussieht wie ein großes Fitnessgerät, 
erleichtert nicht nur ihm das Duschen, sondern ent-
lastet auch die Wirbelsäulen der Betreuer.

Persönliche Assistenz nimmt Großmayer nicht in An-
spruch, auch nicht am Arbeitsplatz. „Da helfen mir die 
Bürokollegen, wenn ich etwas brauche“, so Großmayer. 
Acht Stunden pro Woche arbeitet er bei den Grünen im 
Wiener Rathaus. „Das macht irrsinnig viel Spaß. Ich 
bin seit vier Jahren dabei und werde im Büro empfan-
gen, als wär ich der Kaiser.“

Harald Großmayers Leben zwischen Rolli, Büro und WG.

Von Rainer Elstner

Persönliche Freiheit

z

3200 Kilometer hat  

er in den vergangenen 

14 Monaten im Rollstuhl 

zurück gelegt



6|2008
24

K aum hat das Jahr begonnen, gibt es im 
Pflegebereich eine neue Devise: 

„Schwamm drüber!“ Dieses geflügelte 
Wort ist nicht nur dazu angetan, das 

„Unwort“ des Jahres 2008 zu werden, 
sondern verärgert behinderte und ältere Menschen 
massiv, da sie sich mit ihren täglichen Problemen von 
der Politik im Stich gelassen fühlen. 

So ist ausgerechnet ein „Schwamm drüber“ bei der 
Körperpflege durch Betreuer oder Assistenten gesetz-
lich untersagt, ebenso wie Essengeben, Zähneputzen, 
Katheterisieren oder das lebens-
notwendige Absaugen einer ver-
schleimten Atemkanüle.

Das Gesundheits- und Kranken-
pflegegesetz ist für stationäre 
Einrichtungen konzipiert worden 
und erlaubt diese Pflegetätigkei-
ten nur durch diplomierte Fach-
kräfte. Im Krankenhaus, wo Ärzte, 
Krankenschwestern und spezifi-
sche Fachexperten jederzeit verfügbar sind, hat dies 
seine Berechtigung. Im integrierten Alltag behinderter 
Menschen ist diese gesetzliche Regelung jedoch völlig 
praxisfremd. Hier drei Beispiele:

Beispiel 1: Arbeit trotz Pflege
Barbara kann trotz hohen Pflegebedarfs einer Arbeit 
nachgehen. Die persönliche Assistentin begleitet sie 
zum Arbeitsplatz, gibt ihr das Essen und hilft ihr, wenn 

sie auf die Toilette muss. Ohne diese Hilfeleistungen 
könnte sie keinem Beruf nachgehen. Die persönlichen 
AssistentInnen sind angelernte StudentInnen, die die-
se Pflege tätigkeiten sehr professionell durchführen. 
Aller dings nicht legal. Denn laut § 50A des Ärztegeset-
zes kann zwar jede Person eingeschult werden, darf für 
die se Pflegetätigkeiten aber kein Geld bekommen.

Beispiel 2: Schullandwoche mit Katheter
Ilona muss von Kindheit an katheterisiert werden. In 
der Schule musste sie oft so dringend auf die Toilette, 

dass sie sich häufig gar 
nicht mehr auf den Unter-
richt konzentrieren konnte. 
Es hieß jedoch immer war-
ten, bis die Krankenschwes-
ter kommt. Als Ilona auf 
Schullandwoche mitfahren 
wollte, sagte man: „Geht 
nicht: Ilona kann nicht ka-
theterisiert werden, und es 

ist zu teuer, die Krankenschwester auf Schullandwoche 
mitzunehmen!“ Ein Lehrer ergriff die Initiative, ließ 
sich von der Mutter einschulen und katheterisierte  
Ilona während der Woche „auf eigene Kappe“.

Beispiel 3: Unterricht via Webcam
Martin, neun Jahre, wird seit einem Jahr durch eine Ma-
schine beatmet. Bei ihm wagte es kein Lehrer, sich „auf 
eigene Kappe“ in notwendigen pflegerischen Tätig-

Das Pflegeverständnis der   
 „Schwamm drüber“-Fahrer

Von Franz-Joseph Huainigg

Problem Laienhelfer: Drei Fallbeispiele 
und ein Lösungsvorschlag.

Die Änderung der 

Krankenpflegeverordnung 

im März dieses Jahres 

geht am Problem vorbei
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keiten, wie dem Absaugen der Atemkanüle, einschulen 
zu lassen. So sitzt er heute zu Hause vor seinem Com-
puter und verfolgt den Unterricht live über eine Web-
kamera. Der so wichtige Kontakt mit den gleichaltrigen 
Schulkollegen kann so nicht funktionieren. Was tun?

Die Tätigkeitsbereiche der verschiedenen Berufs-
gruppen wie diplomierter Krankenpfleger, Pflegehel-
fer, Altenbetreuer oder Familienhelfer sind strikt vonei-
nander abgegrenzt. Berufsständische Interessen dür-
fen jedoch nicht über den Lebensanforderungen inte-
grierter behinderter Menschen stehen.

Flexible Modelle
Dringend gefordert sind flexible Modelle, wie sie vor 
wenigen Tagen im „Standard“ auch die Präsidentin des 
Österreichischen Gesundheits- und Pflegefachverban-
des, Ursula Frohner, vorschlug: Es komme darauf an, 
sagte Frohner, „dass eine diplomierte Fachkraft in  
jedem Fall ein individuell angepasstes Pflege- und  
Betreuungskonzept ausarbeitet. Dann kann sich die 
Betreuungsperson unter Anleitung einarbeiten und 
dann die fachgerechte Pflege selbst übernehmen.“ 

Dem ist vollinhaltlich zuzustimmen: Ein auf die 
Bedürf nisse der Pflegebedürftigen ausgerichtetes Mo-
dell einer „zertifizierten Assistenz“ wäre für alle Betei-
ligten von Vorteil. Monika Wild, Pflegeexpertin des 

Roten Kreuzes, hat in der „Österreichischen Pflegezeit-
schrift“ festgestellt, dass es ehrlicher wäre, die Heim-
betreuerInnen Pflegetätigkeiten legal durchführen zu 
lassen: „Legal hieße eine Änderung des Berufsrechts 
der Gesundheits- und Krankenpflege. Bereits jetzt sind 
Angehörige, Nachbarn und auch Haushalts hilfen, wenn 
sie ihre Tätigkeit nicht entgeltlich durchführen, von 
den Bestimmungen des GuKG ausgenommen.“

Am Kernproblem vorbei
Der im Parlament eingebrachte Entschließungsantrag 
zur Krankenpflegeverordnung sieht nur Ausnahmebe-
stimmungen für Körperpflege und Nahrungsverabrei-
chung vor. Das geht am Kernpro blem vorbei, da wei-
terhin viele Pflegetätigkeiten ille gal und unkontrolliert 
durchgeführt werden müssen. 

Es braucht eine umfassende Lösung, die durch Ein-
schulung und Begleitung der HeimbetreuerInnen und/
oder AssistentInnen qualitätsvolle Pflege gewährleis-
tet, statt wie bisher in der 24-Stunden-Betreuung und 
bei der persönlichen Assistenz nur „Schwamm drüber“ 
zu erlauben.

Franz­Joseph Huainigg ist Nationalratsabgeordneter und 
ÖVP­Behindertensprecher, vom Kopf abwärts gelähmt,  
zu Hause lebend und bestens gepflegt durch Familie und 
persönliche Assistenz. Dieser Artikel ist zuerst erschienen  
in „Der Standard“, 21. 1. 2008.

z
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M ara ist siebzehn. Sie ist ein „Young 
Carer“ – so nennt man Kinder und 
Jugendliche, die Mutter, Vater, Bru-
der, Schwester oder einen anderen 
nahen Familienangehörigen pfle-

gen. Während sich ihre Freunde nach der Schule am 
Sportplatz oder im Kino tref-
fen, sind sie zu Hause oder 
im Krankenhaus. 

Dass Kinder Pflegetätig-
keiten übernehmen und in 
den eigenen vier Wänden 
ganze Arbeit leisten, bleibt 
der Öffentlichkeit oft ver-
borgen. Während man sich 
etwa in Großbritannien seit Jahren mit „Young Carers“ 
auseinandersetzt (siehe Kasten auf S. 28), ist in Öster-
reich kaum etwas über die Situation von minder-
jährigen Pflegenden bekannt. In Deutschland wurde 
kürzlich ein Forschungsprojekt zum Thema „Kinder 

und Jugendliche als pflegende Angehörige“ abge-
schlossen. Pflegewissenschafter der Universität Wit-
ten/Herdecke untersuchten unter der Leitung von 
Univ.-Prof. Dr. Wilfried Schnepp die familiale Pflege, 
die von Kindern und Jugendlichen erbracht wird. Dazu 
wurden 81 Interviews mit Mitgliedern von 34 betrof-
fenen Familien geführt. Wie mit Mara. 

„Dann fahre ich wieder nach Hause, und dann hab ich 
eine Stunde Zeit, und diese Stunde, die nehme ich mir 
auch, die lass ich mir nicht nehmen, und da geh ich 
spazieren (...), und da bin ich nur für mich. Dann geh 
ich wieder nach Hause, mache den Haushalt, geh ein-
kaufen und koche, und dann kommen mein Vater und 
mein Bruder nach Hause, und sie essen dann, und ich 

geh dann wieder ins Kran-
kenhaus und bin bei meiner 
Mutter, und irgendwann 
um elf bin ich wieder zu 
Hause, und dann versuche 
ich, dass ich mich ganz 
schnell zurückziehen und 
ins Bett gehen kann. Schla-
fen kann ich nicht so gut, 

das ist immer ein Problem, aber dann bin ich kaputt, 
und am nächsten Tag geht es weiter.“

Wie kommt es dazu, dass Kinder und Jugendliche  
eine solche Verantwortung übernehmen? – „Eine Men-
ge Faktoren beeinflusst das Zustan dekommen des 

Kinder und Jugendliche als 
Pflegepersonal, Vertrauenspersonen und 
Schutzwall für ihre Eltern. Ein Problem, 
das in Österreich noch keine Lobby hat.

Von Simone Kremsberger

Wenn 
 Kinder  
 pflegen pflegen
 Kinder  
 pflegen
 Kinder  

Die Zahl der Young Carers  

in Großbritannien wird auf 

175.000 geschätzt. Die 

jüngsten sind drei Jahre alt

Wenn   
  Kinder   
 pflegen
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Pflegebedarfs“, sagt Projektmitarbeiterin Dr. Sabine 
Metzing. „Ein wichtiger Faktor ist die Anzahl von Schul-
tern, auf die sich die Arbeit verteilen lässt.“ Das heißt: 
Handelt es sich um eine Ein- oder um eine Zweieltern-
familie? Wie viele Kinder gibt es in der Familie? Sind fa-
miliäre und weitere Netzwerke vorhanden? Bekommt 
die Familie professionelle Unterstützung? 

Je weniger „Schultern“ Tätigkeiten in Pflege, Haus-
halt etc. übernehmen können, desto eher werden Kin-
der und Jugendliche pflegerisch tätig. Die Kinder ver-
suchen, den Alltag aufrechtzuerhalten und die Familie 
zusammenzuhalten. Metzing: „Sie füllen die Lücken.“ 

Pflegekraft Kind
Was Kinder und Jugendliche alles leisten, ist beacht-
lich: Sie helfen der pflegebedürftigen Person beim  
An- und Ausziehen, beim Waschen und Baden, bei der 
Nahrungsaufnahme, bei der Ausscheidung. Sie geben 
Spritzen, verabreichen Medikamente. Im Notfall ver-
sorgen sie Wunden 
oder alarmieren die 
Rettung. Sie trösten 
die Eltern – die er-
krankte Person ebenso 
wie den gesunden Eltern
teil. Daneben überneh-
men sie Tätigkeiten, die 
die kranke Person nicht 
selbst machen kann: Auf-
gaben im Haushalt wie 
Einkaufen und Kochen, 
Behördengänge, Bankge-
schäfte. Ältere kümmern 
sich um die jüngeren Ge-
schwister, helfen ihnen 
bei den Hausaufgaben, 
bringen sie zur Schule. 

Alltag Krankheit
Für viele Kinder ist das Übernehmen pflegerischer  
Tätigkeiten „normal“ oder „nicht so schlimm“. Oft  
kennen sie den Vater nur im Rollstuhl oder sind mit der 
psychischen Erkrankung der Mutter aufgewachsen. 

Doch auch wenn das Leben mit der Krankheit für sie 
Normalität bedeutet, unterscheiden sich pflegende 
Kinder von Gleichaltrigen. Sabine Metzing spricht von 
körperlichen, schulischen, sozialen und emotionalen 
Auswirkungen der Pflegesituation auf die „Young  
Carers“, die in unterschiedlichem Ausmaß auftreten 
können. Erstere reichen von zu wenig Schlaf bis zu  
Rückenschmerzen, etwa wenn Kinder helfen, die pfle-
gebedürftige Person vom Rollstuhl ins Bett zu heben. 

Bei manchen Kindern leidet die Schule – weil sie sich 
wegen des Schlafmangels nicht konzentrieren können, 

zu wenig Zeit zum Lernen haben oder aufgrund ihrer 
Pflegetätigkeit Fehlzeiten haben. Mara zum Beispiel 
war seit sechs Monaten nicht mehr in der Schule. Die 
Pflichten zu Hause wirken sich auch auf die Freizeit 
aus: Viele Kinder haben Hobbys, treffen sich mit Freun-
den. Andere haben jedoch wenig Zeit für andere und 
für sich selbst und sind sozial isoliert.

Angst und Scham
Pflegende Kinder quälen vor allem andere Sorgen als 
Kinder gesunder Eltern: Oft haben sie Angst um ihre 

kranken Eltern – manchmal, etwa im Fall von psychi
scher Krankheit oder Alkoholismus, auch vor den El
tern. Wenn die Mutter oder der Vater im Krankenhaus 
ist, müssen sie mit der Trennung zurechtkommen. 

„Es ist ziemlich einsam, wenn man zu Hause ist und 
Papa nicht da ist“, sagt die zehnjährige Tochter eines 
psychisch kranken Vaters. Die meisten pflegenden Kin-
der und Jugendlichen wünschen sich jemanden zum 
Reden. Von Gleichaltrigen fühlen sie sich häufig nicht 
verstanden. Sie schämen sich für ihre Situation und 
wollen nicht „anders“ sein. Hinzu kommt die Vorsicht, 
ja nicht zu viel zu erzählen – aus Angst davor, dass die 
Familie auseinandergerissen werden könnte. 

Reife und Selbstwertgefühl 
Das Übernehmen von Pflegetätigkeiten und Verant
wortung hat aber auch positive Auswirkungen 

Manche Kinder 
können sich 
wegen des 
Schlafmangels  
in der Schule  
nicht mehr  
konzentrieren
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auf die Kinder und Jugendlichen: Die Familie 
hält zusammen. Die Kinder können mehr Zeit mit der 
Mutter oder dem Vater verbringen, wenn ein Elternteil 
aufgrund der Krankheit zu Hause ist. 

Aufgrund ihrer Verantwortung fühlen sie sich Gleich-
altrigen voraus, haben ein gesteigertes Selbstwertge-
fühl und sind stolz darauf, was sie leisten. Äußert die 
kranke Mutter oder der kranke Vater Dankbarkeit, füh-
len sie sich bestätigt: „Das Einzige, was meine Mutter 
noch kann, ist lächeln, und dieses Lächeln macht mich 
stark. Es hilft mir, weiterzumachen und zu verstehen, 
wofür es sich lohnt“, sagt Mara. 

„Es bricht einem das Herz“
„Sofern es Familien möglich ist, versuchen sie, Belas
tungen abzufangen“, meint Sabine Metzing. Doch viel-
fach fühlen sie sich mit der Situation überfordert und 
allein. Bleibt die Krankheit eine Bedrohung für die Fa-
milie, entsteht ein „gefährlicher Kreislauf“: Die Familie 
rückt noch enger zusammen, schottet sich nach außen 
ab, die Kinder intensivieren ihre Bemühungen, die ne-
gativen Auswirkungen auf sie nehmen zu. 

Metzing nennt Beispiele: Da ist etwa die Familie, die 
im Krieg aus dem Kosovo geflohen ist und seit Jahren 
in Deutschland lebt. Die Mutter dreier Söhne im Alter 
von acht, 13 und 14 Jahren ist durch den Krieg schwer 
traumatisiert und kann nicht alleine gelassen werden. 
Der älteste Sohn kümmert sich um sie und um die Brü-
der. Da die Mutter nicht Deutsch spricht, begleitet er 
sie als Übersetzer zum Psychiater und übersetzt die 
therapeutischen Gespräche, in denen von Kriegsverbre
chen und Massenvergewaltigungen die Rede ist. 

Wie geht ein Vierzehnjähriger mit dieser Situation 
um? „Eigentlich bricht das einem das Herz“, sagt der 
Junge im Interview.

Und da ist die mittlerweile Neunzehnjährige, die Sabi-
ne Metzing schlicht als „Aschenputtel“ bezeichnet. Ab 
15 war sie allein für ihre schwer an multipler Sklerose 
erkrankte Mutter verantwortlich. Stiefbrüder und Tan-
ten schoben ihr die volle Verantwortung zu und boten 
keine Unterstützung. Ihr eigenes Leben? „Das war weg.“ 

Young Carers
„Young Carers“ sind Kinder und Jugendliche, die regel
mäßig für einen oder mehrere kranke Angehörige sorgen, 
ihnen helfen und sie pflegen. Sie werden in allen Be-
reichen der Pflege tätig und leisten verantwortungsvolle 
Arbeit, die nach außen hin oft unsichtbar bleibt.  
In Großbritannien, dem Ursprungsland der „Young 
Carers“-Forschung, setzt man sich seit den 1990er-Jahren 
in mehreren groß angelegten Studien mit den jungen 
Pflegenden auseinander. Deren Zahl wird mit 175.000 
angegeben, wobei die Jüngsten gerade mal drei Jahre alt 
sind. Für die „Young Carers“ wurden in Großbritannien 
bereits verschiedene Projekte und Anlaufstellen etabliert.

Das Einzige, was  

meine Mutter noch 

kann, ist lächeln. Und 

dieses Lächeln macht 

mich stark

2



29
6|2008

Als die Tochter 18 war, starb die Mutter in ihrer Anwe-
senheit. Die junge Frau lebt heute in einer psychia
trischen Klinik. 

Wer ist für diese Kinder und Jugendlichen verant-
wortlich? „Wir alle“, sagt Sabine Metzing. „Das ist ein 
gesellschaftliches Problem.“ Viele Berufsgruppen wür-
den gemeinsam Verantwortung tragen: Pflegende, 
Ärztinnen und Ärzte, Lehrerinnen und Lehrer – und all 
jene, die mit den betroffenen Kindern in täglichem 
Kontakt seien. 

Unterstützung für „Young Carers“
In einem Folgeprojekt konzipieren die Pflegewissen-
schafter der Universität Witten/Herdecke nun mit der 
Förderung des deutschen Bundesministeriums für Bil-
dung und Forschung ein Unterstützungs- und Hilfean-
gebot für pflegende Kinder und ihre Familien. Ziel ist 
es, eine zentrale Anlaufstelle zu etablieren. 

Schwerpunkte sollen auf Gesprächsangeboten mit 
Experten und Gleichbetroffenen, Information zu 
Krankheit und Pflege sowie Vermittlung pflegerischer 
Tätigkeiten liegen. Alltagshilfen sollen zur Verfügung 
stehen – „damit etwa eine Mutter, wenn sie einen MS-
Schub hat, jemanden anrufen kann, der das Kind in 
den Kindergarten bringt“, so Metzing. Für die Kinder 
soll es ein Freizeitangebot und Hausaufgabenhilfe ge-
ben. Als Vorbild dienen Initiativen in Großbritannien. 

Für 2009 ist ein Pilotprojekt in einer Region geplant 
– erweist es sich als effektiv, will man es anderen Kom-
munen zugänglich machen. 

Professionelle Unterstützung könnte „Young Carers“ 
wie Mara etwas Last von den Schultern nehmen. Und 
ihnen die Gelegenheit geben, ab und zu einfach 
Kind zu sein.

LITERATUR UND LINKS:
Sabine Metzing: Kinder und Jugendliche  
als pflegende Angehörige. 
Erleben und Gestalten familialer Pflege.  
Bern: Hans Huber 2007, 190 S., E 30,80
Sabine Metzing richtet den Fokus auf eine im deutsch-
sprachigen Raum bisher wenig beachtete Gruppe, auf 
pflegende Kinder und Jugendliche. Die Pflegewissenschaf-
terin führte Interviews mit Kindern und Eltern in Deutsch-
land, die von der chronischen Erkrankung eines Familien-
mitglieds betroffen sind. In dieser Studie entwirft sie ein 
Modell zum Erleben und Gestalten familialer Pflege, an 
der Kinder und Jugendliche aktiv beteiligt sind.

Björn Kern: Einmal noch Marseille. 
Roman. München: Beck 2005, 127 S., E 13,30
Der Sohn, bereits erwachsen und selbstständig, kehrt zu 
seinen Eltern zurück, um bei der Pflege der schwer er-
krankten Mutter zu helfen. „Ich werde mich nicht mehr 
bewegen können. Ich werde nicht mehr schlucken können, 
und am Ende ersticke ich“, sagt die Mutter. Doch solange 
sie kann, klammert sie sich an jeden Funken Leben. Björn 
Kern schildert auf unsentimentale Weise, wie die Krank-
heit zunehmend das Familienleben dominiert, wie Mutter, 
Vater und Sohn enger zusammenrücken, wie sie an  
Grenzen stoßen und allmählich Abschied nehmen. 

www.kinder-kranker-eltern.de/wbblite 
Das Forum „Kinder kranker Eltern“ bietet eine Plattform 
für pflegende Kinder und Jugendliche und ihre Familien, 
um miteinander in Kontakt zu treten, sich auszutauschen 
und sich gegenseitig Mut zu machen.

www.youngcarers.net 
Die englische Website dient als erste Anlaufstelle für 

„Young Carers“ und verrät, wo pflegende Kinder und  
Jugendliche Unterstützung bekommen.z
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Das Altsein von morgen ist immer weniger mit einer  
gegenwärtigen Altersgrenze zu fassen. Der Mensch kann 
sich ändern, wenn er sein Selbstbild ändert. Das gilt auch 
für die alternde Gesellschaft, wenn sie ihre Stereotype 
aufgibt. Dazu zählt die Gleichsetzung von „alt“ mit un
produktiv, innovationsfeindlich und greisenhaft – und mit 
über 60-jährig. Das geht sich auch numerisch aus: Eine 
Altenlastquote, die Altsein mit über 65-jährig gleichsetzt, 
ergibt für 2030 fast denselben Wert wie die Altenlastquote 
der über 60-Jährigen für das Jahr 2006. Ein Verschieben der 
Grenze, die das Altsein markiert, um lediglich fünf Jahre 
nimmt dem Alterungsprozess den Großteil seiner  
Brisanz.

Heinz Faßmann, Demograf, 
in „Die Presse“, 21. Dezember 2007

Wovon wir leben werden
Die Pensionen sind sicher.
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Die gesetzliche Rentenversicherung gerät zunehmend 
unter Druck: Immer mehr Rentner stehen immer weniger 
Beitragszahlern gegenüber. Bereits für das Jahr 2030 wird 
erwartet, dass ein einziger Arbeitnehmer mehr als einen 
Rentner finanzieren muss. Durch die Veränderung der 
Altersstruktur sinken die Renten. Die gesetzliche Rente 
wird künftig nur noch eine Basissicherung darstellen.  
Begriffe wie Einheitsrente oder Altersarmut geistern 
durch die Medien. Das Absinken des Rentenniveaus  
führt dazu, dass die Rentenlücke immer größer wird.  
Die Rentenlücke ist der Unterschied zwischen Ihrem  
Nettoeinkommen und Ihrer späteren Rentenzahlung.

Versicherungs-Werbung für private Altersvorsorge

Wovon wir leben werden
Die Pensionen sind unsicher.
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W ovon werden wir – ob als Gesunde, als 
Pflegende oder als Gepflegte – im Alter 
leben? „Wer von den geburtenstarken 

Jahrgängen bis jetzt nicht vorgesorgt hat“, erklärt der 
deutsche Wirtschaftsforscher Rudolf Hickel, „dem 
droht ein Ende in Altersarmut.“ 

Schlechte Aussichten für die Mehrheit, die gelernt 
hat: Meine Pensionsbeiträge werden vom Staat gar 
nicht wie auf einem Sparbuch samt Zinsen für mich an-
gespart. Sondern sie werden sofort wieder ausgege-
ben: Jede Generation finanziert mit ihren Beiträgen 
nicht die eigene Altersversorgung, sondern die ihrer 
Eltern und Großeltern (siehe Kasten „Der Generatio-
nenvertrag“). 

Alle gesetzlichen Sozialversicherungen funktionie-
ren nach diesem Umlageverfahren, die Kranken-, die 
Arbeitslosen-, die Unfallversicherung, in Deutschland 
auch die Pflegeversicherung. Geht es nach einer zen-
tralen Forderung des Roten Kreuzes, dann soll auch  

eine künftige Pflegeversicherung in Österreich so 
funk tio nieren. „Wir möchten außer Streit stellen, dass 
Pflegebedürftigkeit ein solidarisch zu tragendes Risiko 

– unser aller Risiko – ist“, erklärt Werner Kerschbaum, 
stellvertretender Generalsekretär des Österreichi schen 
Roten Kreuzes (ÖRK). Im Moment greift bei Krankheit 
das solidarische Sozialversicherungsprinzip. Sobald  
jemand austherapiert ist, fällt er aus diesem Sys tem 
heraus und wird nicht selten zum „Sozialfall“, das heißt 
zum Bezieher von Sozialhilfe. „Das muss sich ändern“, 
sagt Kerschbaum. „Pflege und Betreuung müssen im 
solidarischen System verankert und solidarisch finan-
ziert werden.“

Doch marode Staats- und kollabierende Kranken-
kassen werfen heute uralte Grundsatzfragen wieder 
auf: Soll der Staat bei den erwerbstätigen Generatio-
nen und bei den Arbeitgebern Steuern und Abgaben 
einheben und mit diesem Geld die Sozialversiche-
rungen bezahlen, darunter die Pensionen? Soll jeder 
für sich selbst vorsorgen, sein Geld in Aktien, Wertpa-
pieren, Immobilien anlegen und hoffen, im Alter davon 
leben zu können? Bewährt sich eine Mischform? 

Welcher ist der beste Weg, um die sozialen Siche-
rungssys teme demografiefest zu machen?

Spar dich reich!
Banken und Versicherungen haben dazu viele Ideen – 
und entsprechende Finanzprodukte. Dass sie die Nach-
teile der kapitalfinanzierten Privatpension nicht in den 
Vordergrund ihres Marketing stellen, ist nachvollzieh-
bar. Doch davon gibt es einige. Denn auch die Kapital- 
und Immobilienmärkte, die künftig die Pensionsrendi-
ten liefern sollen, spüren die Demografie. 

Dabei geht es nicht nur um das Haus, dessen Ver-
kauf oder Ver mietung als Altersvorsorge gedacht ist. 

„Wegen der schrumpfenden Bevölkerung können 

Pflegefall 
PenSion?
Die Alterssicherung der Mehrheit ist „die Pension“. 

Wie sicher ist sie? Zahlt sich private Vorsorge aus?

Von Robert Dempfer

„Wir möchten außer 

Streit stellen, dass die 

Pflegebedürftigkeit ein 

solidarisch zu 

tragendes Risiko ist“

Werner Kerschbaum,  
österreichisches rotes Kreuz

2
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Josef Wöss ist Leiter der 
sozialpolitischen Abteilung der 
Arbeiterkammer. Dem Österrei
chischen Wirtschaftsforschungs-
institut (WIFO) hat er eine ein-
fache Frage gestellt: Die Zahl äl-
terer Menschen in unserem Land 
wird in den kommenden Jahr-
zehnten massiv in die Höhe ge-
hen – werden die Pensionen da-

durch unfinanzierbar? Die Antwort der Experten laute-
te erwartungsgemäß: Das hängt davon ab.

Zuerst von der Altenquote: der Zahl der Personen 
über 65 im Verhältnis zur Zahl der Personen im Alter 
von 15 bis 64 Jahren. Erstere – die Älteren – werden 
mehr, Letztere – die Beitragszahler – werden weniger. 
Ihre Abgaben finanzieren im umlagefinanzierten Sys
tem auch die Pensionen. 

Aber steigt deswegen gleichzeitig die Pensionsquo-
te, also die Menge der ausbezahlten Pensionen, im Ver-
gleich zur Anzahl der Beitragszahler? 

Die Rolle der Quote
Das wiederum ist abhängig von einer weiteren Verhält-
niszahl, nämlich der Beschäftigungsquote. Sie gibt 
den Anteil der Erwerbstätigen an einer Bevölkerung 
wieder. Unter Berücksichtigung dieser drei Quoten 
lautet die Antwort des WIFO: „Wenn mehr Leute länger 
in höher qualifizierten Berufen arbeiten, dann ist es 
kein Problem für die Pensionen, wenn es mehr Ältere 

gibt. Und wenn vielleicht sogar wieder mehr Kinder ge-
boren werden, dann schadet das auch nicht.“ 

Was bedeutet dieses „Rezept“ für die Praxis?
„Mehr Leute“: höhere Frauenerwerbsquote, bessere 

Erwerbschancen für ältere Arbeitnehmer – mehr Men-
schen arbeiten und bezahlen Beiträge. 

„Länger arbeiten“: Anhebung des gesetzlichen Pensi-
onseintrittsalters, bessere Erwerbschancen für ältere 
Arbeitnehmer (auch durch laufende Weiterbildung) – 
mehr Menschen arbeiten und bezahlen Beiträge, weil 
sie länger arbeiten oder nicht arbeitslos oder frühpen-
sioniert werden. 

„Höher qualifizierte Berufe“: „Eine Volkswirtschaft 
kann trotz weniger Beschäftigter immer reicher wer-
den“, sagt Alois Guger vom WIFO. „Es kommt nicht  
darauf an, wie viele Menschen ich habe, sondern wie 
produktiv sie sind.“ Gute Ausbildung ist daher schon 
bei Jugendlichen notwendig, außerdem bei Migranten, 
später hilft die Weiterbildung berufstätiger Menschen.

„Mehr Kinder“: Maßnahmen zur Verbesserung der 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie (einkommensab-
hängiges Kindergeld; Mutter und Vater teilen sich die 
Karenzzeit, um dem Arbeitsmarkt schneller wieder zur 
Verfügung zu stehen; flächendeckende Kindertages-
betreuung).

Das sind die Stellschrauben, an denen gedreht wer-
den muss. Die Antwort des WIFO zeigt aber laut Josef 
Wöss auch: „Die Annahme, dass sich die Pensionsquo-
te bei massiv steigendem Altenanteil dramatisch ver-
schlechtern muss, ist nicht haltbar.“

Viele Alte – keine Pension?
Wie viele ältere Menschen sind in unserem Pensionssystem finanzierbar?

Josef Wöss

z
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sie in manchen Teilen Österreichs nur mehr das 
Schild ,Zu verschenken‘ darauf anbringen“, sagt der 
Demograf Rainer Münz. Noch viel schwieriger sind die 
Verhältnisse auf den Kapitalmärkten. Man muss gar 
nicht Kriege und Hyperinflation bemühen oder Be-
triebs pensions-Skandale wie in den USA. Dort hatten 
Betriebe ihren Arbeitnehmern feste Renten verspro-
chen, aber während des Börsenhochs zu viel Geld ver-
zockt und zu wenig in Pensionsfonds eingezahlt. Nun 
können sie ihre Verbindlichkeiten nicht einlösen.

Es genügt, sich die Mechanik von Angebot und Nach-
frage vor Augen zu halten: Wenn die starke Babyboo-
mer-Generation in Pension geht, Geld braucht und 
deshalb Pensionskapital in großem Umfang auflöst, 
stehen plötzlich sehr viele Verkäufer sehr wenigen 
möglichen Käufern gegenüber. Die Folge: Das für die 
Altersvorsorge gedachte Kapital wird entwertet. Von 
so einem „Asset-Meltdown“, einer Art Kern schmel  ze 
an den Börsen, wollen einige Experten nichts wissen. 

„Die Verrentung der Babyboomer wird sich über rund  
15 Jahre hinziehen“, meint der Volkswirtschafter Axel 
Börsch-Supan. „Entsprechend verteilt sich ein mögli-
cher Renditerückgang über einen langen Zeitraum und 
ist pro Jahr kaum spürbar.“ Der große Test steht bevor, 
wenn ab 2015 die Babyboomer in Pension gehen. 

Hohes Risiko
Bleibt immer noch eine Erkenntnis, die jüngst auch 
viele Aktionäre in Österreich machen mussten: Höhere 
Renditen bedeuten höheres Risiko. Außerdem sind die 

Verwaltungskosten bei 
den kapitalgedeck-

ten Pensionen hö-
her als bei der 
gesetzlichen. Der 
größte Nachteil 
einer Ausweitung 

der Privatvorsor-
ge ist aber weniger 

ein fiskalischer als 
ein gesellschaftspoli-

tischer: Ihr fehlt der  
soziale Ausgleich. „Wegen 

der gesetzlichen Mindestpension ist die Altersarmut in 
Österreich vergleichsweise gering“, führt Christine 
Mayrhuber vom WIFO ins Treffen. Viele Menschen kön-
nen sich Privatvorsorge auch gar nicht leisten. Ein 
Rückbau der gesetzlichen Pensionsversicherung wäre 
daher mit steigender Altersarmut verbunden. 

Auch die Anerkennung von Zeiten der Krankheit und 
Arbeitslosigkeit, der Kinder- und Pflegebetreuung, des 
Präsenz- und Zivildienstes und die Abdeckung des  
Invaliditätsrisikos finden sich im Wesentlichen nur in 
öffent lichen Systemen. Für den Sozialexperten Josef 
Wöss von der Arbeiterkammer ist daher klar: „Private 
Vorsorge kann Leistungen aus der öffentlichen Alters-
sicherung ergänzen. Als Ersatz dafür ist sie jedoch  
ungeeignet.“ 

Auch die von Reichskanzler Bismarck eingeführte 
Rentenversicherung war ursprünglich kapitalgedeckt. 
Nach zwei Währungsreformen, die alles angehäufte 
Geld vernichtet hatten, wurde die deutsche Rentenver-
sicherung 1957 auf das Umlageverfahren umgestellt. 
Hans-Jürgen Krupp, ehemaliger Chef des Deutschen 
Institutes für Wirtschaftsforschung (DIW): „Das Umla-
geverfahren ist das Produkt des Versagens der Kapital-
deckung.“ Alle Systeme, die nach dem Umlageverfah-

ren laufen, haben als kapitalge-
deckte Systeme angefangen – 

„aber das hat meistens nicht 
funktioniert“, so Krupp. 

Sparbuchdenken
Dass diese Argumente schein-
bar wenig Gewicht haben, liegt 
nicht nur an der häufig beschwo-
renen „Entsolidarisierung“. Die 
Vorteile der gesetzli chen Pen-

„Wegen der gesetzlichen 

Mindestpension ist die  

altersarmut in Österreich 

vergleichsweise gering“

Christine Mayrhuber, WIFo

2



35
6|2008

sionsversicherung sind auch schwer zu erklären, meint 
Christine Mayrhuber. „Die gesetzliche Versicherung 
verfolgt gesellschaftspolitische Ziele, und die passen 
nicht ins Sparbuchdenken.“ 

Dass dieses Denken um sich greift, bemängelt auch 
Rotkreuz-Präsident Fredy Mayer: „Man zahlt etwas ein 
und will etwas zurück“, sagt er. „Mit demselben 
Anspruchsdenken könnte ein Angestellter sa-
gen: Mir fehlt zwar nichts, aber ich bleibe 
für den Rest der Woche zu Hause. Ich war 
in diesem Monat noch keinen einzigen Tag 
krank, wozu zahle ich denn Krankenkas-
senbeiträge?“ Ein gewisser Nachholbe-
darf beim Marketing tut das Übrige: „Wir 
brauchen nicht zu werben“, erklärt man bei 
der Pensionsversicherungsanstalt (PVA) auf 
Anfrage. „Bei uns müssen Sie ja sowieso Mitglied 
werden, ob Sie wollen oder nicht.“ 

Zur Erhaltung der solidarischen, gesetzlichen Sozial-
versicherungen muss also einiges geschehen (siehe 

„Pensionssystem: Viele Alte – keine Pension?“, Seite 33). 
Der demografische Wandel ist dabei im Falle der Alters-
sicherung weniger das Problem. Die größten Heraus-
forderungen „liegen in der Arbeitsmarkt-, Familien- 

und Bildungspolitik“, ist Josef  Wöss über-
zeugt. Gelänge es Österreich zum Beispiel, 

bis zum Jahr 2030 den Anteil der Erwerbs-
tätigen an der Bevölkerung auf den 
Stand von Dänemark, Norwegen oder 
der Schweiz zu heben, betont der Autor 
Christian Felber, wäre das Problem 
schon fast erledigt. Denn dann würde 

die Pensionsquote laut WIFO-Berech-
nung von rund 620 Pen-
sionisten pro 1000 Be-

schäftigte nur auf rund 
720 pro 1000 Beschäf-

tigte ansteigen. 
„Das wäre ein 
langsamerer An-

stieg als in den 
vergangenen 30 
Jahren“, rechnet 
Felber vor.

Und das soll 
nicht zu schaf-
fen sein?

Der Generationenvertrag

Die gesetzliche Pensionsversicherung funktioniert nicht wie ein Sparbuch, bei dem im Alter die einbezahlten Beiträge mit 
Zinsen ausgezahlt werden. Fast jeder eingezahlte Euro wird sofort wieder ausgegeben – an die heutigen Pensionisten. 
Dieses System heißt „Umlageverfahren“: Die Erwerbstätigen zahlen für die Pensionisten, die Einzahler müssen darauf 
hoffen, dass die folgende Generation ebenfalls in der Lage sein wird, ihre Pensionen zu bezahlen. Deshalb nennt sich 
dieses stille Abkommen „Generationenvertrag“. Österreich hat das Umlageverfahren 1945 mit der Reichsversicherungs-
ordnung (RVO) geerbt. Bis 1938 gab es hierzulande für 
Arbeiter überhaupt keine Altersversicherung, lediglich 
eine Unterstützungsleistung als Fürsorge. 
Eingeführt wurde das Verfahren zuerst in Deutschland, 
und zwar 1889 von Reichskanzler Otto von Bismarck 

– allerdings nicht aus sozialpolitischen, sondern aus 
staatspoliti schen Gründen: Bismarck sah in dem mit 
der Industria lisierung entstandenen Proletariat der 
besitzlosen Arbeiter und Arbeitslosen eine Gefahr. Er 
wollte erreichen, dass auch diese Bevölkerungsgruppe 
Interesse am Staat haben musste. Drei Partner – Staat, 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer – sollten zu gleichen 
Teilen die Kosten der Sozialversicherung tragen.  
Eine Pension beziehen konnte man am Ende des  
19. Jahrhunderts in Deutschland mit Erreichen des  
70. Lebensjahres. Um die Staatskasse brauchte Bis-
marck dennoch nicht zu fürchten: Die durchschnittliche 
Lebenserwartung lag damals bei 35 Jahren.

„in manchen gebieten 

werden Häuser keine 

altersvorsorge mehr sein, 

sondern nur noch 

zu verschenken“

rainer Münz, Demograf z
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W enn der Club Miteinander in Illmitz seine 
Pforten öffnet, ist immer eine gute Stim-
mung. Die „Maritzl-Basl“, 98, ist gekom-

men, die „Wetl-Tant“, 88, und alle anderen knapp  
40 Mitglieder des Klubs. Heute ist der Faschingsklub, 
und eine Verkleidung, selbst wenn es nur eine Papier-
schlange um die Schultern ist, gehört einfach dazu.  
Es wird viel gelacht, man unterhält sich und freut sich 
über die Abwechslung vom Alltag. 

Die meisten Klubmitglieder sind schon über 80 Jahre 
alt und für die meisten ist der Klub das einzige gesell-
schaftliche Event, wo sie noch hingehen. 

1994 von Emilie Tschida und Helge Petzl ins Leben 
gerufen, widmet sich der Club Miteinander auf eine 
ganz besondere Art und Weise der Altenbetreuung. 

„Wir haben bei der Pflege immer wieder gesehen, dass 
Ältere sich einsam fühlen, nicht mehr aus dem Haus 

kommen, das aber doch gerne täten“, sagt Petzl, die 
nunmehrige Leiterin der Hauskrankenpflege des ÖRK 
in Illmitz. Doch wohin sollten sie gehen, wer könnte sie 
betreuen, und wie die An- und Abfahrt organisieren? 

Gemeinsam organisierten Petzl und Tschida nach 
Vorbild bereits bestehender ähnlicher Angebote im 
Burgenland eine Illmitzer Variante. Sie sprachen ältere 
Frauen aus der Ortschaft an, mit denen sie in den 
Räumlichkeiten des ÖRK ein monatliches Treffen für 
die älteren, zum Großteil schon pflegebedürftigen 
Orts einwohner organisierten. 

Verpflichtende freiwilligkeit?
Die Treffen haben sich mittlerweile zu einer Institution 
entwickelt. Um die zehn freiwillige Helfer kümmern 
sich um die Organisation. Es wird geplant, dekoriert, 
gekocht und gebacken, ein privater Erinnerungs- und 
Taxidienst für die älteren und zum Teil hochbetagten 
Klubmitglieder organisiert, man hat gemeinsam bur-
genländisches Liedgut zusammengetragen und eine 
altersgerechte Liedermappe (mit großer Schrift) zu-
sammengestellt, und man organisiert Ausflüge, Vor-
träge und „Bewegung zum Wohlfühlen“. 

Die freiwilligen Betreuer sind bis auf einen Mann 
durchwegs Frauen, die meisten im fortgeschrittenen 
Pensionsalter, und die meisten haben bereits ihren 
Mann verloren. „Für mich war es“, sagt auch Marie 
Leitner, eine der freiwilligen Organisatorinnen des 
Clubs Miteinander, „eine gute Gelegenheit, auch etwas 
gegen die eigene Einsamkeit zu tun.“

neue fReiWillige
„Junge Alte“, die sich freiwillig 

in der Altenbetreuung engagieren, 

könnten in Zukunft eine größere Rolle 

in der Zivilgesellschaft spielen. 

In Deutschland sollen sie sogar 

dazu verpflichtet werden.

Von Norbert Regitnig-Tillian

neue fReiWillige
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Junge alte für alte alte
Der Club Miteinander ist eines jener gelungenen Bei-
spiele, mit denen „junge Alte“ auf Basis von Freiwilli-
genarbeit in die Betreuung von Älteren eingebunden 
werden können. Und sieht man sich die Bevölkerungs-
entwicklung an, so wird sich in naher Zukunft die Zahl 
der „rüstigen Pensionisten“, die sich in der Freiwilli-
genarbeit engagieren könnten, deutlich erhöhen. 
Denn in den nächsten 20 Jahren wird die Babyboomer-
Generation in die Jahre kommen und im Verhältnis zu 
den Alten und Hochbetagten sogar in der Überzahl 
sein (siehe S. 12).

Die jungen Alten könnten in der Zivilgesellschaft von 
morgen eine Vielzahl von nützlichen und auch notwen-
digen Tätigkeiten übernehmen, ist denn auch die Mei-
nung vieler Experten. Und wenn man dafür kluge Ange-
bote entwickle, könnten diese sowohl den freiwilligen 
Helfern als auch den Betreuenden zugutekommen. 
Dass Senioren dafür durchaus ansprechbar sind, zeigt 
etwa das Projekt „Plan 60“ (siehe Kasten). 

Freiwilligenarbeit, so verstanden, ist auch für den 
deutschen Sozial- und Demografieforscher Ernst Kist-
ler eine positive und lobenswerte Entwicklung: „Hut 
ab vor jedem Freiwilligendienst!“ Freiwillige Dienste 
von jüngeren Alten, die Ältere betreuen, etwa für sie 
einkaufen gehen, ihnen vorlesen oder andere Tätig-
keiten übernehmen, seien durchaus sinnvoll, sagt  
Kistler. Dieses Modell würde eine ergänzende Strate-
gie zu einem professionellen Pflege- und Betreuungs-
system bilden. 

Kritisch wendet sich der streitbare Buchautor („Die 
Methusalem-Lüge“) freilich gegen politische Tendenzen, 
die Pflege und Betreuung von Älteren in Zukunft auf 
(verplichtender) Freiwilligenarbeit aufbauen wollen. 

Verpflichtende freiwilligkeit?
Gerade in Deutschland wird darüber eine heftige De-
batte unter dem Titel „Bürgerarbeit“ und „Ehrenamt“ 
geführt. Dabei sollen unter dem Diktat der leeren Kas-
sen etwa Arbeitslose dazu verpflichtet werden, kosten-
lose Arbeit in der Altenbetreuung zu leisten, um nicht 

ihre Unterstützung zu verlieren. Kistler: „Wer Men-
schen zur Freiwilligkeit verpflichten will, ist zynisch 
und hat die Idee der Freiwilligkeit grundsätzlich falsch 
verstanden.“ 

Verärgert ist Kistler vor allem über eines: Dass zur 
Rechtfertigung dieser Strategie der demografische 
Wan del herangezogen werde und aus dem Älterwer-
den der Gesellschaft abgeleitet werde, dass die Alten 
das selbst ausbaden müssen. Denn sehe man sich jene 
Bevölkerungsprognosen, die den gesellschaftlichen 
Kollaps prophezeien, genauer an, so stelle sich heraus, 
dass die „demografische Krise“ und ihre „Un finan zier-
barkeit“ stark übertrieben, wenn nicht ein Mythos 
seien. Zum Beispiel sei, so Kistler, die sogenannte  

„demografische Last“ der Gesellschaft durch „nicht  
erwerbstätige Personen“ – Ältere und Kinder mitge-
rechnet – heute keineswegs außergewöhnlich.

Im Gegenteil: Sie ist sogar deutlich niedriger als im 
Jahr 1970 und wird das damalige Niveau durch die Be-
völkerungsentwicklung erst um 2030 wieder erreichen. 
Erst im Zeitraum zwischen 2030 und 2050 wird sich die 
demo grafische Situation tatsächlich ungünstiger ent-
wickeln.

Kistlers Credo lautet daher: „Mit einer vernünftigen 
Politik lassen sich sowohl Geburtenraten langfristig 
wieder steigern als auch die Folgen einer alternden 
und schrumpfenden Gesellschaft sozialverträglich be-
wältigen. Freiwilligkeit kann und soll daher Freiwillig-
keit bleiben. Gefördert und ausgebaut gehört sie auf 
jeden Fall.“

neue fReiWillige

z

Plan 60
Neue Ideen von den Alten.

Unter dem Schlagwort „Selfempowerment“ entwickelte 
das Forschungsinstitut des Wiener Roten Kreuzes das 
Projekt „Plan 60“. Es unterstützt junge Pensionisten  
im Entwickeln neuer Ideen für das Gemeinwesen.  
Daraus entstanden Projekte, wie etwa ein ehrenamtlicher 
Bibliotheksservice von Pensionisten für Pensionisten, der 
Älteren die Schwellenangst vor Hightech-Bibliotheken mit 
elektronischer Recherche und Bücherentlehnung nimmt. 
Es entstand das Projekt „Reisen“, in dem sich mehr als  
120 Senioren vernetzten, um gemeinsam die Welt zu  
erkunden, oder eine „Leseagentur“, in der Senioren  
ehrenamtlich Lesungen in Wiener Seniorenwohnhäusern 
durchführen. 

Junge alte für alte alte
Der Club Miteinander ist eines jener gelungenen Bei-
spiele, mit denen „junge Alte“ auf Basis von Freiwilli-
genarbeit in die Betreuung von Älteren eingebunden 
werden können. Und sieht man sich die Bevölkerungs-
entwicklung an, so wird sich in naher Zukunft die Zahl 
der „rüstigen Pensionisten“, die sich in der Freiwilli-
genarbeit engagieren könnten, deutlich erhöhen. 

Plan 60
Neue Ideen von den Alten.

Unter dem Schlagwort „Selfempowerment“ entwickelte 
das Forschungsinstitut des Wiener Roten Kreuzes das 
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Bibliotheksservice von Pensionisten für Pensionisten, der 
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ehrenamtlich Lesungen in Wiener Seniorenwohnhäusern 
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„Hoca Nasreddin“, fragten die Leute, „wie geht es dir?“
„Oh“, antwortete der Hoca, „kommt ganz darauf an, wer mich fragt.“

Türkische Erzähltradition

W enn Migranten zum Arzt gehen, dann 
stoßen sie nicht selten auf Unverständ-
nis. Denn Mediziner sehen sich häufig 

überfordert, ihr Verhalten richtig einschätzen und da-
hinter liegende Krankheiten identifizieren zu können. 
Sie verstehen nicht, dass der „böse Blick“ für einige 
Einwanderer noch immer eine Realität darstellt oder 
gesundheitliche Probleme in einer ganz besonderen 
Sprechweise geschildert werden. 

Das Ergebnis der interkulturellen Barrieren: Wäh-
rend Migranten über Unverständnis klagen, finden 
sich in sozialmedizinischen Gutachten Aussagen wie 

„ihr Verhalten ist leidensbetont mit demonstrativen 
Schmerzangaben“, „jede Bewegung des Körpers wird 
von Schmerzbekundungen begleitet“ und „die Verhal-
tensweisen sind in unserer Kultur unüblich“, schreibt 
die deutsche Zeitschrift für Integration „Clid“.

Bis vor Kurzem hat die Gesundheitspolitik wenig  
Anstrengungen unternommen, um auf Bedürfnisse 
und Belange von Migranten einzugehen. Der Effekt, so 
eine Studie des österreichischen Gesundheitsminis
teriums: Trotz einiger guter Ansätze ist der Zugang zur 
medizinischen Versorgung für Migranten weitgehend 
suboptimal. In vielen Krankenhäusern fehlt es an Dol-

metschern, Migranten bleiben uninformiert über the-
rapeutische Möglichkeiten, und mangels Sensibilität 
für das Thema Migration entstehen vermeidbare Mehr-
kosten für das Gesundheitssystem.

Transkulturelle Psychiatrie
Belegt wurde diese Einschätzung durch eine Auswer-
tung von Patientenkarrieren der Wiener AKH-Spezial
ambulanz für Transkulturelle Psychiatrie: 

So hatte der überwiegende Teil der Migranten zum 
Teil schon über Jahre hinweg frustierende Erlebnisse 
durch überflüssige Untersuchungsmaßnahmen gesam
melt. Dazu gehörten häufige Blutabnahmen, wieder-
holte Untersuchungen mit bildgebenden Verfahren bis 
hin zur stationären Aufnahme zur Beobachtung. 

Dennoch hatte die Hälfte der Patienten eine falsche 
Diagnose bekommen, und der Großteil der ursprüng-
lich Berufstätigen war aufgrund unzureichender medi-
zinischer Leistungen bereits auf Sozialleistungen oder 
Hilfe seitens der Familie angewiesen. Das Fazit der  
Untersuchung: Der überwiegende Teil der Patienten 
konnte nicht mehr geheilt werden, weil bereits eine 
Chronifizierung der Krankheit vorlag. 

Die Erhöhung der interkulturellen Kompetenz des 
Gesundheitssystems brächte freilich einiges: Denn 
wenn Migranten besser gesundheitlich versorgt wer-
den könnten, so würden sie auch gesünder altern. Was 
den nicht zu unterschätzenden Nebeneffekt ergäbe, 
dass die Zahl der Pflegefälle sinken würde. 

Migration und Gesundheit ist in Österreich anders 
als in den Nachbarländern Deutschland und der 

Healthy 
Inclusion

Migration macht zwar nicht per se krank, 

aber in vielen Fällen kann sie krank machen 

– weil es dem Gesundheitssystem an 

„interkultureller Kompetenz“ fehlt.

Von Norbert Regitnig-Tillian
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Schweiz noch immer ein Bereich, der in der Forschung 
und in der praktischen Ausrichtung unterbelichtet ist. 

„Es gibt zwar einige Ansätze, aber über die spezifische 
gesundheitliche Lage und Bedürfnisse von MigrantIn
nen in Österreich gibt es noch keine umfassenden Stu-
dien“, fasst die Gesundheits- und Migrationsexpertin 
Erika Baldaszti von der Gemeinde Wien die Situation 
zusammen. 

Ungesunder Lebensstil
Die Eckdaten sind freilich schon bekannt: Zieht man 
die mit Migration verbundenen einschneidenden Le
bensereignisse, chronischen Belastungen und täglichen 
Ärgernisse in Betracht, so ist nach Auffassung von Jür-
gen Collatz von der Medizinischen Hochschule Hanno-
ver von einem zehnfachen gesundheitlichen Risiko für 
Migranten auszugehen. 

Migranten haben jedoch – ebenso wie Österreicher 
– nur dann ein höheres Erkrankungsrisiko, wenn sie in 
gesundheitlich ungünstigeren sozialen Umständen  
leben. Zum Beispiel nennen Pflichtschulabsolventen 
eine höhere Anzahl an Beschwerden als Befragte mit 
höherer Schulbildung, ungelernte Arbeiter sind häu-
figer krank als Facharbeiter und Angestellte, und in 
kleinen Wohnungen lebende Menschen berichten von 
höherer Krankheitsanfälligkeit als in größeren Woh-
nungen lebende.

Zudem ist gesundheitsförderliches Wissen selten, 
und ein häufig anzutreffender ungesunder Lebensstil 
(Rauchen, Übergewicht und Bewegungsmangel) trägt 
das Seine zum Krankheitsrisiko bei. Vorsorgeunter

suchungen werden darüber hinaus von Migranten eher 
unterdurchschnittlich oft besucht. Und das, obwohl es 
einige Initiativen gibt, die Migranten den Zugang zum 
Gesundheitssystem oder die Vorsorge erleichtern 
möchten, wie der Verein „Zebra“ in Graz, der „Gesund-
heits-Mulitplikatoren“ ausbildet, migrantenspezifische 
Angebote in Wien, die sich um Frauen aus Ex-Jugos
lawien oder der Türkei kümmern, oder sozialpsycho
logische Beratungsstellen in anderen Bundesländern. 

Doch diese niederschwelligen Angebote, genannt 
„Health Inclusion“, werden trotz aller Bemühungen 
eher mäßig in Anspruch genommen. 

Näher an die Zielgruppe
Warum das so ist, will nun eine neue von der Euro
päischen Kommission und dem Fonds Gesundes Öster
reich geförderte Studie des Forschungsinstitutes des 
Wiener Roten Kreuzes untersuchen.

Dieses Projekt, das zeitgleich in acht europäischen 
Ländern durchgeführt wird, soll „Empfehlungen erar-
beiten, wie die Zielgruppe der Migranten besser anzu-
sprechen ist“, sagt die Projektleiterin vom Forschungs-
institut des ÖRK, Barbara Kuss. Um keine Informa- 
tionen zu verlieren, werden Migranten dafür in ihrer 
Muttersprache interviewt und Entscheidungsträger 

„zwecks Nachhaltigkeit“ von Anfang an in das Projekt 
eingebunden werden. 

Das Projekt soll Aufschluss darüber geben, wie beste-
hende Barrieren abgebaut werden können. Gefördert 
wird das Projekt von der Europäischen Kommission 
und dem Fonds Gesundes Österreich.

„Zieht man die mit Migration  

verbundenen Lebensereignisse  

in Betracht, so ist von einem 

zehnfachen gesundheitlichen  

Risiko auszugehen“

z
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Die dramatisch geschrumpfte Bevölkerung braucht 
weniger Wohnraum. Zunächst fallen die Bauland-
preise, dann die Preise für Immobilien. Viele ältere 
Hausbesitzer können sich den Unterhalt ihrer Häu-
ser nicht mehr leisten. Verwahrlosung setzt ein: Ist 
in einer Straße erst mal ein Fenster vernagelt, ver
elendet das Viertel schnell. Schleichend trennen sich 
die Wohngebiete der verschiedenen Altersgruppen: 
Junge ziehen in junge Gegenden, wo es noch Kinder-
gärten und Schulen gibt. Altengettos entstehen. 
Wenn zu viele Wohnungen leer stehen, verschwinden 
auch Läden, Behörden und öffentlicher Nahverkehr, 
die Elektrizitäts- und Wasserwerke kappen ihre  
Leitungen. Gebäude verfallen oder werden ab
gerissen. Besonders anfällig: die betonstrotzenden 
Satellitenvorstädte der Siebzigerjahre. 

stern, „Vergreiste Republik“, 4. September 2003

Wie wir wohnen werden
Verfallen die Städte? (1)

Verfallen die Städte? (2)
In Aomori, einer japanischen Stadt mit 300.000 Einwoh-
nern, liegt der Anteil der Senioren- und Single-Haushalte 
ein wenig über dem nationalen Durchschnitt. Im Winter 
gibt es hier große Mengen Schnee. In einem schlechten 
Jahr kostet die Schneeräumung bis zu 3 Milliarden Yen, 
eine Summe, mit der man zwei neue Schulen bauen 
könnte. Deswegen hat sich die Gemeindeverwaltung das 
Ziel gesetzt, die Stadt zu schrumpfen. An der Südseite 
wurde ein Bogen aufgestellt, der die Verbreitung der 
Stadt eindämmen soll (die Nordseite grenzt an eine weite 
Bucht). Öffentliche Institutionen – die Bibliothek, der 
Stadtmarkt, Krankenhäuser und Museen – wurden ins 
Stadtzentrum versetzt. Das öffentliche Verkehrsnetz 
wurde optimiert, die Hauptstraßen und Fußwege vom 
Schnee befreit, um es einfach zu machen, sich in der 
Stadt zu bewegen. Dank dieser Verbesserungen sind  
in der Nähe des Stadtzentrums neue Wohnblocks  
entstanden, und viele ältere Menschen, des Schnee-
schaufelns müde geworden, ziehen dort ein. Die Idee 
einer „kompakten Stadt“ in Aomori ist wegen der  
Probleme mit dem Schnee entstanden. 

The Economist, „Wolken – oder ein Silberstreif am Horizont?“, 

28. Juli 2007
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Wie wir wohnen werden

Verfallen die Städte? (2)
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Weiblich, verwitwet, 
       jung geblieben sucht ...

Von Michael Achleitner

Altersheime klassischen Zuschnitts 
haben ausgedient. Senioren suchen 
neue Wohnformen für den Umzug 
in die dritte Lebensphase.
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Anfangs kannte man sich nicht wirklich, 
aber man war gewillt, es miteinander zu 
versuchen. Zusammen fand man über ei-
ne Annonce in der Zeitung. Keine Zweier-
beziehung, sondern eine Wohngemein-

schaft für fünf. So die Idee. Gemeinsam alt werden in 
einer 300 m2 großen Villa. Drei Etagen, drei Bäder und 
ein separates WC im Erdgeschoss, zwei Zimmer im  
Kellergeschoss, drei im Dachgeschoss, dazu ein groß-
er Garten mit Grillplatz. Mietkosten: 2000 Euro.

Der Gedanke, gemeinsam zu wohnen, ist keinem der 
fünf Senioren neu. Schon länger hatten sie den Wunsch, 
eine neue Form des Wohnens für sich zu entdecken. 
Hauptsächlich um nicht alleine zu sein, aber auch um 
sich gegenseitig bei den kleinen 
und größeren Wehwehchen im 
Alter zu unterstützen. Als sie von 
der Senioren-WG erfuhren, er-
griffen sie die Chance. 

Initiiert hat das Projekt Helga 
Meier. Nach dem Tod ihres 
Mannes suchte die pensionierte 
Krankenschwester nach Gleichaltrigen, die sich vor-
stellen konnten, mit ihr zusammen eine Wohngemein-
schaft in einem Mietshaus in Salzburg zu gründen.

Die Senioren-WG
Vorbild für diese Wohnform ist nicht das Seniorenheim, 
sondern der Familienverbund. Fünf bis acht Menschen 
leben – eventuell begleitet von einer Alltagsmanagerin 

– in einer Wohnung und gestalten gemeinsam den Tag. 
Kochen und Waschen übernehmen die Bewohner 
selbst. Die Pflege erfolgt nur nach Bedarf. 

„Für alte Menschen ist die Gestaltung des Alltags 
wichtiger als Therapie und Pflege. Der Heimalltag ent-
spricht auch bei bester Qualität nicht den Bedürfnis-

sen alter Menschen“, sagt Sonja 
Schiff, Gerontologin und Gemein-
derätin der Stadt Salzburg. „Sie 
brauchen keine Animation und  
keine Therapie – sie brauchen Auf-
gaben.“

Traude und Fritz, das einzige 
Ehepaar in der WG, haben zwei 

Zimmer – für sich und ihren Anhang, den Goldfisch Ne-
mo. Die beiden sind mit 72 Jahren die ältesten WG-Be-
wohner. Ihre Kinder halten nicht viel von der Idee, doch 
Traude und Fritz waren schon immer gerne unter Men-
schen – früher im Sportverein, jetzt eben in der WG. 

Anita, zwei Türen weiter, sucht schon seit Langem 
nach einer geeigneten Wohnform. „Mit 71 muss man 
schön langsam darüber nachdenken.“ Auch wenn sie 
eine große Familie hat, zur Last fallen will sie keinem. 
Herbert richtete sich zwei Etagen tiefer ein. Seit sechs 
Jahren hat der 67-jährige Witwer zwar wieder eine 
Freundin, wohnt aber dennoch allein. Eine WG kommt 
ihm da gerade recht. Und schließlich gibt es eben noch 
Helga – mit 63 Jahren das Nesthäkchen. 

 „Alte Menschen brauchen keine 

Animation und keine Therapie, 

sie brauchen Aufgaben“

Die Senioren-WG ist eine Wohnform, die sich in den letzten 
Jahren wachsender Beliebtheit erfreut. Bis zu sechs Senioren 
teilen sich dabei im Regelfall ein Haus. Jeder Bewohner hat 
sein eigenes Zimmer; Küche, Bad und Wohnzimmer werden 
gemeinsam genützt.

Geeignet ist diese Wohnform allerdings nur für Menschen, 
die soziale Kontakte nicht scheuen und die es auch nicht 
stört, ständig von ihren Mitbewohnern umgeben zu sein – 
denn gemeinsames Kochen, Essen und Spieleabende stehen 
in Senioren-WGs meist auf der Tagesordnung. 

2
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Um 6 Uhr morgens hält es 
Traude nicht mehr im Bett. Für sie 
ungewöhnlich spät. 4.30 Uhr, das ist 
ihre Zeit. Aber das kann sie keinem 
zumuten. Kurz danach ist auch ihr 
Fritz nicht mehr zu bremsen. Er küm-
mert sich um die Frühstückssem-
meln. Mit einem beschwingten „Hi, 
Männer“ betritt Anita die Küche. Umgehend schallt ihr 
ein entrüstetes „Ja, und was ist mit den Frauen?“ ent-
gegen. „Die sind es nicht wert, gegrüßt zu werden“, 
kontert die Autorin bissig. Sechs unterschiedliche  
Charaktere sind nicht einfach unter einen Hut zu  
bringen. „Aber das klappt schon, wir kommen sehr gut 
miteinander aus“, lacht Fritz.

Selbstbestimmtes Leben
„Zuerst überlegten wir uns, in ein betreutes Wohnhaus 
zu ziehen“, erzählt der pensionierte Lkw-Fahrer. „Dort 
gibt es auch ärztliche Betreuung, sollte die nötig wer-
den. Man weiß ja nie. Aber das ist sehr teuer, da ist 
gleich mal dein Geld weg.“ „Genau. Die wollen ja auch 
zuallererst wissen, was du auf dem Konto hast“, stimmt 
Herbert zu. „Da bekommst du im Monat 100 Euro  
Taschengeld, und das war es dann. In einer Wohnge-
meinschaft regelst du deine Finanzen selbst. Das hast 
du in keinem Altersheim“, ist Herbert überzeugt.

Mit 500 Euro pro Woche versucht die Wohngemein-
schaft auszukommen. Davon müssen die Bewohner  
alle Ausgaben wie Lebensmittel und Extrawünsche be-
streiten. Das erfordert Disziplin. 

„Was habt ihr für den Kaffee bezahlt? Ich hab letzte 
Woche eine Packung um 1,99 beim Hofer gekauft, und 
ihr?“, will Udo nach einem Großeinkauf wissen. „Also 
lass mal sehen, der war etwas teurer. 4,79 haben wir 
ausgegeben“, erklärt Marianne. „Ihr seid ja die reinsten 
Geldverprasser!“, ruft Herbert aus, um gleich darauf 
zu beschwichtigen: „Nein, nein, wir kommen mit un-

serem Budget gut klar. Selbst eine Putzfrau könnten 
wir uns leisten – wenn einige von uns nur etwas weni-
ger essen würden“, schmunzelt er.

Nachbarschaftliche Wohnprojekte
Im gesetzteren Alter wollen sich die meisten Menschen 
aber nicht über Kaffeepreise oder Bäderputzen strei-
ten. Auch wenn viele Senioren nicht alleine leben 
möchten, verzichten sie doch ungern auf ihre eigenen 
vier Wände. Mit einer Wohngemeinschaft aus Studen-
tenzeiten haben die sogenannten „nachbarschaftlichen 
Wohnprojekte“ oder Hausgemeinschaften wenig ge-
mein.

„Eigentumswohnungen unter einem Dach mit Freun-
den“, so nennt es Henning Scherf, ehemaliger Bürger
meister von Bremen. „Eine WG“, stellt er klar, „hat eine 

gemeinsame Küche – und die 
gibt es bei uns nicht.“ Wohl 
aber Küchen, die so groß sind, 
dass sich alle Hausbewohner in 
ihnen versammeln können. 
Samstags etwa zum gemeinsa
men Hausfrühstück. Es ist der 
einzige verbindliche Termin. 

Dass man Raum braucht und die Möglichkeit, Ab-
stand zu halten, damit ein Hausprojekt gelingen kann, 
das wissen Henning Scherf und seine Frau Luise aus ei-
gener Erfahrung. Schon im Vorfeld des Einzugs muss-
ten derartige Überlegungen angestellt werden: Wie 
viel Nähe halten wir aus, wie viel Distanz muss sein, 
was tun wir gemeinsam, was besser nicht? Mühsame 
Basisdemokratie. Das gemeinschaftliche Wohnen mag 
dem Kommunengedanken entsprungen sein – ver-
pflichtet ist es ihm keinesfalls. Die Türen werden  
geschlossen, man verfolgt nicht „jeden Zentimeter im 
Leben der anderen“, wie Luise Scherf es formuliert.

Man ist aber füreinander da, wenn man Hilfe braucht 
oder krank ist. „Wir pflegen uns gegenseitig.“ Nicht al-
le Heimaufenthalte könne man so vermeiden, meinen 
die Scherfs. „Aber man kann sie hinauszögern.“ 

Anders als im Altenheim, der Seniorenresidenz oder 
beim betreuten Wohnen geht es beim „selbst organi-
sierten gemeinschaftlichen Wohnen“ nicht um die 
letzten Lebensjahre, sondern um die Zeit nach der  
Berufsphase, die nach neuesten demografischen 
Schätzungen ein Drittel des Lebens ausmacht.

Demografischer Wandel
Heute stehen 100 Erwerbstätige rund 44 Pensionisten 
gegenüber, schon im Jahr 2030 werden es 71 Alte sein. 
Also müssen wir lernen, uns selbst darum zu kümmern, 
dass sich später jemand um uns kümmert. Freilich sind 
immer noch viele Angehörige bereit, ihre Eltern zu  
unterstützen und zu pflegen. „Allerdings“, so 

 „Das gemeinschaftliche Wohnen 

mag dem Kommunengedanken 

entsprungen sein – verpflichtet 

ist es ihm keinesfalls“

2
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Betreutes Wohnen: Für betreutes Wohnen kön-
nen Wohnungen angemietet werden. Das Spektrum 
der Betreuungsleistungen reicht von einer Notrufein-
richtung bis hin zu Dienstleistungsverträgen. Das we-
sentliche Merkmal von betreuten Wohnprojekten liegt 
in der Entkoppelung von Betreuung und Wohnen.

Gemeinschaftliches Wohnen: Zum „ge-
meinschaftlichen Wohnen“ gehören Projekte, die von 
älteren Menschen selbst angeregt und getragen wer-
den. Die Bewohner verwalten die Wohnung eigenstän-
dig. Die Besonderheit von „gemeinschaftlichem Woh-
nen“ besteht darin, dass das Zusammenleben über 
den nachbarschaftlichen Kontakt hinausgeht. Die 
Kontakte zwischen den Bewohnern werden schon vor 
dem Einzug gepflegt, man sucht quasi nach gemein-
samen Interessen.

Wohnstift: Die Bewohner haben auch hier eine ei-
gene abgeschlossene Wohnung in einer Wohnanlage. 
Im Unterschied zum betreuten Wohnen sind die  
Bewohner jedoch verpflichtet, nicht nur Betreuungs
leistungen, sondern weitere Dienstleistungen – wie die 
Versorgung mit Mahlzeiten oder Reinigung der Woh-
nung – auszuführen. Die vertraglichen Vereinbarungen 
sowie die Betreuung und Pflege sind so geregelt wie in 
einem Alten- und Pflegeheim und unterliegen dem 
Heimgesetz.

Senioren-WG: Eine weitere Alternative sind Senio
ren-Wohngemeinschaften – das Zusammenleben meh-
rerer alter Menschen in einer gemeinsamen Wohnung. 
In eine Senioren-Wohngemeinschaft (WG) zu ziehen  
ist bestimmt nicht jedermanns Sache und verlangt  
Toleranz und Teamfähigkeit.

Wohn- oder Hausgemeinschaften: Hier 
handelt es sich um eine Wohnform, bei der entweder 
nur ältere oder ältere und junge Menschen gemeinsam 
in einer Wohnung oder in einem Haus wohnen. Hierfür 

werden auch Begriffe wie gemeinschaftliches Wohnen 
oder gemeinschaftliche Wohnprojekte verwendet.  
Jeder Bewohner hat einen eigenen Wohnbereich, ent-
weder ein Zimmer oder – meistens – eine abgeschlos-
sene Wohnung, und es gibt einige Räume, die von den 
Bewohnern gemeinschaftlich genutzt werden. 

Therapeutische Gemeinschaften: Es gibt 
auch therapeutische Wohngemeinschaften, die pro-
fessionell betreut werden. Eine spezielle Form der the-
rapeutischen Wohngemeinschaft ist eine Wohngemein
schaft für Demenzkranke. Der therapeutische Ansatz 
zeichnet sich durch eine spezielle Architektur und eine 
eigene Raumgestaltung sowie durch die professionelle 
Unterstützung aus.

Altendorf: Hier werden auf einem separaten Areal 
altersgerechte Wohnmöglichkeiten nur für ältere Men-
schen geschaffen. Auch das Wohnumfeld ist primär auf 
die Bedürfnisse älterer Menschen ausgerichtet. Ein auf 
die Bedarfslagen der Senioren abgestimmtes Betreu-
ungs- und Freizeitangebot ist im Wohnbereich verfüg-
bar, sodass auch bei Hilfe- und Pflegebedürftigkeit 
kein weiterer Ortswechsel mehr erforderlich ist. Nach 
diesem Prinzip arbeiten auch die amerikanischen „Sun 
Cities“ bzw. „Sun Belts“.

Verschiedene Wohnformen

BUCHTIPP
Henning Scherf: 
Grau ist bunt. Was im Alter möglich ist. 
Herder Verlag, 224 Seiten, ISBN: 3-451-28593-2, 
E 20,50

Welche Möglichkeiten gibt es, mit dem Altern  
umzugehen? Der Angst vor einer immer älter werdenden 
Gesellschaft stellt Scherf ein ganz neues Altersbild  
entgegen. Und eine alternative Lebensform, die er selbst 
in seiner Alters-WG praktiziert. Veränderungen, die sich 
durch das Altern ergeben, bergen neue Chancen:  
In seinem ebenso persönlichen wie politischen Buch 
zeigt er, wie wir sie nutzen können.
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Thomas Klie von der Freiburger Evangelischen 
Fachhochschule, „wird sich die Mentalität grundsätz-
lich ändern, und das bedeutet, dass sich immer weni-
ger Jüngere um ihre Eltern kümmern wollen oder aus 
finanziellen Gründen kümmern können.“ Die staatli-
che Pension der heute 30-Jährigen wird eher mickrig 
ausfallen, weil es an Nachwuchs mangelt. Aus demsel
ben Grund wird es leider auch mit dem generationen
übergreifenden Kuscheln schwierig. 

Doch es gibt auch Wohnkonzepte, die Jung und Alt 
zusammenbringen.

Kochen statt Miete
Die 21-jährige Birgit studiert Wirtschaftswissenschaf-
ten in München und zahlt ihre Miete mit dem Kochen 
von Kaiserschmarren, Aufräumen und Behördengän-
gen. Darüber hinaus gibt die junge Studentin keinen 
Cent für ihr 17 m2 großes Zimmer aus – Benutzung von 
Küche, Wohnzimmer, Büro und Computer sind inklusi-
ve. Das ist der Deal zwischen Birgit und ihrer 76-jäh-
rigen Vermieterin und Mitbewohnerin Beate Stummer. 

Bei solchen Wohnpartnerschaften zwischen Jung 
und Alt stellen ältere Menschen Studenten Wohnraum 
in ihrem Haus oder ihrer zu groß gewordenen Woh-
nung zur Verfügung. Dafür verpflichten sich die jungen 
Leute, den Senioren beim täglichen Leben behilflich zu 
sein. Pflegedienste sind dabei ausdrücklich ausge-
schlossen. Als Faustregel gilt: Pro genutztem Quadrat-
meter Wohnraum leisten die Jungen monatlich eine 
Stunde Hilfe beim Einkaufen, Rasenmähen oder ande-
ren alltäglichen Arbeiten. Nur die Mietnebenkosten 
tragen die Studenten selbst.

„Gut, dass jemand da ist“
„Als ich alleine war, fiel mir die Decke auf den Kopf. Ich 
bin kaum noch rausgegangen“, erzählt Frau Stummer, 
deren Mann vor eineinhalb Jahren gestorben ist. Doch 
seit die Studentin in die 87-m2-Wohnung eingezogen 
ist, lebt die Pensionistin auf. Oft wünschen sich die Se-
nioren ein wenig mehr Leben im Haus und Gesellschaft 
um sich herum. Frau Stummer ist es vor allem wichtig, 
dass nachts jemand da ist. Dass Birgit im Zimmer ne-
benan schläft, ist für sie „eine große Beruhigung“.  
Darüber hinaus hat die junge Frau nicht wirklich viele 
Aufgaben. „Morgens hole ich die Zeitung und Post aus 
dem Briefkasten, und manchmal begleite ich Frau 
Stummer zum Arzt oder gehe einkaufen.“ Was darüber 
hinausgeht, ist freiwillig.

Oft sitzen die beiden abends zusammen im Wohn-
zimmer und unterhalten sich oder sehen fern. Wenn 
Birgit kocht, isst Frau Stummer mit, und als die junge 
Mitbewohnerin neulich ein paar Tage im Urlaub war, 
hat die alte Dame sie schon etwas vermisst: „Ich habe 
mich schon sehr an Birgit gewöhnt. Da kommt mir die 

Wohnung ganz leer vor, wenn sie ein paar Tage fort ist. 
Es tut mir gut, wenn ich reden und denken muss.“

Als Gewinn für beide Seiten bezeichnen Altersfor-
scher die Partnerschaften: „Zentrale Faktoren für das 
gesunde Altern sind soziale Integration, Kommunikati-
on und Kontakt zu jüngeren Menschen“, sagt Experte 
Eckart Schnabel vom Institut für Gerontologie an der 
Universität Dortmund. Studenten sparen Geld, ältere 
Menschen bekommen Hilfe. 

Bislang übersteigt die Studentennachfrage das An-
gebot um ein Vielfaches. Die älteren Menschen sind oft 
misstrauisch, wen sie da ins Haus bekommen. Auch für 
Frau Stummer war es am Anfang nicht einfach, ihre 
Wohnung mit einer fremden Person zu teilen – aber 
nachdem sich beide besser kennengelernt hatten, ist 
das Vertrauen gewachsen und eine Freundschaft ent-
standen. 

Gestiegene Ansprüche
Heute sind ältere Menschen anspruchsvoll und selbst-
bewusst. Verglichen mit früher haben sie eine bessere 
Bildung genossen, vielfältigere Informations- und 
Kommunikationsmittel, bessere finanzielle Absiche-
rung und – vor allem bei den Frauen – höhere Alltags-
kompetenz und mehr Selbstbewusstsein. Dies alles 
sind wichtige Ressourcen für die Entwicklung von neu-
en Wohnformen. Hinzu kommt, dass entgegen der all-
gemeinen Ansicht bei Senioren die Pflegebedürftigkeit 
eher die Ausnahme als die Regel ist. Nur ein Drittel der 
über 85-Jährigen braucht Pflege. Es gibt heute zuneh-
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mend alte, körperlich rüstige Personen, die in einer 
neuen Wohnform vor allem eines suchen: sozialen  
Anschluss und das Gefühl, dass jemand für sie da ist, 
wenn sie Hilfe brauchen. Ein Konzept in Oberöster
reich zielt genau auf diese Bedürfnisse ab.

Leben am Bauernhof 
„Ich wollte mein Leben lang auf einem Bauernhof leben 
und wieder Familienanschluss haben“, erzählt die 
74-jährige alleinstehende Hermine Kainz aus Wien. 
Deshalb nahm sie das Angebot 

„Betreutes Wohnen am Bauern-
hof“ an, verkaufte ihr Einfami-
lienhaus und zog in die länd-
liche Umgebung ins oberöster-
reichische Perg. Ihre vier Kat-
zen konnte die tierliebende 
Frau mitnehmen. Jetzt hat sie 
in der Bäuerin und deren großer Familie genügend An-
sprechpersonen, um sich nicht mehr einsam zu fühlen. 
Die agile Pensionistin macht sich gerne am Bauernhof 
nützlich. „Hier bin ich eigenständig, aber nicht allein.“ 
Hermine Kainz hat sich gut eingelebt und möchte nicht 
mehr in die Stadt zurück. Neben gesundem Landleben 
und Ruhe hat die Seniorin die Sicherheit, dass im Not-
fall jemand da ist, um ihr zu helfen.

Bei der Wohnform „Betreutes Wohnen am Bauern-
hof“ handelt es sich um ein EU-gefördertes Agrar-Pro-
jekt. Derzeit werden im Mühlviertel 15 Menschen auf 
elf Bauernhöfen betreut. Für die Bauern bedeutet das 

Projekt ein Zusatzeinkommen, die Bäuerinnen sind ge-
ringfügig beim Roten Kreuz angestellt und damit auch 
sozialversichert. Den Senioren wird ein Alterswohnsitz 
zum Wohlfühlen geboten – eine eigene, altersgerechte, 
barrierearme Wohnung am Bauernhof erleichtert das 
Wohnen im Alter.

Am Bauernhof haben die alten Menschen die Mög-
lichkeit, solange sie können, selbstständig zu bleiben, 
selber zu kochen und ihre Wohnung in Ordnung zu hal-
ten. Bei Bedarf können die Mieter Haushaltsdienste 
und Verpflegung bis hin zur Vollpension „zukaufen“. 
Hilfe bei Behördengängen und bei der Körperpflege ist 
den Vermietern ebenfalls ein Anliegen. Alle Bäuerinnen 
haben eine Altenbetreuer-Ausbildung absolviert. Diese 
dauert ein Jahr und umfasst 1000 Stunden samt Praxis 
in einem Altersheim. Diese Art der Betreuung wurde in-
zwischen durch den Beruf des „Sozialfachbetreuers Al-
tenarbeit“ ersetzt und erfordert nun sogar eine zwei-
jährige Ausbildung. Somit ist die fachgerechte Betreu-
ung der Bewohner gewährleistet. Neben dem Mietver-
trag unterzeichnen die Senioren einen Betreuungsver-
trag, der die Rufhilfe des Roten Kreuzes und zwei Stun-
den Beratung im Monat inkludiert. Dadurch ist die nö-
tige Sicherheit rund um die Uhr gewährleistet. Dane-
ben können auch mobile Dienste wie die Hauskranken-
pflege in Anspruch genommen werden. 

Kritische Antwort
„So lange wie möglich zu Hause wohnen“, lautet der 
von älteren Semestern am häufigsten geäußerte 
Wunsch. Die Hauptprobleme in der Gestaltung einer 
bedarfsgerechten Wohnsituation im Alter bestehen 
vor allem darin, Versorgungssicherheit, soziale Kon-
takte und weitestgehende Selbstständigkeit sicherzu-

stellen. Das Alters- und Pflegeheim 
ist keine Wunschvariante, sondern 
wird nur dann als Möglichkeit ak-
zeptiert, wenn „es gar nicht mehr 
anders geht“. Diese klassische 
Wohnform für Senioren genügt heu-
te und in Zukunft nicht mehr. Gera-
de Angehörige von Altersheimbe-

wohnern, die das Schicksal ihrer Verwandten in deren 
letztem Lebensjahrzehnt miterleben, suchen für sich 
selbst nach Wegen aus dieser Misere und wollen Abhil-
fe schaffen. 

Die Vielfalt der heutigen Lebensstile erfordert ent-
sprechende Antworten bei den Wohnformen. Die  
meisten der vorgestellten alternativen Wohnformen 
werden als neue Wohnangebote bezeichnet. Viele  
davon sind allerdings alles andere als neu. Sie verdie-
nen dieses Adjektiv lediglich deshalb, weil sie sich als 
kritische Antwort auf die Defizite der traditionellen 
Wohnangebote für Senioren verstehen.

 „Das Alters- oder Pflegeheim 

wird nur dann als mögliche 

Wohnform akzeptiert, wenn es gar 

nicht mehr anders geht“

z



6|2008
48

ir werden mehr: Derzeit leben  
6,6 Milliarden Menschen auf dem 

Planeten Erde, in der zweiten Hälfte 
des 21. Jahrhunderts werden wir 9 Milli-

arden sein. Wir werden weniger: Danach ist 
das globale Bevölkerungswachstum zu Ende. 

Und wir werden älter: Bei steigender Lebenserwar-
tung und sinkenden Geburtenraten wird der Anteil der 
Älteren im Lauf des 21. Jahrhunderts kontinuierlich  
anwachsen: Das weltweite Medianalter steigt von  
26,6 Jahren im Jahr 2000 auf 37,3 bis 2050 und auf  
45,6 bis 2100. Das besagt die Studie „The coming acce-
leration of global population ageing“, die vom Institut 
für Demographie der Österreichischen Akademie der 
Wissenschaften (ÖAW) und dem International Institute 
for Applied Systems Analysis (IIASA) durchgeführt und 
im Magazin „Nature“ publiziert wurde.

Wien wird jünger
In Österreich werden 2050 rund 9,5 Millionen Menschen 
leben, dann soll auch hier das Bevölkerungswachstum 
zurückgehen. Das Schrumpfen führt zur Alterung der 
Bevölkerung. Und zu vermehrter Binnenwanderung: 
Die Menschen strömen in die Zentren. „Wachsende 
Ballungszentren – leere Landstriche“, bringt Jens 
Dangschat von der TU Wien diese Entwicklung auf den 

Punkt: „Wien wächst, der Süden und die Mitte schrump-
fen. Wien wird zum ‚jüngsten‘ Bundesland, die Steier-
mark zum ‚ältesten‘.“ Denn vor allem die Jüngeren,  
Mobilen wandern in die Ballungszentren ab. 

Bereits jetzt leben über 50 Prozent der Österreicher 
im städtischen Raum. Nach der Studie „Österreichs 
Städte in Zahlen 2007“ der Statistik Austria zeichnet 
sich ein deutlicher Trend zum Bevölkerungswachstum 
in den Städten ab. Das erfordert zusätzliche Infrastruk-
tur, zusätzliche Wohnungen, mehr Energie, mehr Ent-
sorgung. In den Schrumpfregionen bleiben die Älteren 

Die kompakte Stadt

W
Die Herausforderung der Zukunft 
werden keine wachsenden Städte sein – 
sondern schrumpfende.

von Simone Kremsberger

„Wir sind ans Wachstum gewöhnt,  

wir haben noch keine Konzepte  

fürs Schrumpfen“
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zurück – mit anderen Bedürfnissen: weniger Kinder-
gärten, Horte, Schulen, dafür mehr Heime, Kranken-
häuser, Pflegedienste. 

Der öffentliche Nahverkehr muss so umstrukturiert 
werden, dass Ältere mobil bleiben: Busse und Bahnen 
brauchen andere Fahrpläne, mehr Haltestellen, barrie-
refreie Ausrüstung. Die Nachfrage nach altersgerech
tem Wohnraum steigt – während gleichzeitig Häuser 
leer stehen und verfallen. Erst langsam werde der 
demografische Wandel wahrgenommen, kritisiert 
Dangschat: „Wir sind ans Wachstum gewöhnt, wir  
haben noch keine Konzepte fürs Schrumpfen.“

Steirische Schrumpfregion
Manche Regionen nehmen ihre Zukunft selbst in die 
Hand: In der „westlichen Obersteiermark“ wird bis 
2031 mit minus 15,3 Prozent der stärkste Bevölkerungs-
rückgang aller österreichischen Regionen prognosti-
ziert. Jeder Fünfte zwischen 15 und 34 Jahren plant, aus 

den Bezirken Judenburg und Knittelfeld abzuwandern. 
Der Anteil der unter 20-Jährigen wird um 38 Prozent 
abnehmen, die Bevölkerung über 65 um 47 Prozent zu-
nehmen. 

Diese Warnzeichen sind Anlass für ein Projekt der 
Stadtwerke Judenburg AG, des EU-Regionalmanage-
ments Obersteiermark West und der SFG/Obersteier-
markagentur. So wird ein neues Gebührenmodell erar-
beitet, das den demografischen Wandel einkalkuliert 
und die Kosten für Ver- und Entsorgung möglichst ge-
recht verteilen soll. Schnelle Glasfaseranbindungen 
bis in die Privathaushalte sollen so selbstverständlich 
wie die Versorgung mit Strom und Wasser werden; 
denn moderne Telekommunikation ist Voraussetzung, 
um hoch qualifizierte Arbeitsplätze in der Region zu er-
möglichen. 

Die Gemeinden werden bei der Installierung von 
Nahversorgern unterstützt, um weniger mobile und  
ältere Menschen mit Gütern des täglichen Bedarfs zu 
versorgen. 

Die erste Demografiebeauftragte
In Deutschland ist es ähnlich: „Bis 2020 werden 60 Pro-
zent aller Regionen von Schrumpfung betroffen sein“, 
prognostiziert Rainer Klingholz vom Berlin-Institut für 
Bevölkerung und Entwicklung. Vor allem im Osten sind 
viele Regionen betroffen. Die Jungen zieht es in die 
wirtschaftlichen Zentren im Westen. 

Uwe Brendle vom deutschen Bundesamt für Natur-
schutz umreißt, wie sich dieser Trend auf die Umwelt 
auswirkt: „In den Wachstumsregionen benötigt man 
eine ökologische Stadtentwicklungspolitik, die stärker 
auf effiziente Nutzung der Flächen setzt: mehr Grün-
flächen, mehr Freiflächen.“ Für die Schrumpfungsre
gionen empfiehlt er „für jede ein eigenes Konzept“ – 
etwa naturverträglichen Tourismus oder Vermarktung 
naturverträglicher Produkte. Doch nicht nur 

Schrumpfregion Land: Die Jungen zieht es in die wirtschaftlichen Zentren, die Alten bleiben zurück
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ländliche Gebiete, auch Städte bangen um ihre 
Einwohner. In Bielefeld, wo die Einwohnerzahl ab 2015 
zurückgehen soll, wurde 2004 mit Susanne Tatje die 
erste Demografiebeauftragte Deutschlands einge-
setzt. Sie soll der Verwaltung helfen, mit Schrumpfung, 
Alterung und Gettobildung umzugehen und durch 
Stadtentwicklung und Planung gegenzusteuern.

In den nächsten Jahren werden die USA vor eine de
mografische Herausforderung gestellt, nämlich wenn 
die ersten Babyboomer ab 2011 ins Pensionsalter kom-
men. Die 78 Millionen Babyboomer haben Nachfrage 
und Preise auf dem Wohnungsmarkt über drei Dekaden 
hinweg hoch gehalten. Wenn sie verkaufen, werden 
mehr Häuser auf den Markt kommen, als die jüngere 
Generation erstehen kann. Die Preise werden fallen. 

Japan: Flucht vor dem Schnee
Besonders schnell vollzieht sich die Alterung in Japan. 
Laut Prognosen von IIASA und ÖAW wird der durch-
schnittliche Nordamerikaner 2100 49,5, der Westeuro-
päer 53,5 und der Japaner bereits 57,7 Jahre alt sein. 

Bis 2015 wird der Anteil der Senioren Japans auf ein 
Viertel der Bevölkerung angestiegen sein: auf mehr als 
30 Millionen Menschen. Mit dem Bevölkerungsschwund 
droht die Gefahr der Zersiedelung. Aomori, eine Stadt 
mit 300.000 Einwohnern im Norden der Insel Honshu, 
versucht die Zersiedelung einzudämmen. Im Winter 
können hier bis zu zehn Meter Schnee fallen – und in 
einem schlechten Jahr kostet die Schneeräumung drei 
Milliarden Yen. 

Die Stadtverwaltung reagierte: Die Stadt wurde ge-
schrumpft. An der Südseite wurde sie mit einem Bogen 
begrenzt. Öffentliche Einrichtungen wie Bibliothek, 
Markt, Krankenhäuser wurden ins Zentrum versetzt. 
Das Verkehrsnetz wurde optimiert, in der Innenstadt 
wurde der Schnee geräumt. In Zentrumsnähe entstan-
den neue Wohnblocks, und viele Ältere, die genug vom 

Schneeschaufeln hatten, zogen ein. Die „kompakte 
Stadt“ könnte ein Vorbild für andere Städte sein – in  
Japan oder anderswo.

Neue Gesellschaft – neue Konzepte
Denn die demografischen Veränderungen sind von 
Knittelfeld bis Aomori dieselben: Alterung der Bevölke-
rung, Schrumpfen der Bevölkerung, Schrumpfen von 
Städten. Die Gesellschaft von morgen wird eine andere 
sein: mehr Ältere, weniger Junge; weniger Großeltern, 
weniger Enkelkinder; weniger Verwandte, weniger 
Familien. Derzeit werden über 80 Prozent der Pflege-
bedürftigen von Angehörigen gepflegt. Wer wird sich 
künftig um sie kümmern, wenn das Netzwerk Familie 
an Bedeutung verliert?

Beim Städtetag 2007 in Linz kamen Experten zu  
folgenden Ergebnissen: Damit Menschen so lange wie 
möglich zu Hause betreut werden können, müssen 
mobile Pflegedienste ausgebaut werden. Es muss mehr 
Alternativen zum Heim geben, in Form teilstationärer 
Angebote oder betreuter Wohnformen. Zwischen 
sozialen und medizinischen, stationären und ambu-
lanten Leistungen ist Koordination nötig.

Wenn es zu einem Engpass an Pflegekräften kommt, 
könnten künftig Maschinen zum Einsatz kommen – 
Pflegeroboter, an denen in Japan, den USA, aber auch 
in Europa schon fleißig gebaut wird. Was heute noch 
wie Sciencefiction klingt, könnte bald Realität sein: Ein 
Roboter schenkt ein Glas Saft ein, reicht die Zeitung 
oder liest daraus vor, hilft beim Weg ins Bad. Manche 
Fragen sind noch ungeklärt: die hohen Kosten, das 
Verletzungsrisiko, die fehlende soziale Intelligenz der 
Roboter. Menschen können sie nicht ersetzen, aber 
vielleicht das Pflegepersonal entlasten und unterstüt-
zen. Eine neue, „ältere“ Gesellschaft braucht neue 
Konzepte, neue Technologien – und wohl auch eine 
neue Einstellung zum Altern.

Bauende Babyboomer: Wenn diese Häuser auf den Markt kommen, wird es wenige Käufer geben
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artin und Margrit blättern im  
Familien-Fotoalbum. „Weißt du 

noch, wer das auf dem Bild ist?“, 
will Martin von seiner Mutter wissen, 

die ihm darauf allerdings keine Ant-
wort geben kann. „Das ist Papa, mit dem du 40 Jahre 
verheiratet warst.“ – „Nein, das stimmt nicht“, entgeg-
net Margrit. „Das kann nicht sein. Verheiratet war ich 
ja überhaupt nie. Oder doch?“ 

Die 77-Jährige kann sich nicht mehr erinnern – nicht 
mehr erinnern an die Tragödie von zwei Menschen, die 
sich ein Leben lang geliebt haben, bis Margrit ihren 
Ehemann Hans einfach vergaß. Hans litt schwer unter 
der demenziellen Erkrankung seiner Frau, versuchte 
sie eine Zeitlang zu verdrängen. Die Krankheit aber 
wurde immer schlimmer. 
Margrit entzog sich ih-
rem Mann völlig, rea-
gierte abweisend, fragte 
ihn allenfalls, wo denn 
ihr Hans geblieben sei. 
Tief verletzt fiel Hans in 
eine schwere Depressi-
on. Ein einziges Mal raffte er sich zu einer letzten Tat 
auf – und nahm sich das Leben.

Demenz entsteht meist als Folge einer chronischen 
fortschreitenden Erkrankung des Gehirns. Dadurch 
kommt es zu einem Verlust von früher erworbenen  
kognitiven Fähigkeiten. Die kognitiven Beeinträchti-

gungen werden zumeist von Veränderungen des Sozial
verhaltens sowie der emotionalen Kontrolle begleitet. 
Verhaltensstörungen und Wesensveränderungen kön-
nen sich beispielsweise in grundlosem Nörgeln und 
Schimpfen, Unruhe, Depressionen und Misstrauen zei-
gen, aber auch in Form von Ängstlichkeit, Unsicherheit, 
Aggressivität, Schreien und Um-sich-Schlagen, Halluzi
nationen und Veränderungen im Schlaf-Wach-Rhyth-
mus (Umherlaufen in der Nacht, Schlafen am Tag).

Tag und Nacht in Gefahr
Aufgrund der mit der Krankheit einhergehenden Symp
tome sind Demenzpatienten stärker auf bedarfsgerech
te Wohnbedingungen angewiesen als andere Menschen. 
Demenzkranke brauchen vor allem in frühen 

Wo bin ich 
hier eigentlich?

Von Michael Achleitner

Ob in Thailand oder Graz: Wohnkonzepte für Demenzkranke 
beschränken sich nicht nur auf Altersheime.

M

„Demenzkranke sind 

stärker auf bedarfs

gerechte Wohnformen 

angewiesen als andere 

Menschen“
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Krankheitsstadien Betreuung und Unterstüt-
zung. Bisher ist das zumeist die Aufgabe von Familien-
mitgliedern. Fast zwei Drittel aller demenziell erkrank-
ten Menschen werden ausschließlich von ihren Ange-
hörigen gepflegt. Aber immer weniger Menschen sind 
den pflegerischen Belastungen gewachsen. 

„Die eigentliche Pflege ist ja noch nicht einmal das 
Problem“, schildert Frau Koller die Schwierigkeiten bei 
der Betreuung ihrer 87-jährigen Mutter. „Aber dass sie 
wegen ihrer fortschreitenden Demenz Tag und Nacht 
beaufsichtigt werden muss, das zehrt an den Kraft
reserven der Familie.“

Die Grenze der Belastbarkeit für pflegende Angehö-
rige ist nach Einschätzung der meisten Experten bei 
aggressiven Handlungen, bei nächtlichem Herumirren, 
bei Weglauftendenzen sowie bei Fremd- und Selbst
gefährdung der zu betreuenden Person erreicht. Bei 
Demenzkranken besteht die Gefahr, dass Reinigungs
mittel, Medikamente und Giftpflanzen mit Lebensmit-
teln verwechselt und verspeist werden. All das macht 
bei Menschen mit fortgeschrittener Demenz eine 
Rund-um-die-Uhr-Betreuung notwendig, was meist  
eine stationäre Aufnahme in ein Altersheim bedeutet.

Thailand rund um die Uhr
Aber auch für Demenzpatienten gibt es andere Wohn-
formen als das Pflegeheim, wie das Beispiel von Mar-

grit Woodtli zeigt. Anstatt in ein Altersheim brachte sie 
ihr Sohn Martin nach dem Tod seines Vaters nach Thai-
land, wo er für rund 450 Euro pro Monat drei Pflege-
rinnen bezahlen kann, die sich 24 Stunden am Tag und 
sieben Tage in der Woche um seine Mutter kümmern. 
In Österreich kostet ein Platz in einem öffentlichen 

Heim zwischen 1500 und 3500 Euro. 
In privaten Häusern können es im 
Einzelfall bis zu 7000 Euro sein. 

„Aber auch abgesehen vom finan
ziellen Aspekt wäre es in der Schweiz 
unmöglich gewesen, eine für meine 
Mutter angebrachte Wohnform zu 
finden“, ist Martin Woodtli überzeugt. 

„In Thailand kann sie sich frei bewe-
gen, hat dank der Rundumbetreuung 
ständig Kontakt zu anderen Men-
schen und kann auch mal die Nacht 
zum Tag machen. In der Schweiz wäre 
sie mit Medikamenten ruhig gestellt 
worden.“ 

Martin Woodtli ist von dem Betreu-
ungskonzept so überzeugt, dass der 
45-jährige Sozialarbeiter in Nord-
Thailand die Institution Baan Kam-
langchay (auf Deutsch: Begleitung 
des Herzens), eine Wohngemein-
schaft für Demenzkranke, aufgebaut 
hat. Zurzeit werden dort acht Lang-
zeitgäste rund um die Uhr betreut. 

„Zusätzlich haben wir Feriengäste, 
auch eine österreichische Familie war 
schon einmal hier“, so Martin Woodt-

Aufsuchendes Demenzteam
Neben stationärer gibt es auch ambulante Hilfe für demenz-
kranke Personen, etwa Tagespflegestätten, die gerade in der 
ersten Phase der Erkrankung den pflegenden Angehörigen 
Unterstützung bieten sollen. Einen anderen Ansatz verfolgt 
das Diakonie-Zentrum Salzburg. In einem Modellprojekt in der 
Region Pinzgau führen Fachkräfte in sogenannten „aufsuchen-
den multiprofessionellen Demenzteams" (AMD) Hausbesuche 
bei Betroffenen durch. Demenziell erkrankte Menschen und 
deren Angehörige erhalten durch die Beratungs- und Hilfetä-
tigkeiten eines mobilen multiprofessionellen Demenzteams 
medizinische, pflegerische und psychologische Beratung und 
Unterstützung sowie individuell maßgeschneiderte Zugangs-
wege zu den entsprechenden Hilfeangeboten. Die Bevölkerung 
im Pinzgau wird durch die Initiative des Demenzprojektes für 
die spezifischen Probleme, Belastungen und Bedürfnisse von 
demenziell erkrankten Menschen und deren Angehörigen 

sensibilisiert. Zudem erhofft man sich Erkenntnisse für verallgemeinerungs
fähige Betreuungskonzepte. Im Fokus der Tätigkeit des AMD stehen die  
Indikationsstellung (Was braucht der Betroffene und dessen Familie?) und 
das Andocken der betroffenen Menschen an die professionellen Hilfssysteme. 
Die Finanzierung dieses Modellprojekts wird zur Gänze durch das BMfSK 
übernommen. Den betroffenen Klienten erwachsen für die in Anspruch  
genommenen Leistungen keine Kosten.

Infos unter: Mag. Dr. Alexander Aschenbrenner,  
Tel.: 0664/858 26 79, E-Mail: a.aschenbrenner@diakoniewerk.at

Margrit Woodtli mit ihrer Betreuerin Som, die die demenz-
kranke Schweizerin mit zwei Kolleginnen rund um die Uhr 
betreute

2



53
6|2008

li gegenüber henri. Die dementen Gäste sind in sechs 
Einfamilienhäusern im Dorf Chiang Mai untergebracht. 
In einem Haus wohnen ein bis zwei Gäste, immer mit 
individueller 24-Stunden-Betreuung. „Jeder Gast hat 
also drei Betreuerinnen für sich allein, die sich abwech-
selnd um ihn kümmern, mit ihm spazieren gehen,  
Ausflüge machen, einkaufen gehen oder etwas spielen“, 
berichtet Woodtli.

Verstehen ohne Worte
Die thailändischen Betreuerinnen haben einen Grund-
kurs im Umgang mit dementen Menschen absolviert 
und sind in ein laufendes Weiterbildungsprogramm 
eingebettet. Viele verfügen über Erfahrungen in der 
Pflege älterer Menschen, da es in Thailand Tradition ist, 
dass die Eltern oder Großeltern von ihren Töchtern und 
Enkelinnen betreut werden. 

Obwohl die Betreuerinnen nur ein paar Brocken 
Deutsch können, reden die demenzkranken Gäste oft 
und gerne mit den Thais. Ob diese sie verstehen, 
scheint unwichtig zu sein. „Die sprachliche Verständi-
gung ist nicht entscheidend. Viel wichtiger sind Blick-
kontakt und Zärtlichkeit. Argumente haben in dieser 
Krankheitsphase ihre Kraft verloren. Sie werden durch 
Gefühle, Stimmen und Musik ersetzt“, erklärt Martin 
Woodtli. Den Pflegerinnen gelingt es problemlos, auch 
nonverbal mit den Patienten zu kommunizieren. Men-
schen mit Demenz suchen nach anderen Kommunika-
tionsformen, zumal mit zunehmendem Fortschritt der 
Krankheit vermehrt Ausdrucks- und Sprachstörungen 
auftreten können. Ein weiterer Vorteil: Die Betreue-
rinnen verstehen verbale Angriffe der Patienten nicht 
gegen sich selbst gerichtet, fühlen sich daher auch 
nicht gekränkt. Dennoch können sie die Gefühlsäuße-
rungen gut einordnen.

Nur für die wenigsten alten Menschen ist ein Leben 
im Ausland, abseits ihrer Familie, aber eine echte Alter-
native. „Nur weil Fernsehen und Werbung mit ihrem 

,immer größer, immer grüner, immer weiter weg‘ uns 
jahrzehntelang weismachen wollten, der Ruhestand 
sei nur auf Mallorca auszuhalten, glauben die Leute, sie 
müssten schnell weg. Und dann bitte schön? Das pure 
Elend. Als könne die Sonne Nachbarschaft und Familie 
ersetzen“, spricht ein Pensionist vielen aus der Seele.

Demenz-WG
So finden die in Deutschland bereits seit Längerem  
populären alternativen Wohnformen für Ältere, wie 
Wohngemeinschaften und betreutes Wohnen, auch in 
Österreich immer mehr Anhänger. Sie bieten bei opti-
maler Gestaltung auch für Menschen mit Demenz län-
gerfristig eine gute Wohnsituation. Unverzichtbar ist 
dabei ein Umfeld, das den Dementen Sicherheit und 
Orientierung gibt – also kurze Wege, eine klare Raum-

gestaltung, möglichst wenige Licht-Schatten-Akzente 
und ein ebener Boden. Auch Türsensoren, Leuchtstrei-
fen an den Wänden und Vorrichtungen am Herd zum 
Schutz vor Überhitzung sind kleine, aber wichtige Hilfs-
mittel. „Wohngemeinschaften sind allerdings keine 
Pflegeeinrichtungen“, betont Prof. Dr. Christel Bien
stein, Leiterin des Instituts für Pflegewissenschaften 
der Universität Witten/Herdecke. „Die gesamte Pflege 
und Betreuung muss selbst organisiert werden.“

„Gefährliche“ Krankenschwestern
In der Regel leben sechs bis acht demente Menschen in 
einer geeigneten Wohnung zusammen und werden 
von einem selbst gewählten Pflegedienst rund um die 
Uhr betreut: tagsüber zwei Pflegekräfte, nachts und 
am Wochenende eine. Dabei hat sich ein Personalmix 
bewährt. „Nur Krankenschwestern – das ist gefährlich. 
Da wird jede Wohnung sofort zu einer Krankenstation“, 
so Bienstein. Eine gute Ergänzung sind Hauswirtschaf-
terinnen, wobei auch diese eine spezielle Schulung im 
Umgang mit Demenzkranken durchlaufen müssen. 

Jeder Bewohner hat sein Zimmer, das mit den eige-
nen Möbelstücken ausgestattet ist. Zu den Privat
räumen kommen noch eine Küche, ein bis zwei Wohn-
zimmer und mehrere behindertengerechte Bäder.  
Solche zirka 230 m2 große, für eine Demenz-WG geeig-
nete Wohnungen sind vor allem in Städten wie Wien 
und Graz mit oft riesigen Altbauwohnungen gar nicht 
so schwer zu finden. Sterbende können auch in der 
Wohnung palliativ gepflegt werden. Wohngemeinschaf
ten für Demenzkranke bieten also durchaus eine unbe-
grenzte Wohnmöglichkeit bis zum Tod.

Diese fand Margrit Woodtli in Thailand. Die anfangs 
von ihr gestellte Frage „Wo bin ich hier eigentlich?“  
war schon bald im Nebel der Demenz verschwunden.  
Geistig lebte sie vermutlich nicht im Dorf Chiang Mai, 
sondern in ihrer Heimat Münsingen im Kanton Bern. 
Behütet, liebevoll gepflegt und an der Seite ihrer  
Familie. Margrit Woodtli starb letztes Jahr – an ihrem 
Sterbebett ihr Sohn und ihre drei Pflegerinnen.

Zahlen & Fakten
Im Jahr 2000 gab es in Österreich rund 90.500 an  
Demenz erkrankte Menschen. Schätzungen gehen davon 
aus, dass es 2010 zirka 108.500 Betroffene geben wird 
und diese Zahl bis zum Jahr 2050 auf 233.800 ansteigt.*
Die Gesamtkosten der Demenz wurden 2006 für  
Österreich mit etwa 1,1 Milliarden Euro angegeben 
(Österreichische Alzheimer Gesellschaft), wobei  
nichtmedizinische Kosten mit ungefähr drei Viertel der  
Gesamtkosten zu beziffern sind. Der Grund für dieses 
Kostenverhältnis liegt im hohen Beaufsichtigungs- und 
Betreuungsbedarf von demenzkranken Menschen.

* Johannes Wancata: Die Epidemiologie der Demenzen.  
In: Wiener Medizinische Wochenschrift, Nr. 152, 2002
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Die Anzahl der Bezieherinnen und Bezieher von Pflegegeld hat von 1994 bis 2006 
zugenommen – vor allem in der Altersgruppe 61 und älter. Das Pflegerisiko (also 
die Wahrscheinlichkeit, pflegebedürftig zu werden) hat sich dabei innerhalb der 
Jahrgänge nicht verändert.

Im selben zeitraum haben sich die Kosten für Bundes- und Landespflegegeld  
um rund 20 Prozent erhöht. stellt man das Pflegegeld in Bezug zur wirtschaft-
lichen Leistungsfähigkeit österreichs, sieht man allerdings: Die Ausgaben sind 
gesunken. Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit hat sich im vergleich dazu seit 
1994 stärker entwickelt. Für Pflegegeldbezieher 
bedeutet das: immer weniger Geld in der Brief-
tasche. Eine jährliche Anpassung des Pflege-
geldes an die Inflation („valorisierung“), 
damit seine Kaufkraft erhalten bleibt,  
ist eine langjährige Forderung des  
österreichischen roten Kreuzes.

Wie wir gepflegt werden
Mehr Pflege – weniger Pflegegeld
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Wie wir gepflegt werden
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P
rim. Dr. Katharina Pils ist stv. Ärztliche Direk-
torin im Sozialmedizinischen Zentrum So-
phienspital, Vorstand des Instituts für Physi-
kalische Medizin und Rehabilitation, Leiterin 

des Ludwig-Boltzmann-Instituts für Interdisziplinäre 
Rehabilitation in der Geriatrie. Als Chefärztin für den 
Gesundheits- und Sozialbereich im Österreichischen 
Roten Kreuz ist es ihr Ziel, die Situation für pflegende 
Angehörige durch zielgerichtete Angebote zu verbes-
sern.

henri: Frau Primaria, wie werden Sie und ich einmal leben, 
wenn wir nicht mehr so beweglich sind wie heute, wenn wir 
womöglich Pflege und Betreuung brauchen werden?

Katharina Pils: Eine spannende Frage. Denn wir 
erleben die Situation, wie sie jetzt ist, und versuchen 
hochzurechnen, was in 30 Jahren sein wird. Wir beden-
ken nicht, dass die Men-
schen, die dann alt sein 
werden, schon eine ganz 
andere Generation sind. 
Die Menschen, um die es 
dann gehen wird, sind 
schon die Nachkriegsge-
neration. Sie sind in 
einem gewissen Wohl-
stand und in einer gewissen Selbstbestimmtheit 
älter geworden. 

 Sie sprechen von der Generation der Babyboomer ...

... und von Menschen, die in diesem Wohlstand 
aufgewachsen sind. Da gehört meine Generation 
dazu. Ich habe nie Not gelitten, musste mir nie 
überlegen, wo mein Essen herkommt und ob ich 
ein sicheres Dach über dem Kopf haben werde – 

das war einfach immer da. Gleichzeitig hab ich aber 
auch gelernt, für mich selbst zu sorgen und eigenver-
antwortlich zu agieren. Das bedeutet, es werden Men-
schen kommen, die bis zu einem sehr späten Zeitpunkt 
ihr Leben eigenverantwortlich gestalten wollen. Die 
sehr lange in ihren eigenen Räumen werden bleiben 
wollen, in ihrer eigenen Wohnung. Die schon länger 
gelernt haben, sich sozial zu vernetzen, weil sie aus 
den konventionellen Familienstrukturen herausfallen. 
Wir haben ja andere Familiensysteme, in denen wir 
jetzt alt werden. 

 Sehen Sie neben den neuen Familien weitere Parameter, 
die sich verändern?

Unsere Gesellschaft zerfällt gerade – in einen schmäler 
werdenden Mittelstand und in eine zunehmend ärme
re Schicht. Es gibt atypische Berufsbiografien und es 

gibt atypische Versicherungsverläufe. 
Wer sich selbst versichert oder seine 

„Es geht um 
 Wertschätzung“

Interview: Thomas Aistleitner

Wie wird unsere Pflege- und Betreuungslandschaft 
in einigen Jahrzehnten aussehen? Für die Gerontologin 
Katharina Pils ist es eine Grundsatzfrage: Wie stehen wir 
zu den Menschen, die Unterstützung brauchen?

„Wir werden eine neue Definition 
des Ehrenamtes brauchen, wie 
es sie im angelsächsischen Raum
schon gibt“
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Versicherungsjahre in verschiedensten Dienstverhält-
nissen zusammenklaubt, wird keine selbstverständli
che Pension haben. Menschen werden viel länger in Ar-
beitsprozessen bleiben müssen. Einerseits, weil es viel 
weniger Menschen geben wird, die einer arbeitenden 
Generation zugehören, und andererseits, weil sie es 
auch finanziell notwendig haben werden. Es verschiebt 
sich sehr vieles. Wir werden es mit einer völlig neuen 
Form der Gesellschaft zu tun haben. 

 Wir werden alle länger arbeiten müssen? Soll das Pen­
sionsalter steigen?

Das Pensionsantrittsalter steigt ja langsam und konti-
nuierlich an, und ich glaube, das muss man einfach 
transparent machen. Man müsste es auch freier gestal-
ten. Man müsste es wirklich einfach zulassen. Ja, aber 
auch in anderen Strukturen. Wenn Sie heute einen 
Menschen mit 60 Jahren anschauen, dann ist der nicht 
alt. Die meisten 65-Jährigen sind sprühend wachsam, 
intelligent, aktiv. Ich sehe überhaupt nicht ein, warum 
die in Pension gehen sollen. Ich kenne viele Menschen, 
die gerne noch arbeiten würden, aber gehen müssen, 
weil sie jetzt 65 sind. Hier gehört mehr Flexibilität  
hinein. Das Problem ist, dass Alters-Teilzeitarbeit zu  
einer finanziellen Schlechterstellung der Menschen 
führt. Das ist keine Motivation. Es sollte Menschen 
kein finanzieller Schaden daraus entstehen, dass sie 
länger im Produktionsprozess bleiben.

 Wie lange werden wir leben?

Zurzeit gehen Demografen davon aus, dass wir pro Jahr 
drei Monate unseres  
Lebens dazugewinnen 
werden, aber irgend-
wann muss das ja auch 
wieder aufhören. Ich 
glaube nicht, dass wir 
vor dem ewigen Leben 
stehen.

 Wie werden wir leben?

Ich denke, es wird Wohngemeinschaften mit einem  
Betreuungskontext geben. Da gibt es jetzt schon ganz 
interessante Pilotprojekte. Ich glaube, wir werden nie 
so weit kommen, dass es in Österreich „Sun City“ gibt, 
das halte ich für unrealistisch. 

 Ist das die passende Wohnform für alternde Singles?

Das Singledasein und dieser sogenannte Egoismus 
sind eine Zeitlang ganz witzig. Aber wenn man einmal 
weniger mobil, weniger aktiv und weniger kontaktfreu
dig ist, verliert das Singletum an Charme. Man ist auch 
nicht mehr durch eine permanente berufliche Über
forderung abgelenkt. Und dann kommt in späteren  
Lebensphasen das Biedermeier wieder: Ich ziehe mich 
nach Hause zurück, lese, koche und spiele mit anderen. 
Das sind Strukturen, die auch eine Wohngemeinschaft 
bieten kann. Was man genauso brauchen wird, sind 
Pflegeheime. 

 Wie könnten die Pflegeheime der Zukunft aussehen?

Von den pflegerischen und medizinischen Leistungen 
her ist Österreich schon sehr gut. Was wir brauchen, ist 
eine Langzeitmedizin, eine Kombination verschiedener 
Betreuungsformen. Einen Teil des medizinischen Moni
torings könnte man telekommunikativ zu Hause ma-
chen. 

 Pflege und Betreuung haben ja nicht nur medizinische 
Aspekte ...

Es geht auch um eine vernünftige psychosoziale Be-
treuung. Darunter verstehe ich, dass man Menschen 
zur Teilhabe, zur Partizipation motiviert. Dass man sie 
integriert, dass man sie vernetzt, dass man gegen die-
se furchtbare Langeweile, dieses monotone Einerlei 
der letzten Lebensjahre ankämpft: Warum soll ich 
überhaupt aufstehen? Was passiert heute? Wen werde 
ich treffen? Warum soll ich? Niemand spricht mit mir. 
Ich kann meine Wohnung nicht mehr verlassen. Es 
kommt niemand zu mir herein. Schon wieder das glei-
che Essen. Und ich rieche nicht die Blumen, und ich 
hab keinen Begriff mehr von einer frischen 

„Es geht um 
 Wertschätzung“

„Es geht auch um Kostenwahrheit: 
Muss ein Heimplatz wirklich 
3000 Euro kosten?“

2
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Frucht, die vom 
Baum fällt, sondern es ist 
alles gleich, monoton, 
langweilig. In diesen all-
täglichen Handlungen 
entsteht viel Betreuungs
bedarf.

 Sie zeichnen ein freudloses Bild des Alters.

Ich schätze die Stärke dieser Gruppe auf 30 Prozent. 
Das sind Menschen, die sagen: „Ich bleibe lieber noch 
eine Woche länger im Spital, da passiert wenigstens 
etwas. Und irgendjemand spricht mit mir. Und dann 
karrt man sie heraus und schleppt sie in irgendwelche 
Tageszentren, wo sie lauter alte, lustlose, freudlose 
Menschen sehen, mit ausgepowerten Betreuungsperso
nen, denen es auch schon schwerfällt zu lachen, denn 
wo sollen denn die Ressourcen herkommen? 

 Wo sollen die Ressourcen wirklich herkommen?

Das wird eine Aufgabe unserer Gesellschaft sein. Und 
das hat ganz viel mit Wertschätzung zu tun. Wenn 2050 
auf jeden über 65-Jährigen nur mehr fünf bis sechs  
unter 65-Jährige kommen, werden wir das brauchen, 
damit die Gesellschaft funktioniert – da geht es noch 
gar nicht um Pflege und Betreuung. Man wird zwar viel 
mehr Leute in der Pflege brauchen, aber nicht alle  
müssen voll professionalisiert sein. Man wird auch  
eine Gruppe brauchen, die gewisse Dinge tut, die der  
Patient individuell braucht. Dafür wiederum werden 
wir eine neue Definition des Ehrenamtes brauchen, wie 
es sie im angelsächsischen Raum schon gibt.

 Wie könnte dieses neue Ehrenamt aussehen?

Menschen, die erst sehr knapp in der dritten Lebens-
phase sind, werden sich um Menschen in der vierten 
Lebensphase kümmern. Man wird sie mit Steuerbe-
günstigungen, Pensionsbegünstigungen und Ähnli
chem motivieren. Zugleich wird es zu einer Aufwertung 
der hoch qualifizierten Pflege kommen. In den USA 
gibt es den Practicioner, eine Mischung aus Arzt und 
Pflegerin, der die Rolle eines Case- und Care-Manager 
übernimmt. 

 Wie stehen Sie zur 24-Stunden-Pflege?

Das ist eine zutiefst asoziale Geschichte. Dieses Modell 
ist nur für die interessant, die es sich leisten können.

 Wie soll all das finanziert werden?

Am vernünftigsten immer noch nach dem Umlageprin-
zip. Ich möchte die Pflege nicht in Abhängigkeit von 
den Finanzmärkten sehen. Wir müssen wieder in eine 
vernünftige Relation von arbeitsleistenden Jahren und 
Versorgungsjahren zurückkommen. Ich kann nicht  

weniger in ein System hineinbringen als ich wieder he-
rausnehme. Ich kann nicht mehr Jahre meines Lebens 
versorgt werden als ich in ein System hineingebe. Es 
geht aber auch um Kostenwahrheit: Muss ein Heim-
platz wirklich 3000 Euro kosten? Wenn der Arzt kommt, 
dann gehört das auch im Heim in die Krankenversiche-
rung. Und spätestens bei den 80-Jährigen muss man 
die Töpfe vernetzen, das entspricht den Bedürfnissen 
der Menschen einfach besser. 

 Hat Migration mit dem Thema zu tun?

Migration muss gefördert werden. Wenn wir nicht wil-
lens sind, Kinder zu bekommen, dann brauchen wir 
Menschen, die hier leben können und wollen. Wer sei-
nen Lebensmittelpunkt hierher verlegen möchte und 
mithelfen möchte am Aufbau einer Gesellschaft, ist 
willkommen. Das verstehe ich unter wertschätzender 
Integration: Die Menschen müssen im System ankom-
men und es nützen lernen. Steht es uns zu, bei vollen 
Gesundheitstöpfen Menschen wegzuschicken, die De-
fizite haben, die hungrig sind, die es brauchen? Das 
kann ich nicht verstehen. 

 Welche der Ideen, die Sie angesprochen haben, trauen Sie 
sich vorherzusagen für die nächsten Jahrzehnte?

Ich kann mir vorstellen, dass solche Dinge zwischen 
2030 und 2050 passieren. Ich finde, das passt in mein 
Altwerden hinein. Oder aber es gelingt uns, das Sozial-
system, wie wir es heute haben, völlig zu zerbrechen. 
Wenn wir nicht aufpassen, wenn wir die Entsolidarisie-
rung der Gesellschaft zulassen, dann werden wir 2030 
bis 2050 viele sehr arme Alte haben – was ich persön-
lich zutiefst bedauern würde, weil ich glaube, Sie kön-
nen die Qualität eines Staates daran messen, wie man 
mit den Alten, Pflegebedürftigen umgeht.

„Sie können die Qualität 
eines Staates daran messen, 
wie man mit den Alten, 
Pflegebedürftigen umgeht“

z
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D
amit der Zug sein Ziel erreicht, müssen die 
Weichen gestellt sein. Umwege sind müh-
sam und teuer. Umkehren und Zurückfahren 
geht gar nicht. Sieht man den „Fahrplan“ für 

die Pflege in Österrreich ähnlich, wäre der Zug wohl 
noch im Bahnhof – aber bereits mit Verspätung. 

Wohin geht die Reise? In ein Land, wo Pflege und Be-
treuung in hoher Qualität und ausgewogen finanziert 
für die ganze Bevölkerung zur Verfügung stehen. Weni-
ger klar sind die Route und die Ankunftszeit. 

Hier sind Vorschläge aus dem Positionspapier des 
Österreichischen Roten Kreuzes. Sie enthalten die 
Weichenstellungen und Stationen auf dem Weg in die 
Pflege- und Betreuungslandschaft der Zukunft.

Aktives Altern
Fördern wir Eigenverantwortlichkeit! Diese Haltung 
entspricht der Einstellung der Babyboomer. Bieten wir 
ihnen die dafür nötige Beratung. Fördern wir neue Frei-
willige: Erfahrene Menschen in der dritten Lebenspha-
se helfen Menschen in der vierten Lebensphase. Steuer
erleichterungen sind Incentives für ein Ehrenamt im Al-
ter. Erhöhen bzw. liberalisieren wir das Pensionsalter. 
Nicht jeder will in Pension gehen. Geben wir finanzielle 
Anreize für Arbeit in der Pension!

Differenzieren wir das Betreuungsangebot, erhalten 
wir Lebensumgebungen, bieten wir neue Wohnformen 
an. Wohngemeinschaften mit Betreuungskontext, Pfle
ge daheim und betreute Reisen erhalten die soziale 
Vernetzung – der Kontakt zum gesellschaftlichen Le-
ben reißt nicht ab. 

Das Netzwerk der Pflege
Pflege ist eine Aufgabe für die gesamte Gesellschaft. 
Vor allem Familie und Freunde von Pflegebedürftigen 
werden in den Pflegezug einsteigen. Dafür brauchen 
diese pflegenden Angehörigen Unterstützung: Geben 

wir ihnen eine bessere sozialversicherungsrechtliche 
Absicherung, bieten wir Teilzeitkarenz für Pflege mit  
finanziellem Ausgleich, finanzieren wir auch eine Fami-
lienhospizkarenz nach dem Vorbild des Kindergelds. 
Ein Pflegeberatungsscheck bei Erhalt des Pflegegeld-
bescheides sorgt für den Zugang zu Informationen.

Vernetzte Angebote
Die vielleicht schwierigste Station auf der Reise in die 
Pflegezukunft ist die integrierte Versorgung: Pflegeleis
tungen aus einer Hand, sowohl finanziell als auch orga-
nisatorisch. Die Familiengesundheitspflegerin arbeitet 
in der Familie und verbindet mit Hausärzten, Kranken-
häusern und Therapeuten (siehe Seite 72). Diese Art 
der qualifizierten Pflege setzt eine hochkarätige Aus-
bildung und adäquate Bezahlung voraus. Ermöglichen 
wir auch eine weitgehende Hospizbetreuung zu Hause.

Es soll nicht heißen: Pflege daheim oder Pflegeheim 
– beides ist möglich, je nach Bedarf und auch abwech-
selnd. Für das Österreichische Rote Kreuz ist das Pfle-
geheim nicht die „Endstation“ der Pflegezukunft: Kur-
zer Aufenthalt im Heim, dann steigt der Patient wieder 
am „Heimatbahnhof“ Wohnung aus. Weniger Heim-
tage sind kosten- und patientenfreundlich!

Bringen wir neue Technologien in die Pflege: Tele
medizin ergänzt die Betreuung zu Hause, GPS-Ortung  
erweitert die Möglichkeiten der Rufhilfe. 

Bringen wir neue Kompetenzen: Spezielle Angebote 
für Migranten bieten diesen einen niederschwelligen 
Einstieg in den Pflegezug.

Eine „Netzkarte“ für die Pflege
Pflege ist ein solidarisches Risiko und wie die Kranken-
versicherung im Umlageverfahren zu finanzieren. Da-
raus ergibt sich die steuerfinanzierte „Netzkarte“ für 
alle Stationen der Pflege in Österreich. In einer lebens-
werten Zukunft – für Pflegende und Gepflegte! z

Wohin fährt der Pflegezug?
Was muss sich ändern, 
um Pflege und Betreuung 
zukunftssicher zu machen? 
Welche Maßnahmen 
entscheiden jetzt über 
Qualität und Sicherheit 
der Pflege in 30 Jahren? 

von Thomas Aistleitner
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Familie

M
utter, Vater, ein bis drei Kinder: Wer von  
Familie spricht, versteht darunter meist 
die klassische Kern- oder „Normalfamilie“. 
Zwei Generationen – verheiratete Eltern 

und ihr Nachwuchs – im gemeinsamen Haushalt. 
Dieses Familienbild, noch heute als Ideal fest in den 
Köpfen verankert, ist allerdings relativ neu. Es ent-
stand erst im Laufe des 19. Jahrhunderts und erreichte 
seine Blütezeit noch einmal hundert Jahre später:  
Die kurzen Jahre zwischen den späten Fünfzigern und 
frühen Sechzigern des 20. Jahrhunderts gelten als  
Blüte von Heim und Familie. 

„Alle Veränderungen seither werden vor dem Hinter-
grund dieser Folie interpretiert“, sagt der Bevölkerungs
forscher und Mit-Autor des „Österreichischen Familien
berichts“ Josef Kytir von der Statistik Austria. 

Doch dieser lange Zeit idealtypische Verbund aus 
Mama, Papa und Kindern hat in den vergangenen Jahr-
zehnten an Verbreitung eingebüßt. Das Fundament der 

„Kernfamilie“ bröckelt ab. Und damit tun sich viele 
schwer – auch wenn sie an ihr eigenes Alter denken.

Die „beste“ Familie
Alleinerziehende Eltern – meist die Mütter – oder die 
Zweitfamilie („Patchwork“-Familie, eine neue Form der 

„Großfamilie“) ersetzen heute in der Regel den gewohn
ten Urzustand der Kernfamilie. Und: Es gibt aufgrund 
des Geburtenrückganges weniger Kinder. 

Ob diese familiäre Gegenwart nun besser oder 
schlechter ist als das, was wir jahrzehntelang gekannt 
haben, können auch Fachleute nicht beantworten. 

Die breite

Wenn Bezugspersonen und Vorbilder 
da sind, ist die Familienform 
nachrangig. Das gilt auch 
für „Regenbogenfamilien“ mit 
gleichgeschlechtlichen Eltern.

Von Robert Dempfer
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Denn selbst wenn man sie heute idealisiert: Auch die 
Groß- und Kleinfamilien der Vergangenheit hatten 
schließlich mit Problemen zu kämpfen. Im Grunde 
komme es „immer auf die Wertschätzung im Zusam-
menleben an und weniger auf die Familienform“, sagt 
die Wiener Familienpsychologin Belinda Mikosz. „Re-
spektvoller Umgang miteinander wäre einzufordern – 
das wäre das Modell der Zukunft!“

Wie ein roter Faden zieht sich diese Erkenntnis durch 
die Geschichte der Familien, durch die unterschied-
lichsten Formen des Zusammenlebens und durch die 
psychologische Forschung und Praxis: Respekt, Sicher-
heit und Verlässlichkeit bilden die Schlüsselbegriffe für 
ein gelungenes Zusammenleben. Wenn verlässliche 
Bezugspersonen und Vorbilder da sind, ist die Familien
form nachrangig. Das gilt laut aktuellen wissenschaft-
lichen Befunden aus Deutschland und den USA auch 
für „Regenbogenfamilien“, also für Lebensgemein-
schaften mit gleichgeschlechtlichen Eltern. 

Das Vorhandensein dieses „Grundrezepts“ ist eine 
gute Nachricht – denn Familienformen verändern sich 
weiterhin so rapide wie nie zuvor. 

Familien werden „länger“
Entgegen dem gängigen Eindruck stellen die Wissen-
schafter fest, dass Familien nicht zerfallen, sich ver-
streuen und unwichtiger werden, sondern – im Gegen-
teil – mehr Bedeutung erlangen. Es kommt nur darauf 
an, was man unter „Familie“ versteht. 

Das sollten ihre Mitglieder am besten wissen, und 
deshalb stellt ihnen das Allensbacher Institut für De-
moskopie genau diese Frage („Wen rechnen Sie zu Ih-
rer Familie?“) alle 50 Jahre. „Während Ehegatten der 
Familie verloren gehen – die Nennungen fielen von 70 
auf 58 Prozent –, werden Eltern, (Ur-)Großeltern, On-
kel, Tanten und andere Verwandte jetzt häufiger zur 
Familie gezählt als noch vor einem halben Jahrhun-
dert“, erläutert der Soziologe Karl Otto Hondrich die 
jüngsten Umfrageergebnisse. Familien werden also 

„länger“, indem sie sich über mehrere Generationen 
strecken – „Bohnenstangenfamilien“ nennt Hondrich 
das Phänomen. 

Und nicht nur das: „Auch Menschen ohne Kinder 
können, sich an Verwandte und Freunde anschließend, 
eine Familie bilden“, beschreibt Hondrich das neue 
Verständnis von Familie. 

Weniger sind mehr
Den Geburtenrückgang hält der Soziologe geradezu 
für einen „Glücksfall für unsere Gesellschaft“. Es sei 
genau der Fall der Geburtenraten gewesen, der uns in 
den vergangenen 200 Jahren alle „Errungenschaften 
der Kultur, vom Massenwohlstand bis zur Gleichberech
tigung“, gebracht hätte. Auch dass die zunehmende 

berufliche Mobilität die Familienbande zum Zerreißen 
brächte, sieht er nicht: 90 Prozent aller älteren Men-
schen wohnen heute nicht mehr als zwei Stunden von 
ihren Kindern entfernt. 70 Prozent stehen mehrmals 
pro Woche mit ihnen in Kontakt. Das demografische 
Problem sieht Karl Otto Hondrich sehr wohl. Aber dass 
die Jungen weniger werden und die Zahl der Familien 
kleiner wird, zerstöre seiner Erfahrung nach den Zu-
sammenhalt nicht. Geld oder Gefühle – oder beides – 
verstärken die Verbindungen sogar.

Familien ohne Verwandtschaft
Das gilt sogar für Fälle, bei denen gar keine „Blutsver-
wandtschaft“ besteht: Der 51-jährige Ingenieur Tony 
Benthall aus Los Angeles lebt seit über zwanzig Jahren 
in Österreich. Der Kontakt zu seinen letzten lebenden 
Familienangehörigen – ein Bruder und eine Schwester 
an der Westküste der USA – ist sporadisch. Als er plötz-
lich an einem Nervenleiden erkrankt, das seine beiden 
Arme und Beine lähmt, kümmert sich ein Heer von 
Freunden und Bekannten wochenlang um ihn und sei-
ne Angelegenheiten. Was an Besuchen, Arbeiten und 
Amtswegen anfällt, wird in kleine Portionen auf zahl-
reiche Menschen aufgeteilt und erledigt. Die engsten 
Freunde überlegen für den Fall dauernder Pflegebe-
dürftigkeit schon, mit Benthall gemeinsam in eine grö-
ßere Wohnung zu ziehen, doch er wird zum Glück wie-
der gesund. 

Was bleibt, ist ein Beispiel für Familienbande zwi-
schen Menschen, die nicht einmal miteinander ver-
wandt sind. Und das Bedürfnis von Menschen, aneinan
der Halt zu suchen. Die Familie verschwindet also nicht. 
Sie erfindet sich nur ständig neu. z

Den Geburtenrückgang 
hält Karl Otto Hondrich 

für einen „Glücksfall für  
unsere Gesellschaft“
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D
ie Hälfte der über 
85-Jährigen ist pfle-
gebedürftig. Erwin 
Buchinger wird die

ses „vierte Lebensalter“ 2040 
erreichen. Wie würde er dann 
gerne gepflegt werden? 

Der Sozialminister stellt sich den Fragen zweier füh-
render Pflegeexperten des Landes: Dr. Werner Kersch-
baum ist stv. Generalsekretär des Österreichischen 
Roten Kreuzes (ÖRK). Mag. Monika Wild, MAS, MSc, 
leitet die Gesundheits- und Sozialen Dienste im ÖRK.

henri: Herr Bundesminister, haben Sie eine Zukunftsvor­
stellung, wie Pflege in Österreich organisiert sein müsste, da­
mit Sie sagen können: Genauso muss es sein – und es ist trotz­
dem noch finanzierbar?

Erwin Buchinger: Für Pflege sind in Österreich 
Dutzende Einrichtungen politisch zuständig und ver-
antwortlich. Die große Aufgabe ist es, dieses wichtige 
Thema in einen gemeinsamen Entwicklungsplan hori-
zontal und vertikal über die Gebietskörperschaften 
einmünden zu lassen. Da gelingen Erfolge, etwa im Be-

reich der 24-Stunden-Betreuung. Aber das sind alles 
nur Mosaiksteinchen in einem Gesamtbild, das in den 
nächsten Jahren zu gestalten sein wird.

henri: Vielleicht werden Sie selbst einmal Pflege brauchen. 
Wie stellen Sie sich da den Idealfall vor?

Erwin Buchinger: Meine persönliche Vision in 
30, 35 Jahren ist ein vielfältiges Pflege- und Betreuungs
angebot, das mir als Konsumenten die Wahlfreiheit 
gibt, jene Möglichkeit auszusuchen, die meinen Wün-
schen, Bedürfnissen und Interessen am besten ent-
spricht. Das mag heute utopisch erscheinen. Aber als 
ich aufgewachsen bin, habe ich auch nur eine Brot
sorte, zwei Wurstsorten und zwei Käsesorten gekannt. 
Die Generation, die heute 40, 50 ist, wird sich nicht  
gefallen lassen, ein Pflegemodell vorgeschrieben zu 
bekommen. Sie wird Wahlfreiheit einfordern. 

„It costs, 
but it pays“
Wie sollte die Zukunft der Pflege in Österreich 
aussehen, was wäre zu tun? Erwin Buchinger, Werner 
Kerschbaum und Monika Wild diskutieren.

Moderation: Thomas Aistleitner



Peyman, 18, spendet bei einer  
Blutspendeaktion in der HTL Mödling  

zum ersten Mal Blut
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henri: Die wird mehr kosten als das heutige System.

Erwin Buchinger: Das ist eine Frage der politi
schen Priorität. Fragen der Finanzierung von Pflege 
und Betreuung werden in den nächsten Jahren in der 
politischen Agenda weiter nach oben rücken, einfach 
weil die demografische Entwicklung in diese Richtung 
geht. Das alles sind Herausforderungen, die gestaltbar 
sind. Ich meine aber, es werden noch einige politische 
Generationen an dieser Gestaltung arbeiten.

Monika Wild: Die Wahlmöglichkeit deckt sich mit 
unseren Vorstellungen. Von großer Bedeutung ist für 
uns auch die Transparenz und Sicherheit des Systems. 
Es muss ganz klar sein: „Wie schaut mein Anspruch aus, 
und was ist mein Kostenbeitrag?“

henri: Sind andere Länder damit schon weiter?

Monika Wild: In Dänemark bekommt man inner-
halb von acht Wochen ein Einzelzimmer in einem Pfle-
geheim. Bei uns ist es von den Ländern abhängig, wie 
hoch der Kostenbeitrag jedes Einzelnen ist. Für Trans-
parenz braucht es die Vereinheitlichung der Systeme. 
Es ist für den Steuerzahler nicht einsichtig, warum er in 
der Steiermark für den gleichen Betreuungsfall dop-
pelt so viel dazuzahlen muss wie in Oberösterreich. 

Soll man investieren?

Werner Kerschbaum: Ich erlebe die Diskussion 
um Pflege, Betreuung und auch um das Gesundheits-
wesen immer nur vom Standpunkt der Nichtfinanzier-
barkeit aus. Es stört mich, dass hier ein reines Kosten-
denken vorherrscht und kein unternehmerisches Den-

ken und Handeln. Warum sagt man nicht: Wir investie-
ren jetzt, damit wir in 20 Jahren eine Pflege- und Be-
treuungslandschaft vorfinden, über die wir dann mit 
Recht sagen können: „Das haben wir so gewollt.“ 

Erwin Buchinger: Als Politiker ist man gewohnt, 
dass es dort die heftigsten Diskussionen gibt, wo die 
Ressourcen am knappsten sind. Der Trend in den letz-
ten Jahren ging in die Richtung „mehr privat, weniger 
Staat“. Wir möchten die solidarische Verantwortung 
für die sozialen Dienste stärker betonen und einen 
klugen Mix zwischen öffentlich-rechtlicher und priva
ter Finanzierung sicherstellen. Da wurde eine Trend-
wende eingeleitet, die sich in der Finanzierung von so-
zialen Dienstleistungen noch niederschlagen muss. 

Werner Kerschbaum: Ich vergleiche das mit 
der Personalentwicklung in einem Betrieb: Mitarbeiter 
und Unternehmen legen zukünftig zu bewältigende 
Aufgaben fest und definieren ihre Beiträge zu deren  
Erreichung. Wenn keine Beiträge geleistet werden, 
darf man sich auch keine Ergebnisse erwarten.

Erwin Buchinger: In den letzten Jahren wurde 
Soziales sehr stark als Kostenfaktor für die gesellschaft
liche Entwicklung gesehen. Wir betonen, dass das So-
ziale ein Produktivfaktor ist, der reicher macht und 
den sozialen Zusammenhalt stärkt. Das wirkt sich auch 
auf die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit aus – weil 
ich die Sicherheit habe, dass ich, wenn ich ein Risiko 
eingehe und es schiefgeht, aufgefangen werde. Daher 
ist der Sozialstaat eine Produktivkraft. Ein englischer 
Kollege von mir sagt immer: „It costs, but it pays.“

Wann kommt die Pflegeversicherung?

henri: Im Pflegebereich werden Dinge angesprochen, über 
die man in der Krankenversicherung nicht diskutieren würde. 
In der Pflege wird gerechnet, wird gefragt: „Kann man sich 
das leisten?“ In der Krankenversicherung leistet man es sich, 
da muss jeder behandelt werden. 

Erwin Buchinger: Das Thema Pflege ist noch 
historisch jung. Es wird aber das wichtigste soziale 
Thema der nächsten Jahrzehnte werden. Und wir ha-
ben sehr gute Verdrängungsmechanismen. Jeder von 
uns sieht sich noch als 85-Jährigen halbwegs aktiv,  
gesund und fit. Wir wissen aber, dass 50 Prozent der 
über 85-jährigen einen Pflegebedarf haben. Bei dem 
Ausmaß, in dem darüber diskutiert wird, werden auch  
diese Tabus durchbrochen, es ist eine rationalere  
Diskussion möglich, bis hin zu Fragen wie: „Muss man 
den Bereich Pflege und Betreuung aus der Sozialhilfe 
herausnehmen, wo er derzeit verankert ist?“ 2
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henri: Würden Sie das befürworten?

Erwin Buchinger: Ja. 

henri: Lassen die unterschiedlichen Kompetenzen, von de­
nen Sie vorhin gesprochen haben, überhaupt das Verfolgen 
eines großen Ziels zu? Müsste man nicht einmal reinen Tisch 
machen?

Erwin Buchinger: Die Diskussion über die Verän
derung der Kompetenzen ist mindestens so mühsam, 
wie innerhalb der bestehenden Kompetenzlandschaft 
zu Ergebnissen zu kommen. Das sehen Sie an der Dis-
kussion zum Österreich-Konvent, die ja das Ziel hatte, 
zu einer Kompetenzbereinigung zu kommen. Sechs 
Jahre Arbeit, Ergebnis: bescheiden.

Die Lage der Pflegenden

henri: Es geht auch um die Pfle­
genden. Wenn es einen enormen Pfle­
gebedarf geben wird, muss man dann 
nicht versuchen, den Zugang zu die­
sem Beruf möglichst einfach und nie­
derschwellig zu gestalten?

Erwin Buchinger: Das 
hört sich attraktiv an. Doch es ist 
eine Qualitätsfrage. Wenn etwas 
öffentlich finanziert wird, muss 
auch die Gewähr gegeben sein, 
dass vom Konsumentenschutz 

und von der Qualität her bestimmte Mindestanforde-
rungen erfüllt werden. Es geht um Optimierung, nicht 
um einseitige Maximierung. Ich bekenne, dass ich das 
bestehende System der berufsständischen Differen-
zierung für nicht optimal halte. Es versteht niemand – 
auch ich verstehe es nicht –, warum ein Angehöriger 
die Medikamente für die zu pflegende Person vorberei-
ten darf, im Rahmen einer professionellen Betreuung 
es aber unter allen Umständen eine Diplomkranken-
pflegekraft machen muss. 

henri: Wie passt die derzeitige Ausbildung zu den zukünf­
tigen Anforderungen und Veränderungen? 

Monika Wild: Unsere Gesundheits- und Kranken-
pflegeausbildung ist für den Langzeitpflegebereich 
nicht vorbereitet. Auf der anderen Seite gibt es jetzt 
die Sozialbetreuungsberufe, die bieten schon einen 
guten Ansatz. Grundsätzlich brauchen wir besser Qua-

lifizierte, die die Planung und 
Gestaltung der häuslichen Pfle-
gearrangements durchführen, 
also das ganze Case-Manage-
ment übernehmen, oder diesen 
familiären Ansatz besser in die 
Praxis umsetzen – dass wirklich 
mit der Familie gearbeitet wird, 
gerade zur Unterstützung der 
pflegenden Angehörigen. Dafür 
braucht man aber viel mehr 
Hilfskräfte, die die praktischen 
Tätigkeiten durchführen. Eine 
ganz wichtige Frage der Zukunft 

ist: „Wie wird dieser Skill-Mix ausschauen?“

Die Rolle der Freiwilligen

Werner Kerschbaum: Welche Rolle werden 
Freiwillige in dem Konzept der Zukunft spielen? 

Erwin Buchinger: Freiwilligenarbeit im Bereich 
der Sozial- und Gesundheitsberufe ist bereits jetzt an 
der Tagesordnung. Sie eignet sich aber nur für jene Be-
reiche, die weniger durch formal-berufliche Standards, 
sondern eher durch Zuwendung gekennzeichnet sind. 

Werner Kerschbaum: Die Frage bei den Freiwil-
ligen ist, was sie im Rahmen eines Betreuungsfalles 
tatsächlich tun dürfen. Wenn es darum geht, gegen 
Vereinsamung vorzugehen, sehe ich Freiwillige als 
ganz wesentlichen Faktor.

Monika Wild: Wenn man Wien betrachtet: Von un-
seren Leistungsbeziehern der mobilen Pflege und Be-
treuung lebt ein Großteil alleine. Bis auf ein-, zweimal 

„Die Frage bei den Freiwilligen 
ist, was sie im Rahmen eines 
Betreuungsfalles tatsächlich 
tun dürfen. Wenn es darum  
geht, gegen Vereinsamung  
vorzugehen, sehe ich Freiwillige 
als ganz wesentlichen Faktor“
Werner Kerschbaum

2
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am Tag, wo eine Heimhilfe kommt, sind sie allein. In 
der Regel können sie die Wohnung nicht allein verlas-
sen. Wenn wir sagen, unsere Freiwilligen machen am 
Nachmittag vier Stunden Besuchsdienst, auch zur Ent-
lastung der Angehörigen, dann kann in den vier Stun-
den natürlich etwas passieren – ich muss vielleicht et-
was zu trinken verabreichen, auf die Toilette begleiten 
oder eine Inkontinenzvorlage wechseln – und dann 
dürfen die Freiwilligen wieder gar nichts tun. Das 
knüpft an die Diskussion von vorhin an.

Erwin Buchinger: Wir haben rund 700.000 Men-
schen, die Mitglieder in Pensionistenverbänden sind 
und ein ganz aktives kulturelles 
und soziales Programm haben. 
Wenn man deren Engagement 
zum Teil in die Bereiche Gesund-
heit und Soziales lenken kann, 
dann wäre viel gewonnen.

henri: Muss man da nicht noch 
viel Enttabuisierung leisten? Wie 
kommen denn diese pflegenden Frei­
willigen zum Roten Kreuz?

Monika Wild: Am besten 
durch die persönliche Ansprache. 
Wir sehen es in den Regionen, wo 
wir gut funktionierende Gruppen 
haben, die aktiv die Leute ansprechen, da funktioniert 
es. Wichtig ist aber der Strukturaufbau in jeder Region. 
Dafür muss man Geld in die Hand nehmen, Begleitung 
kostet etwas, Ausbildung kostet etwas, da bräuchten 
wir Unterstützung von der öffentlichen Hand. Wenn 
man hier eine Million investiert, hätte man wahrschein-
lich sieben bis acht Millionen Output.

Das Recht aufs Pflegeheim

Werner Kerschbaum: Herr Minister, können 
Sie sich vorstellen, dass ein pflegebedürftiger Mensch 
in Österreich ein einklagbares Recht auf folgender  
Basis hat: „Wir garantieren dir als Republik, dass du für 
den Fall, dass du pflegebedürftig wirst, innerhalb einer 
gewissen Frist einen Platz in einem Pflegeheim, in einer 
teilstationären Einrichtung, einer Wohngemeinschaft 
oder eine mobile Betreuung hast.“

Erwin Buchinger: Es ist erstrebenswert, aber es 
wird lange dauern bis zur Realisierung. Es gibt den  
bestehenden Artikel 15a, eine Vereinbarung aus dem 
Jahr 1993, die 2010 ausläuft, wo derartige Qualitäts-
standards in sehr vorsichtigen Worten formuliert sind. 
Wahrscheinlich das Maximum, das damals möglich 
war. Wir sind jetzt dabei, bei der Harmonisierung die-

ser Standards weiterzukom-
men. Ein Teil davon sind Kon-
sumentenrechte. Alles, was 
hier gesetzlich fixiert wird, 
wäre von Vorteil, aber dafür 
müssten Landesgesetze ge-
ändert werden, da müsste 
dort, wo es Heimträger gibt, 
in den Kommunen eine ent-
sprechende Verantwortung 
übernommen werden. Auf 
Bundesebene kann es nicht 
verordnet, es kann nur verein-

bart werden. Ein erstrebenswertes Ziel ist es allemal.

Werner Kerschbaum: Damit haben Sie eine  
Erwartung an die Gespräche zur Novellierung des Arti-
kels 15a B-VG definiert, nämlich Qualitätsstandards.

Erwin Buchinger: Aber auch die Standardisie-
rung der Kosten. Es gibt drei Ziele – erstens die Lücken
schließung im sozialen Netz, da haben wir die größte 
Herausforderung bei den teilstationären Angeboten, 
bei der Tagesbetreuung und Kurzzeitpflege sowie bei 
den Wochenend- und Nachtdiensten im Bereich der 
ambulanten Betreuung. Das zweite Ziel ist, die völlig 
unterschiedlichen Förderbedingungen zu harmonisie-
ren – vom Stundenausmaß bis zu den Selbstbehalten. 
Das dritte Ziel ist, die Qualitätsstandards zu harmoni-
sieren. Da gibt es Kuriosa – in Kärnten ist in den stati-
onären Einrichtungen kein Haus über 50 Betten er-
laubt, die müssen unter 50 sein, in der Steiermark ist es 
umgekehrt, da darf keines unter 50 sein, in Salzburg 
gilt die Empfehlung 70–90 und es gibt keine öffent-
liche Förderung für unter 50. Das kann doch nicht sein.

henri: Wäre es nicht einfacher, alle Menschen für das 
Thema zu sensibilisieren, wenn es wenigstens ein paar Forde­
rungen gäbe, die in ganz Österreich gleich gelten? 

„Es ist für einen österreichischen 
Steuerzahler, der im ganzen Land 

die gleichen Steuern zahlt, 
nicht einsichtig, warum er in der 
Steiermark für seine Betreuung 
doppelt so viel dazuzahlen muss 

wie in Oberösterreich“
Monika Wild

2
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Erwin Buchinger: Das 
ist ein Vorteil der 24-Stunden-Be
treuung – österreichweit gleiche 
Regeln, Qualitätsstandards und 
Zugangsbedingungen, weil hier  
der Bund 60 Prozent der Kosten 
übernommen und auf diese Stan-
dardisierung gedrängt hat. Ich 
bin überzeugt, dass das der Weg 
ist, mit dem man diese Korridor-
verringerung auch in den ande-
ren Bereichen schaffen kann, nur 
mit entsprechender Kofinanzie-
rung. Die Artikel-15a-Verordnung 
aus den Neunzigern war ein  
Nebenprodukt der Pflegegeld-
einführung. Das waren Zucker-
brot und Peitsche.

Werner Kerschbaum: 
Vielleicht hat man damals zu we-
nige dieser Finanzierungsanreize 
gesetzt. Der Bund hat die Geld-
leistung übernommen, die Län-
der haben sich zur Sachleistung 
bereit erklärt. Aus heutiger Sicht 
haben sie das sehr vage getan: 1993 bis 2010, das ist ja 
sehr lange, und es waren auch keine Sanktionen fest-
geschrieben. 

henri: Die Kostenentlastung, mit der die Vereinbarung ver­
bunden war, war ja für die Länder sehr angenehm. Der Hilf­
losenzuschuss ist weggefallen, das Pflegegeld ist gekommen 
und wurde zur Gänze vom Bund übernommen.

Werner Kerschbaum: Ich habe immer verstan-
den, dass sich von Länderseite nie jemand beschwert 
hat. Das scheint immer noch das Modell zu sein: Der 
beste Bürgermeister ist der, der dem Land am meisten 

„herausreißt“, und der beste Landeshauptmann der, 
der beim Bund am meisten erreicht. 

24-Stunden-Betreuung

henri: Herr Minister, glauben Sie wirklich, dass die 
24-Stunden-Betreuung verhindern kann, dass illegale Pfleger 
beschäftigt werden? 

Erwin Buchinger: Es ist eine seriöse Alternative, 
die in der Öffentlichkeit unter ihrem Wert beurteilt 
wird. Bis 1. Jänner 2007 war die häusliche Betreuung 
nicht legal gestaltbar. Da war jeder mit einem Fuß in 
der Verwaltungsstrafe. Ich glaube, dass Legalisierbar-
keit, Leistbarkeit und Qualitätssicherung gut erreicht 
worden sind. Verbesserungen sind immer möglich. Da-
her ist Ende 2008 eine Evaluierung vorgesehen.

Werner Kerschbaum: 
Die 24-Stunden-Betreuung be-
trifft einen kleinen Anteil. Wir 
reden hier von vielleicht fünf 
Prozent der Pflegegeldbezieher.

Erwin Buchinger: 5000 
bis 20.000 Personen, sagen die 
Schätzungen.

Werner Kerschbaum: Es 
war interessant zu sehen, wie der Markt für ein Be
dürfnis, dem das offizielle Pflegesystem nicht genug 
Beachtung geschenkt hat, an diesem System vorbei 
Lösungen gefunden hat. Wir sollten in Zukunft Syste
me schaffen, die den Bedürfnissen mehr Beachtung 
schenken, damit man nicht zu Möglichkeiten außer-
halb des Systems Rekurs nimmt.

Erwin Buchinger: Wir haben das Problem ein-
mal abgehakt, jetzt widmen wir uns der viel größeren 
Herausforderung, den restlichen 95 Prozent.

henri: Wie ist da die Datenlage? Was weiß man über die 
Pflegesituation jetzt und in Zukunft in Österreich? 

Erwin Buchinger: Man weiß genug. Was teil
weise fehlt, ist ein Zusammenspiel der Daten, die es 
bei Betreuungsorganisationen, beim Land und beim 
Bund gibt. Das ist auch eine heikle Datenschutzfrage.

Werner Kerschbaum: Wenn ich den Bericht 
des Arbeitskreises für Pflegevorsorge lese, habe ich 
noch immer viele Wünsche an die Datenlage. Nicht 
mehr so viele wie vor zehn Jahren, da wurden Äpfel und 
Birnen zusammengeworfen. Jetzt darf man die Zahlen 
quasi „addieren“, und es ergibt einen Sinn.

Monika Wild: Aus meiner Sicht könnte die Daten-
lage noch viel besser werden.

„Die Diskussion über die 
Veränderung der Kompetenzen 

ist mindestens so mühsam, 
wie innerhalb der bestehenden 

Kompetenzlandschaft zu 
Ergebnissen zu kommen“

Erwin Buchinger
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D
ass das Alter das größte Risiko ist, um an De-
menz zu erkranken, ist klar“, sagt Johannes 
Wancata, Medizinstatistiker und Psychiater 
an der Medizinischen Universität Wien. Dass 

Demenz aber quasi jeden automatisch mit dem Alter 
ereilt, ist nicht richtig. 

Während in der Altersgruppe der 65- bis 69-Jährigen 
nur 1,4 Prozent an einer Demenz erkranken, steigt die 
Häufigkeit bei den 90- bis 94-Jährigen auf 32 Prozent 
und bei den über 95-Jährigen auf 34,7 Prozent an.  
Demenzen sind bei Hochbetagten also häufig, aber 
treten nicht bei jedem auf. 

Früher wurde Demenz oft als ein quasi natürlicher 
Bestandteil des Älterwer-
dens angesehen, der ab 
einem bestimmten Alter je-
den treffen wird. Heute weiß 
man über die organischen 
Veränderungsprozesse, die 
bei Demenzerkrankungen 
ablaufen, freilich mehr. 

„Demenz“ würde, wörtlich übersetzt, „der Geist ist 
weg“ bedeuten, gemeint ist damit freilich etwas an-
deres: eine organisch bedingte, in den meisten Fällen 
nicht heilbare Hirnleistungsschwäche, die mit Gedächt
nis- und Orientierungsstörungen sowie Persönlichkeits

veränderungen verbunden ist. Und ob 
diese Beeinträchtigung der kognitiven  
Fähigkeiten in Zukunft heilbar sein wird, 
weiß derzeit noch niemand.

Drei Typen von Demenz
Grundsätzlich unterscheiden die Forscher derzeit drei 
Typen von Demenz: Die heute bekannteste ist „Morbus 
Alzheimer“. Die vor rund 100 Jahren erstmals beschrie-
bene Erkrankung zeichnet sich durch einen Verlust von 
Neuronen und synaptischen Verbindungen aus, bei der 
sich die Zellstrukturen auflösen und es zu typischen 
Bildungen von klebrigen Plaques und „Alzheimer-Fi
brillen“ kommt. 

Während mit Alzheimer meist eine schleichende Ver-
schlechterung der kognitiven Fähigkeiten einhergeht, 
verschlechtert sich die zweite große Gruppe von De-
menzerkrankungen, die im Zusammenhang mit Durch-
blutungsstörungen des Gehirnes entstehen (vaskuläre 

Der Geist ist weg

Hochrechnungen sagen, dass es 2050 mehr  
als doppelt so viele Demenzkranke geben wird  
wie heute. Doch Demenz muss kein Schicksal sein. 

Von Norbert Regitnig-Tillian

Der Lebensstil kann 
das Demenzrisiko  

um bis zu 60 Prozent 
senken
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Demenzen), meist schubweise. In vielen Fällen treten 
als dritter Typ Mischformen zwischen Alzheimer und 
vaskulärer Demenz auf. Eine genaue Diagnose kann 
meist nicht oder nur durch eine Gehirnuntersuchung 
nach dem Tod des Erkrankten gestellt werden. 

Risiko Bluthochdruck
Rätselhaft erscheint Demenzforschern, dass nicht alle 
Menschen mit organischen Schädigungen des Gehirns 
auch die Symptome von Demenz – schlechtes Kurzzeit-
gedächtnis, Persönlichkeitsveränderungen, stetiger 
Verfall der kognitiven Fähigkeiten – entwickeln. „An-
scheinend spielen zusätzliche Faktoren eine Rolle, da-
mit die Krankheit auch tatsächlich ausbricht“, sagt 
Wancata. Die vaskuläre Demenz, die durch Verschlüs
se von Kapillargefäßen oder Arterien entsteht und 
meistens mit einer Erkrankung des Herz-Kreislauf- 
Systems einhergeht, könnte für die Enträtselung dieses 
Phänomens allerdings ein Schlüssel sein.

Herausgefunden ha-
ben die Forscher jeden-
falls, dass einer der wich-
tigsten Einflussfaktoren, 
ob Alzheimer nun aus-
bricht oder nicht, der 
Bluthochdruck im mitt-
leren Lebensalter ist. 
Diese permanente Über-
belastung des Kreislauf-
systems scheint zu jenen Gefäßschädigungen zu füh-
ren, die winzige kleine Schlaganfälle zur Folge haben, 
die auch für den Ausbruch von Alzheimer schlagend 
werden können. 

Studien zeigen, dass sich das Alzheimer- und De
menzrisiko durch den Lebensstil (Ernährung und Be-
wegung) – und die damit einhergehende Normalisie-
rung des Blutdrucks – um bis zu 60 Prozent senken 
lässt. In der Forscher-Community wird daher disku-
tiert, ob man „Demenz“ nicht insgesamt als Krankheit 
beschreiben soll, die aus einem Bündel an Risikofak-
toren entsteht. Da diese durch den Lebenswandel be-
einflussbar sind, könnte damit ein Hebel zur Vorbeu-
gung von Alzheimer gefunden werden. 

Vorsorge kann alles ändern
Durch die steigende Lebenerwartung wird für Öster-
reich ein Anstieg der Demenzkranken von 90.000 
(Stand 2000) auf 230.000 prognostiziert. Eine Hoch-
rechnung, die gar nicht eintreffen müsste, würden die 
Möglichkeiten der Vorsorge ausgeschöpft und kluge 
Präventionsmaßnahmen ergriffen.

Auch wenn in den nächsten Jahren oder Jahrzehnten 
keine „Pille gegen das Vergessen“ oder eine „Alzheimer
schutzimpfung“ entwickelt wird, heißt das also noch 

nicht automatisch, dass die Zahl der an Demenz Er-
krankten steigt – vorausgesetzt, die Gesundheits
politik stellt eine kluge Vorsorgemedizin in den Mittel-
punkt der Überlegungen. Und das wäre, sagt der  
Leistungsphysiologe Valentin Leibetseder von der 
Universität Wien, „ein Konzept zur gezielten Förde-
rung körperlicher Fitness“. 

Für aktuell an Demenz Erkrankte kann das freilich 
nur ein schwacher Trost sein. Für sie zeigt die Pflege-
wissenschaft aber, dass es, auch wenn der Degenerati-
onsprozess des Gehirns in vielen Fällen nicht zu stop-
pen ist, doch Möglichkeiten gibt, um die Lebensquali-
tät während der Erkrankung zu verbessern. Memory-
kliniken helfen mit einfachen Übungen, kognitive  
Fähigkeiten zu trainieren; das Konzept des „soziobio-
grafischen Arbeitens“ bietet eine Möglichkeit, um eine 
Tür zur Welt von Demenzkranken zu finden, ihnen 
Ängste zu nehmen und ihre kognitiven und körperli
chen Fähigkeiten länger zu erhalten; Pflegekonzepte 

wie etwa Naomi Feils „Validation“ helfen, mit Erkrank-
ten kommunizieren zu lernen, selbst wenn sie bereits 
die Sprache verloren haben.

Das Wissen verteilen
Wichtig ist: Dieses Wissen muss man auch verbreiten. 
Weil 80 Prozent aller an Alzheimer und an Demenz  
Erkrankten zu Hause von ihren Angehörigen gepflegt 
werden, ist deren Unterstützung mit Rat und Tat  
immens wichtig. Neben der Information über (neues) 
Pflegewissen gehört dazu auch die materielle Unter-
stützung – etwa durch erhöhtes Pflegegeld oder den 
Ausbau finanzierbarer mobiler Pflegeangebote. 

Denn würden die Angehörigen durch psychische und 
physische Überforderung tatsächlich in den „Pflege-
streik“ treten, stünde die Gesellschaft samt Vorsorge-
möglichkeiten tatsächlich vor einem veritablen Pflege-
problem. z

80 Prozent aller  
an Demenz Erkrankten  

werden zu Hause  
von ihren Angehörigen 

gepflegt
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O
tto Praschl, 82, hatte Glück im Unglück. Ein 
Herzmuskelriss vor drei Jahren hätte ihn fast 
aus dem Leben gekippt. „Ich war mies bei-
nander, doch jetzt führe ich wieder ein nor-

males Leben.“ Ein außergewöhnlich gutes Leben. 
Denn der Schuss vor den Bug hat Praschl nicht vom 

Sporteln abgebracht. Im Gegenteil: Im Sommer schwingt 
er sich aufs Rad oder wandert über grüne Bergwiesen, 
im Winter rutscht er ab und 
zu über Skipisten, und zu 
Hause trainiert er noch regel-
mäßig mit Gummiband und 
Hanteln. „Das fördert die 
Kondition.“ Heute ist der Pen-
sionist wieder fit wie ein Turn-
schuh. 

Sport kennt kein Alter. Das ist die Bot-
schaft Praschls. Denn körperliche Aktivität 
hält nicht nur länger fit und gesund, sie ver-
mag auch schwere Krankheiten zu über-
winden und könnte – richtig eingesetzt – in 
Richtung Pflege wahre Wunder vollbringen. 
Davon sind mittlerweile immer mehr Ex-
perten überzeugt. „Bewegung“, so sagt 
der Leistungsphysiologe Valentin Leibetse-
der, „ist für den Körper eine regelrechte 
Verjüngungskur.“

Trainieren, solange man lebt
Der Grund liegt in der Natur des Menschen. 
Bewegung ist für den Körper – nicht nur in 
jungen Jahren – eine Art Lebenselixier. Kör-
perliche Aktivität hilft, Muskelkraft und 

Ausdauer bis ins hohe Alter zu erhalten. Fitnesstraining 
normalisiert nicht nur Bluthochdruck oder senkt die 
Blutfettwerte, es senkt das Krebs-, Alzheimer- und  
Parkinsonrisiko um bis zu 60 Prozent. 

Der „Jungbrunnen Bewegung“ kann zudem auch 
den Alterungsprozess und damit die Schwelle zur Hilfs-
bedürftigkeit hinauszögern. Das Gute daran: Jeder 
kann damit anfangen, wann immer er will. „Trainieren 

kann man, solange man lebt“, sagt Paul  
Haber, Professor für innere Medizin an der 
medizinischen Universität Wien. „Selbst 
90-Jährige können ihre Muskulatur wieder so 
weit aufbauen, dass sie auf Gehhilfen ver-
zichten können.“ 

Von Norbert Regitnig-Tillian

Menschen können die Grenze zur 
Hilfsbedürftigkeit bis ins hohe Alter 
hinausschieben. Der vorausgesagte 

„Pflegenotstand“ müsste nicht 
stattfinden. Voraussetzung: Wir 
bewegen uns mehr, gerade im Alter.

Älter und fitter

„Bewegung ist für den 
Körper eine regelrechte 

Verjüngungskur“

„Fit im Alter". 
Wer Kraft und Ausdauer trainiert, 
hat auch im Alter mehr vom Leben. 
Überdurchschnittliche Fitness 
verschiebt die Schwelle zur 
Hilfsbedürftigkeit.
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Körperliches Training bringt daher selbst für Hoch-
betagte noch eine Reihe positiver Effekte: Durch die 
wiedererlangte Muskelkraft steigt die Trittsicherheit. 
Hüftfrakturen werden seltener, Stürze können durch 
größere Beweglichkeit leichter abgefangen werden. 
Die neuen Bewegungsreize, die die Muskeln auf die 
Knochen ausüben, wirken dabei gleichzeitig dem Kno-
chenschwund entgegen. Haber: „Es gibt kein wirksa-
me res Mittel gegen Osteoporose als Bewegung.“ 

Wer mobiler wird, bei dem werden auch die sozialen 
Kontakte wieder häufiger. „Die Lebensfreude kehrt  
zurück, und die zwei Stockwerke und die Gasse, die 
zwischen Wohnung und Beisl liegen, wo man sich mit 
Freunden zum Kartenspielen traf, sind nun kein un-
überwindli ches Hindernis mehr“, sagt der Leistungs-
physiologe Leibets eder. 

150 Prozent Normalleistung
Um die verjüngende Kraft der Bewegung wirklich nüt-
zen zu können, muss man freilich auch regelmäßig 
trainieren. Und „regelmäßig“ heißt, so der Mediziner 
Haber, „zwei- bis viermal die Woche, zwölf Monate im 
Jahr und das ein Leben lang“. Der Lohn dafür ist eine 
überdurchschnittliche Fitness bis ins hohe Alter. Wer 
es auf 150 Prozent der Normalleistung seiner jewei-
ligen Altersklasse bringt, senkt sein Risiko für eine 
Vielzahl von Krankheiten: für Krebs, Alzheimer und 
Parkinson um bis zu 60 Prozent, für Herz-Kreislauf- 
Erkrankungen um bis zu 75 Prozent. 

Dass die gewonnenen Lebensjahre nicht nur für den 
Einzelnen einen positiven Effekt haben, hat das Institut 
für Sozialpolitik an der Wirtschaftsuniversität Wien  
errechnet. Denn trotz alternder Gesellschaft und stei-
gen  der Lebenserwartung ist eine damit verbundene 
Pflegeexplosion kein unabänderliches gesellschaft-
liches „Schicksal“. Der Ausweg wäre eben ein besserer 
Gesund heitszustand der alternden Bevölkerung. Nach 
der Modell rechnung des Better-Health-Szenarios, in 

dem angenommen wird, dass die über 60-Jährigen ihre 
Gesundheit durchschnittlich um 20 bis 30 Prozent ver-
bessern können, könnten sich nicht nur die Pflegefälle 
bis zum Jahr 2030, sondern auch die Pflegekosten na-
hezu halbieren (siehe Grafik). Sportmediziner schät-
zen, dass das Sparpotenzial noch weitaus größer wäre 

– geeignete Maßnahmen, um die Österrei cher zu mehr 
Bewegung zu motivieren, vorausgesetzt. 

Sport auf Rezept?
Als Anreiz für mehr Bewegung und damit für eine  
aktive „Pflege vorsorge“ könnte sich der Leistungsphy-
siologe Leibets eder sogar eine fitnessbezogene staat-
liche Pflegeversicherung mit Bonusystem vorstellen: 

„Jeder Versicher te zahlt einen bestimmten Sockel-
betrag. Denn jeder kann durch äußere Mächte zum 
Pflegefall werden. Wer sich aber einem regelmäßigen 
Fitnesstest unterzieht und im Vergleich zur Altersklas-
se überdurchschnittlich abschneidet, zahlt weniger in 
die Versicherung ein.“

Dass die Maßnahme Sinn machen könnte, davon 
sind Mediziner überzeugt. Ob sich freilich jemand  
darübertraut, den Menschen „Sport auf Rezept“ zu 
verschreiben, ist eine andere Sache. Denn es hat im 
Gegensatz zu chemischen „Helferlein“ einen Nachteil: 
Man müss te, damit es wirkt, schwitzen.

Älter und fitter

„Gesunde Alte”
bessere gesundheit ZAhlt sich Aus. 
In Modellrechnungen des Institutes für Sozialpolitik kamen 
die Volkswirtschaftler zu folgendem Ergebnis: Gelänge es, 
die Gesundheit der über 60-Jährigen um 25 Prozent zu 
verbessern, würde die Zahl der Pflegefälle bis 2030  
drastisch sinken. Die Pflegekosten würden sich dadurch  
fast halbieren. Voraussetzung: Die Österreicher müssten  
zu moderatem Sport motiviert werden. 
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W
as tun, wenn der Vater, die Mutter oder ein 
Kind ein Pflegefall ist, die Familie aber 
hoffnungslos überfordert erscheint?  

„Family Health Nurses“ helfen Familien,  
Lösungen in schwierigen Situationen zu finden. In 
Deutschland liegen nun die ersten Erfahrungen zum 
Pilotprojekt „Familiengesundheitspflege“ vor.

Als die Familiengesundheitspflegerin Petra Loben-
wein mit der Bauernfamilie B. aus Mittelfranken im 
deutschen Bundesland Bayern zu 
arbeiten begann, war Anna B. 
physisch und psychisch völlig 
überlastet. Die 60-jährige Bäue-
rin, die ihren demenzkranken Va-
ter pflegte, war faktisch ans Haus 
gebunden, da der 93-Jährige ohne 
Betreuung nicht mehr leben konnte. Nicht erst einmal 
war der zwar inkontinente, aber noch sehr mobile  
Vater ausgebüchst. 

Die schon völlig verzweifelte Frau, selbst herzkrank 
und durch ihre 24-Stunden-Pflege hochgradig gesund-
heitsgefährdet, wollte allerdings keinen mobilen Pfle-
gedienst in Anspruch nehmen. Sie befürchtete, die 
Leute im Dorf könnten, wenn sie fremde Personen da-
für engagierte, schlecht von ihr denken. Ihre fünf Kin-
der, von denen nur mehr eine Tochter zu Hause lebte, 
beaufsichtigten Opa zwar hin und wieder. Doch immer 
wieder kam es zu Konflikten der Kinder untereinander, 
wer mehr oder weniger half. 

Nach einer halbjährigen Begleitung durch die Famili-
engesundheitspflegerin Lobewein ist nun alles anders: 
Die Frau hat sich Pflegehilfe organisiert, mit ihren  

Kindern die innerfamiliäre Hilfe geregelt, sich einer 
Selbsthilfegruppe für Angehörige von Demenzkranken 
angeschlossen und genießt ihre neue Freiheit ohne 
schlechtes Gewissen. Lobenwein: „Ohne eine Familien
gesundheitspflegerin hätte sie das kaum geschafft.“ 

Erfolgreicher Start
Das Konzept „Family Health Nurses“ (oder Familienge-
sundheitspflegerinnen und -pfleger) der Weltgesund-

heitsorganisation WHO stellt nicht den 
Kranken, sondern sein Umfeld, die 
Familie und die pflegenden Angehöri-
gen in den Mittelpunkt der Betreuung. 
Die Familiengesundheitspfleger sollen 
durch geschickte Interventionen und 
Sachkenntnis gesundheitsförderndes 

Wissen in die Familie einschleusen – mal mit Beratung 
über Hilfsangebote, mal mit Tipps für Ernährung und 
Pflegemanagement und auch mit einem therapeuti
schen Blick fürs Wesentliche, wenn sich Menschen we-
gen innerer Konflikte selbst im Weg stehen. 

In Deutschland, wo man 2004 mit einem ersten  
Ausbildungs-Pilotprojekt startete und nun die ersten 
18 Familiengesundheitspflegerinnen und -pfleger ihre 
Ausbildung abgeschlossen haben, fällt die erste Bilanz, 
so Dörte Schüssler vom Deutschen Berufsverband für 
Pflegeberufe, „durchaus erfolgreich“ aus.

Zwar berichten die frischgebackenen Absolventen, 
von ihrer Vorbildung meist Krankenschwestern oder 
Hebammen, von gemischten Gefühlen: Die Arbeit sei 
oft anstrengend, noch fehle die Erfahrung, und in der 
Praxis falle es oft schwer, theoretische Erkenntnisse 

Von Norbert Regitnig-Tillian 

Wer mit einem Pflegefall 
zusammenlebt, braucht 
selbst Unterstützung. Die 

„Familiengesundheitspflegerin“ 
hilft dabei. Und ist gleichzeitig 
Gesundheitsberaterin und 
Lebensbegleiterin.

Family Health Nurse

Die Frau wollte keinen 
Pflegedienst. Man könnte 
im Dorf schlecht von ihr 

denken
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umzusetzen – vor allem wenn sie in ihrem Hauptein-
satzgebiet, bei Familien in extrem schwierigen Lebens-
situationen, auf oft harte soziale Verhältnisse stoßen: 
Langzeitarbeitslosigkeit, Sucht, Gewalt, Migrations-
hintergrund, Vereinsamung von Älteren. „Gerade da 
aber ist ein ganzheitlicher Ansatz in der Gesundheits-
förderung gefragt“, sagt Schüssler.

Umfassende Assistenz
So etwa im Fall einer Familie, die aus 
Tunesien nach Deutschland immi-
grierte. Das jüngste Kind, ein einjäh-
riges Mädchen, brauchte wegen einer 
chronischen Darmerkrankung per-
manente Pflege. Nach der Entlassung 
aus dem Krankenhaus wurde eine zur Familiengesund-
heitspflegerin ausgebildete Krankenschwester beauf-
tragt, die Mutter zu unterweisen, wie sie ihrem Baby 
die Venenkatheter für Infusionen richtig setzt. Doch 
bei dieser Maßnahme konnte es nicht bleiben. Die 
Mutter, durch die permanente Pflege des Babys über-
fordert, vernachlässigte die Aufsicht ihrer anderen bei-
den Kinder. Der Mann, selten zu Hause, hatte ein au-
ßereheliches Verhältnis und war gewalttätig. 

Die Familiy Health Nurse übernahm daher ein um-
fassendes Hilfs- und Schnittstellenmanagement. Sie 
begleitete die Frau zum Kinderarzt, gab Ernährungs-
beratung und half beim Organisieren von mobilen Pfle
gediensten und Kindergartenplätzen. Sie unterstützte 
die verzweifelte Frau auch bei ihrem Wunsch, sich von 
ihrem Mann scheiden zu lassen, und stellte den Kon-
takt zu Frauenhaus und Frauenberatungsstellen her. 

Das WHO-Konzept der „Family Health Nurse“, das  
Ansätze aus systemischer Familientherapie, „Street
worker“-Sozialarbeit und profundem Gesundheits-
Know-how koppelt, kommt bei den betreuten Familien 
gut an, das zeigen die Rückmeldungen aus Interviews 
der wissenschaftlichen Begleitforschung. Man schätzt 
die „Family Health Nurse“ als verschwiegene Vertrau-

ensperson, nimmt „Hilfe zur Selbst-
hilfe“ gerne an und ist manchmal 
erstaunt, wie man mit einfachen 
Tipps und genauem Hinschauen 
große Wirkungen erzielen kann: 
Etwa wenn die Family Health Nurse 
in einer Familie ein autistisches 
Kind von einer panischen Wasser-

phobie „heilt“, indem sie die Mutter darauf aufmerk-
sam macht, dass das Badezimmer beim Baden geheizt 
werden sollte. 

Universitäre Ebene
Die vielen Rollen, die die Familiengesundheitspfleger 
lernen sollen, erfordern freilich eine umfassende Aus-
bildung, „und zwar am besten auf universitärer Ebene“, 
sagt Monika Wild vom Österreichischen Roten Kreuz. 

Monika Wild, die maßgeblich in der Entwicklung 
eines für Österreich adaptierten Lehrplans zum Familien
gesundheitspfleger beteiligt war, sieht dafür freilich 
noch einige Hindernisse, die aus dem Weg geräumt 
werden müssen. „PflegerInnen, die diesen Lehrgang 
besuchen wollen, haben meist keine Matura vorzuwei-
sen. Sie müssten eine Studienberechtigungsprüfung 
ablegen.“ 

Schnittstellenmanagement 
für alle Arten von Familien-
krisen: die Familienge-
sundheitspflegerin/Family 
Health Nurse

„Man schätzt die  
Family Health Nurse  

als Vertrauensperson  
und nimmt Hilfe zur  
Selbsthilfe gerne an“

z
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D
ie radikalen Verände-
rungen auf dem Ar-
beitsmarkt machen 
auch vor dem Gesund-

heits- und Sozialbereich nicht 
halt. Medizinisch-technologi-
sche, epidemiologische und de-
mografische Entwicklungen, Ver-
änderungen im Bildungsbereich, 
aber auch die individuellen Ansprü-
che an das Gesundheits- und Sozialsys-
tem haben sich stark verändert. 

Diesem Umstand wurde zwar 1997 
mit einem neuen Gesundheits- und 
Krankenpflegegesetz (GuKG) Rech-
nung getragen, das Berufsbild und 
Tätigkeitsbereiche den damaligen Er-
fordernissen angepasst hat. Aller-
dings ist es danach wieder zu einem Stillstand bei der 
Weiterentwicklung der Gesundheits- und Krankenpfle-
ge gekommen, und vor allem die Ausbildung ist in  
ihren Grundzügen gleich geblieben. 

Auch die Zielgruppen der Dienstleistungen im 
Gesund  heits- und Sozialbereich verändern sich. Der 

steigende Anteil an Hochaltri-
gen und die damit verbunde-
nen Veränderungen der vor-
herr schen den Krankheitsbilder 
brin gen neue Herausforderun-
gen, die nur mit hoch qualifizier-

ten Arbeitskräften zu bewälti-
gen sind. Darüber hinaus 
gibt es im mer mehr kleine 
Familien, Singlehaushalte 
und mehr Kinderlosigkeit. 

Was es nicht gibt, sind 
entsprechende neue Pfle-
ge   konzep te und Versor-
gungsformen. Denn an der 

tatsächlichen Leis tungs er-
brin gung der Pflege hat sich 

sehr wenig geändert, und des-
halb ist die Pflege auf die aktuel-

len und zukünftigen Herausforde-
rungen nicht vorbereitet.

Problem Ausbildung
Das Problem beginnt beim Ausbil-
dungsstand. Bei einer insgesamt 
kleiner werdenden Bevölkerungs-

zahl hat sich die Zahl der Absolventen einer Reifeprü-
fung seit 1960 verdreifacht. Deutliche Zuwächse sind 
auch bei allen weiterführenden Ausbildungen zu ver-
zeichnen: Die Zahl der Universitätsabgänger hat sich 
in den vergangenen vierzig Jahren mehr als vervier-
facht. Nur bei der Krankenpflegeausbildung hat sich 

Die Gesundheits- und Krankenpflegeausbildung wird 
immer noch nach einer Verordnung aus der Kaiserzeit 
durchgeführt. Ohne Neuerungen droht das Arbeitsfeld 
Pflege zu verschwinden.

Pflegemodell 
Monarchie

Von Monika Wild

„Wird die Ausbildung nicht 
erneuert, werden andere 
Berufsgruppen die Pflege 

übernehmen“
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wenig getan. Schon 1914 hat die kaiserliche Regierung 
eine Verordnung für eine zweijährige Diplomausbil-
dung erlassen. Diese wurde 1921 reformiert, ein drittes 
Schuljahr wurde eingeführt. Aber weder der Ausbil-
dungsort (Krankenpflegeschulen sind nach wie vor an 
den Spitälern angesiedelt) noch die Zugangsvoraus-
setzungen (abgeschlossene Schulpflicht, Altersgrenze) 
haben sich im Kern seit der Monarchie verändert.

Man kann also durchaus sagen: Die Gesundheits- 
und Krankenpflegeausbildung wird im Grunde immer 
noch nach einer Verordnung aus der Kaiserzeit durch-
geführt – während seither auf dem Bildungssektor und 
auf dem Arbeitsmarkt revolutionäre Veränderungen 
stattgefunden haben.

Gestaltung des Alltags
Veränderungen gibt es aber auch aus der Sicht der Pfle-
ge: Akute oder intensive medizinische Behandlungen 
treten gegenüber chronischen Erkrankungen und Mo-
bilitätseinschränkungen zurück. Die Zukunft gehört 

den chronisch-degenerativen Erkrankungen – der De-
menz – mit ihren jahrelangen Pflegezeiten. Generell 
geht die enge Verbindung zwischen Medizin und Pfle-
ge eher zurück, während die pflegerisch-soziale Aus-
richtung an Bedeutung gewinnt.

Das pflegerische Handlungsfeld der Zukunft ver-
langt daher wegen des umfassenden Pflegebedarfs bei 
chronisch kranken Menschen, bei behinderten Men-
schen sowie bei physiologischem Abbau der Funktio
nen im Alter nach anderen Kriterien und Maximen als 

heute. Im Vordergrund stehen die langfristige Gestal-
tung des Lebensalltags, die Aufrechterhaltung der  
Lebensqualität insgesamt und die Bewahrung größt-
möglicher Selbstbestimmung. Heilung im traditionel
len Sinn von „Wiederherstellung“ kann kein Ziel mehr 
sein. Vielmehr geht es um die Unterstützung einer 
möglichst eigenständigen Lebensführung trotz Ein-
schränkungen.

Bezug zur Lebenswelt
In diesem Zusammenhang ist der Lebensweltbezug 
von großer Bedeutung – und damit die Integration 
pflegerischer Leistungen in ein komplexes Geflecht 
von sozialen und interaktiven Bezügen: Gesundheit-
liche und soziale Betreuung müssen ineinandergreifen. 
Neue Formen und Wege zur Lebensweltgestaltung 
müssen gefunden werden.

In der Pflegeausbildung steht aber heute das regel-
geleitete Handeln im Vordergrund: Es ermöglicht Pfle-
gekräften Routine, weil es sie zur präzisen und sicheren 

Ausführung ihrer Handlungen anleitet. 
Das Problem liegt darin, dass sich die 

pflegerischen Fähigkeiten häufig in der 
Durchführung dieser Handlungen er-
schöpfen. Das reicht aber künftig nicht 
aus. Zusätzlich zu den fachlichen und 
methodischen Kompetenzen werden 
notwendig sein: Reflexionsfähigkeit, 
Kooperationsfähigkeit mit unterschied-
lichen Berufen, Teamfähigkeit, inter-
kulturelle Kompetenz, soziale und kom-
munikative Kompetenz, Anpassungsfä-
higkeit, zum Beispiel an immer neuere 
Technologien. In dem Maß, in dem der 
kranke Mensch als Ganzheit gesehen 
wird, muss das Prozesshafte in der Pfle-
ge an Bedeutung gewinnen.

Die neue Pflege
Deshalb wird eine Neugestaltung des 
Pflegeberufs notwendig sein – von der 
heute gültigen „Tätigkeitsorientierung“ 
in Richtung „Interaktionsorientierung“. 
Anzusetzen ist bei der Grundausbil-

dung der Gesundheits- und Krankenpflege, die eine 
grundlegende Reform braucht. Hier aus berufsständi
schen Gründen zu mauern wird den Pflegekräften 
nicht nützen, und den Hilfs- und Pflegebedürftigen 
schon gar nicht. 

Denn wenn es nicht zu einer Erneuerung der Pflege-
ausbildung kommt, dann werden Schritt für Schritt  
andere Berufsgruppen diese Aufgaben übernehmen. 
Und das Arbeits- und Handlungsfeld Pflege wird konse
quent dahinschwinden. z

Die Aufgaben der Pflege werden vielfältiger und erfordern mehr Kompetenz
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W
enn man die Ergebnisse von Umfragen un-
ter Kunden mobiler Pflege zu den Qualitäts-
merkmalen einer guten Betreuung be-
trachtet, dann ist eines klar: Die Menschen 

wollen freundlich behandelt werden. Dieser Faktor 
steht vor allen anderen, wie etwa fachliche Kompetenz, 
Pünktlichkeit und Eingehen auf persönliche Wünsche. 
Denn von der Freundlichkeit hängt es besonders ab, 
wie sich ein Klient für den Rest des Tages fühlt. Freund-
lichkeit scheint, so betrachtet, für die Klienten der 
nachhaltigste Faktor zu sein, der einen guten Pfle ge-
dienst von einem exzellenten unterscheidet. 

Die Familienstrukturen ändern sich, Angehörige 
brauchen Entlastung, und die Singlehaushalte werden 

immer mehr. Weil viele Menschen aber so lange wie 
möglich in ihrer gewohnten Umgebung leben möch-
ten und Plätze in Pflegeheimen rar und teuer sind, wird 
das System der mobilen Pflege und Betreuung an Be-
deutung gewinnen, sagen Experten und fordern gleich-
zeitig eine größere Transparenz in der Qualitäts- und 
Kos tendefinition. Und da gebe es, sagen Public-Health-
Experten, noch einiges zu tun. 

Weil die Organisation von mobilen Pflegediensten 
Ländersache ist, gibt es gemäß dem föderalistischen 
Prinzip neun verschiedene gesetzliche Grundlagen. 
Die Finanzierung belastet daher auch die regionalen 
Budgets. Aber die Preise für mobile Pflege variieren 
von Bundesland zu Bundesland, und welche Leistungen 

Von Norbert Regitnig-Tillian 

Gibt es eine unabhängige Bewertung für die Anbieter 
von Pflege? Das Österreichische Rote Kreuz und andere 
Dienste haben Qualitätsmerkmale für die mobile Pflege 
und Betreuung erarbeitet.

Was ist ein 
guter Pflegedienst?
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um welchen Preis angeboten werden, ist 
in hohem Maße intransparent.

Skurrile Situationen
Der Public-Health-Experte Franz Piri-
bauer weist dabei auf oft besonders 
skurrile Situationen hin. So gebe es in 
Österreich Gemeinden, in denen durch 
die Ortschaft die Grenze verlaufe, wer 
von welchem Dienst gepflegt werden 
dürfe oder nicht. Und das führe manch-
mal zu der skurrilen Situation, dass ein 
Pflegedienst über die Bergkette aus 
dem nächsten Tal geholt werde – ob-
wohl ein Anbieter im Dorf zur Verfügung 
stehe. „Hier hat die regionale Partei
politik völlig unvernünftige Strukturen 
geschaffen.“ Wer wen mit mobiler Pflege versorgen 
darf, darüber entscheidet nicht ein transparentes Qua-
litäts- und Leistungsprofil, sondern die „rot-schwarze“ 
Parteiräson. 

Auch wenn es kein „Weißbuch (mobile) Pflege“ gibt: 
Die Bundesarbeitsgemeinschaft Freie Wohlfahrt, der 
Österreichisches Rotes Kreuz, Caritas, Diakonie, Hilfs-
werk und Volkshilfe angehören, hat einen Katalog für 
die Qualitätsmerkmale der mobilen Pflege und Betreu-
ung erarbeitet.

Definierte Zeitspanne
In ihm ist definiert, welche „Minimalanforderungen“ 
von einer Organisation erfüllt sein müssen, damit sie 
als „qualitätsvoll“ eingestuft werden kann. Darunter 

fallen zum Beispiel so selbstverständlich klingende 
Dinge wie die Frage, ob die Organisation ein Leitbild 
habe oder einen Leitfaden für die Fort- und Weiterbil-
dung des (mobilen) Pflegepersonals. 

Darüber hinaus definierten die Hilfsorganisationen 
auch, welche Qualitätsmerkmale sie aus den wichtigs
ten Kernprozessen ableiten: So ist es ein Qualitäts
kriterium bei der Kundenaufnahme, dass eine Zeit-
spanne zwischen Erstkontakt und Erstbesuch von der 
Organisation definiert ist, dass die Betreuungsverein-
barung schriftlich abgeschlossen wird und dass ein Be-
schwerdemanagement alle Beschwerden systematisch 
erfasst. 

Eben ein kompetentes und nachhaltiges Kunden
management, wie man es eigentlich von jeder Branche 
erwarten darf.

Gutes Zeugnis
96 Prozent sind mit der Betreuung durch das  
Österreichische Rote Kreuz zufrieden.

Dem Österreichischen Roten Kreuz wird in Umfragen auf jeden Fall ein  
gutes Zeugnis ausgestellt. Denn insgesamt zeigen sich die Kunden in allen 
Bundesländern fast zu 96 Prozent mit ihrer Pflege oder Betreuung sehr 
zufrieden oder zufrieden. Als Ansatzpunkte zur Aufrechterhaltung oder 
Verbesserung der Zufriedenheit ergeben sich aus 1700 Befragungen:
s	 respektvolles und freundliches Auftreten der Betreuungsperson
s	 die Vermittlung fachlicher Kompetenz
s	 die Möglichkeit, über Zeit und Struktur der Pflege mitzubestimmen
s	 korrektes Äußeres der Betreuungsperson
s	 Die Höhe der Kosten beeinflusst die Kundenzufriedenheit zwar, aber 

nicht wesentlich.
s	 Durch respektvollen Umgang, Freundlichkeit und Zuverlässigkeit kann 

die Kundenzufriedenheit am stärksten beeinflusst werden.

Checkliste Pflegedienst
Drei „Nein“ sind zu viel: Woran Sie einen guten Pflegedienst erkennen.

Österreichisches Rotes Kreuz, Caritas, Diakonie, Hilfswerk und Volkshilfe erarbeiteten eine Checkliste für einen guten  
mobilen Pflegedienst. Wer beim Pflegedienstcheck von den zwölf Fragen drei mit „Nein“ beantworten muss, dem raten  
die Hilfsorganisationen von diesem Dienst ab.

	 1.	 Sind Ihnen Adresse und telefonische Erreichbarkeit der Organisation bekannt?
	 2.	 Gibt es schriftliches Informationsmaterial?
	 3.	 Gibt es für Ihre Pflege und Betreuung eine verantwortliche Ansprechperson?
	 4.	 Werden beim ersten Hausbesuch bzw. laufend Ihre Wünsche und Erwar-

tungen erfasst und wird darauf eingegangen?
	 5.	 Werden Sie über die Kosten der Pflege und Betreuung informiert?
	 6.	 Wird mit Ihnen eine schriftliche Vereinbarung über die Pflege und Betreuung 

abgeschlossen?
	 7.	 Werden mit Ihnen Ziele und Maßnahmen der Pflege und Betreuung  

besprochen und schriftlich festgehalten?
	 8.	 Werden mit Ihnen die Zeiten der Hausbesuche besprochen, und werden  

Sie über Änderungen rechtzeitig informiert?
	 9.	 Wird eine Pflegedokumentation geführt, und ist Einsichtnahme möglich?
	10.	 Werden Sie über ergänzende soziale Dienste informiert?
	11.	 Reagiert der Pflegedienst rasch auf einen veränderten Pflegebedarf?
	12.	 Werden Ihre Angehörigen in Planung und Pflege auf Wunsch mit einbezogen? 

z
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V
or vielen Jahren wurde Karl Kraus von einem 
jungen Menschen in ein Gespräch verwickelt: 

„Ich möchte Wirtschaftsethik studieren“,  
äußerte der angehende Student. „Sie werden 

sich entscheiden müssen“, war die knappe Antwort des 
für seine messerscharfe Kritik bekannten Journalisten. 

Welche Antwort würde Karl Kraus anno 2008 zum 
Thema „Pflegeethik“ geben?

Tatsache ist, dass die Pflege bzw. die Pflegekräfte bei 
Meinungsumfragen immer hohe Imagewerte erzielen. 
Bei der Frage nach der Wichtigkeit von Berufsgruppen 
stehen Pflegekräfte genauso wie Ärztinnen und Ärzte 
immer an vorderster Stelle.

Der Pflege wird ein hoher (Stellen-)Wert eingeräumt. 
Das verwundert nicht, denn rund jeder vierte Familien-
verband in Österreich ist mit einem „Pflege- oder Be-
treuungsfall“ in den eigenen Reihen konfrontiert. 

Wenn wir von „Wert“ reden, sind wir schon mitten 
drinnen im Thema (Pflege-)Ethik. Ein Thema mit einer 
langen Geschichte. Vielleicht tut ein kurzer historischer 
Rückblick zur Auffrischung ganz gut. 

Vor etwa 2500 Jahren begannen griechische Philo-
sophen, systematisch über Ethik nachzudenken. Sie 
suchten nach Grundsätzen und Maßstäben für das 
richtige Leben, das „Gute“ oder auch das „höchste 
Gut“, wie sie es nannten. 

Die Pflege selbst ist ja in besonderer Weise ein Syno-
nym für „das richtige Leben“, für das, was wir wirklich 
wollen sollen im Leben. Das sinnerfüllte und wertvolle 
(Pflege-)Engagement über persönliche Egoismen hinaus 
für etwas „Höheres“ ist zentrale Energiequelle und 
Nährstoff für Menschen und Organisationen.

Das „richtige Leben“ kann im Sinne Viktor Frankls 
als menschliches Urbedürfnis verstanden werden, sich 
in den Dienst einer Sache oder einer Person zu stellen.

Es geht also in der Ethik um Grundsätze der Lebens-
führung, um Bestimmung, Erklärung und Rangord-
nung von absoluten, also nicht kulturabhängigen Wer-
ten und Normen für das menschliche Wollen und Han-
deln. Zum Beispiel: Die Sorgepflicht der Eltern für ihre 
schutzbedürftigen Kinder, der Respekt vor dem Alter, 
der Einsatz für Hilfsbedürftige werden in allen Kultu
ren als erstrebenswert und gut anerkannt.

Von Werner Kerschbaum

Eine Verantwortung des Roten Kreuzes.

Ethik in der Pflege
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Für berufsspezifische Fragestellungen haben sich im 
Lauf der Zeit verschiedene Fachethiken herausgebildet, 
zum Beispiel Rechts-, Medizin-, Wirtschafts- und 
Wissenschaftsethik.

Die Berufsethik der Pflege verbindet die allgemeine 
Ethik mit den für das Arbeitsfeld spezifischen Frage-
stellungen. Angewandte Pflegeethik liefert so konkre
te Maßstäbe und Hilfestellungen, um in Entscheidungs
situationen das „Gute“, das Richtige zu tun.

Sie definiert Ziele, die für Pflegekräfte identitätsstif-
tend sind und ihnen Orientierung und Sicherheit, vor 
allem in konfliktträchtigen Situationen, geben.

Nach dem Ethik-Kodex für Pflegende des Internatio-
nal Council of Nurses (ICN) haben Pflegende vier 
Schlüsselaufgaben zu bewältigen: Gesundheit fördern, 
Krankheit verhüten, Gesundheit wiederherstellen und 
Leiden lindern.

In der Bewältigung dieser 
Aufgaben werden Pflegende 
von ethischen Prinzipien bzw. 
Wertvorstellungen geleitet, 
von denen nachstehend einige 
beispielhaft aufgelistet sind:
kdas Prinzip der Selbstbe-

stimmtheit – Wille und 
Würde des Gepflegten ha-
ben Vorrang.

kdas Prinzip des Nicht-Scha-
dens – die körperliche, see-
lische und geistige Unver-
sehrtheit von Pflegebe-
dürftigen ist zu wahren.

	 das Prinzip der Ehrfurcht 
vor dem Leben – die Würde 
eines pflegebedürftigen 
Menschen darf nicht ver-
letzt werden.

kdas Prinzip der Nichtdiskriminierung – pflege
bedürftige Menschen werden ohne Unterschied 
von Nationalität, Rasse, Religion, Glauben, Alter, 
Geschlecht und politischer Überzeugung betreut.

In den konkreten Pflegesituationen – und immer wie-
der sind Pflegende mit komplexen Konfliktsituationen 
konfrontiert – ist eine Entscheidung zu treffen für 

„richtiges und gutes“ Handeln. Dabei geht es nicht um 
eine stringente Erhaltung der genannten Prinzipien, 
die oft in Widerspruch zueinander geraten können, 
zum Beispiel das Prinzip der Selbstbestimmung und 
des Nicht-Schadens bei dementen Patienten.

Es geht um die Reflexion von ethischen Prinzipien 
durch einzelne Pflegende bzw. das verantwortliche 
Pflegeteam vor dem Hintergrund der spezifischen  
Situation des pflegerisch abhängigen Menschen. Die 

Anwendung ethischer Prinzipien verhindert willkür-
liche, stimmungsabhängige Pflegehandlungen sowie 
die „Privatisierung von Pflegestandards“. 

Einige Beispiele für die Notwendigkeit von ethischen 
Diskursen in der Pflege:
kder Umgang mit Pflegebedürftigen und deren  

Angehörigen aus anderen Kulturkreisen bzw. mit 
unterschiedlicher religiöser Herkunft,

kder Umgang mit „schwierigen“ Patienten und ih-
ren Angehörigen,

kdie Fixierung und der Freiheitsentzug von Patien
ten,

kdie Zuwendung zu komatösen Patienten,
kSexualität in der Langzeitpflege,
k Leben erhalten und sterben lassen,
kdie Betreuung von Angehörigen während des Ster-

beprozesses und nach Eintre
ten des Todes.

Am Ende des jeweiligen 
Diskussionsprozesses sollte 
die „gute“ und „richtige“ 
Entscheidung stehen. Dies 
erfordert ständige Übung 
und entsprechende Rahmen-
bedingungen in der jeweili
gen Organisation. Die Chan
cen für gute Entscheidungen 
steigen, wenn diese syste-
matisch und strukturell in 
einem Stufenplan erfolgen, 
der zumindest vier Schritte 
umfasst: die Beurteilung,  
die Entscheidung, die Um
setzung, die Evaluierung. 

Eckpfeiler jeder angewand
ten Pflegeethik sind Interdisziplinarität, Teamwork 
und Kommunikation. Als Rahmenbedingung auf einer 
Metaebene braucht eine gelingende Pflegeethik eine 

„sorgende Gesellschaft“, die den Pflegenden den not-
wendigen Rückhalt gibt und ihre Tätigkeit als wert-voll 
würdigt.

Das Rote Kreuz kann – nein, muss – mit seinen welt-
weit praktizierten humanitären Grundsätzen der 
Menschlichkeit (Leben und Gesundheit schützen; Not 
und Leiden verhindern und lindern; der Würde des 
Menschen Achtung verleihen) und der Unabhängigkeit 
(keine Diskriminierung; den dringendsten Fällen den 
Vorrang geben) einen wichtigen Beitrag in der Gesell-
schaft leisten, um den Prinzipien für das „richtige  
Leben“, für das Gute im Denken und Handeln im  
Bereich der Pflege die Wege zu bereiten.
Dr. Werner Kerschbaum ist stv. Generalsekretär 
des Österreichischen Roten Kreuzes. z

k
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S
terben ist ein Teil des Lebens – einer, der gern 
totgeschwiegen wird. Doch Sterben betrifft 
alle. Und immer mehr alte oder unheilbar 
kranke Menschen benötigen 

Pflege in ihrer letzten Lebensphase. 
Das Sterben als wichtigen Teil des 

menschlichen Lebens ins öffentliche 
Bewusstsein zu rufen und den Sterben
den eine würdevolle letzte Lebensphase 
zu ermöglichen ist das Ziel der Hospiz
arbeit. Die moderne Hospizbewegung 
entstand in den 1960er-Jahren in Eng-
land: „Das Sterben in den Krankenhäu-
sern wurde als unwürdig angesehen. 

Die Kliniken wussten nicht, was sie mit den Austhera-
pierten machen sollten – die Metapher von der Abstell-
kammer war leider eine brutale Realität“, schildert An-

dreas Heller, der die Abteilung Palliative 
Care und Organisationsethik an der IFF-
Wien der Alpen-Adria-Universität Kla-
genfurt leitet. „Man brauchte neue 
Orte und eine neue Haltung.“ 

1967 gründete die Ärztin und Kranken
schwester Cicely Saunders in London 
das St. Christopher’s Hospice. Hier fan-
den sterbende PatientInnen und ihre 
Angehörigen einen Ort, wo ihre Bedürf-
nisse erkannt und behandelt wurden. 

Von Simone Kremsberger

Palliative Care ermöglicht Schwerkranken 
ein gutes Leben und ein gutes Sterben. 

Pflege 
bis zuletzt

Andreas Heller
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Hier ging es nicht mehr darum, die Krankheit zu be-
kämpfen, sondern darum, das Leid zu mildern und den 
Menschen je nach ihrer individuellen Situation ein Ster-
ben in Würde zu ermöglichen. Die Hospizidee fand in-
ternationale Verbreitung. 1989 wurde das erste mobile 
Hospiz in Wien gegründet. 

Mit Mantel und Schild
Aus der Hospizidee entstand die Palliative Care – „ein 
Ansatz, mit dem die Lebensqualität von Patienten und 
ihren Familien in der letzten Lebensphase verbessert 
werden soll, wenn sie mit einer lebensbedrohlichen 
Krankheit und den damit verbundenen Problemen 
konfrontiert sind“, definiert die Weltgesundheitsorga-
nisation. 

Palliative Care kommt stationär – auf Palliativstati-
onen, in Pflegeheimen, in stationären Hospizen – und 
in Form von mobilen Palliativdiensten zum Einsatz. 
Laut WHO umfasst sie „Vorsorge und Linderung von 
Leiden durch frühzeitiges Erkennen und fehlerlose  
Einschätzung und Behandlung von Schmerzen und  
anderen physischen, psychosozialen und spirituellen 
Problemen“. „pallium bedeutet Mantel, pelte bedeutet 
Schild. Der Mantel dient als Schutz für den Betroffenen, 
das Schild zur Abwehr“, erklärt Andreas Heller. Was ab-
gewehrt werden muss? „Ein Zuviel. Das Sterben soll 

weder beschleunigt noch verlangsamt werden. Es geht 
um das rechte Maß an medizinischer Versorgung.“ 

Die Palliative Care kümmert sich nicht nur um die 
körperlichen Bedürfnisse des Patienten oder der Pati-
entin. Der Mensch wird in seiner Gesamtheit gesehen. 

Deshalb sind in der Palliative Care verschiedenste  
Berufsgruppen tätig: von Pflegekräften, Ärzten, Sozial-
arbeitern und Seelsorgern bis hin zu Beschäftigungs-
therapeuten. Eine wichtige Rolle spielen die ehrenamt-
lichen Mitarbeiter. 

Eine strukturelle Herausforderung
„Palliative Care soll für alle Menschen, die sie brauchen, 
angeboten werden“, sagt Andreas Heller. „Die Heraus-
forderung ist, wie die knappen Mittel eingesetzt wer-
den können.“ Der Palliativexperte ist der Meinung, 
dass man stärker auf ambulante Versorgung umstellen 
soll. Denn über 80 Prozent der Österreicherinnen und 
Österreicher wollen zu Hause sterben. 

Doch die Realität sieht anders aus: Der Großteil der 
Menschen stirbt in Krankenhäusern oder Heimen.  
Andreas Heller spricht von einer strukturellen Heraus-
forderung: „Der Staat kann das nicht allein regeln, 
auch nicht die Zivilgesellschaft, der Markt oder die In-
stitutionen. Eine Lösung kann nur im Zusammenspiel 
gefunden werden.“

„Gut versorgt bis zuletzt”
Viele schwer kranke und sterbende Menschen wünschen sich, zu Hause 
gepflegt zu werden. Wie die Betreuung zu Hause bis zum Tod organi-
siert werden kann, ist Inhalt des Projekts „Gut versorgt bis zuletzt“, 
das im Auftrag des Roten Kreuzes von der Abteilung Palliative Care 
und OrganisationsEthik an der IFF-Wien der Alpen-Adria-Universität 
Klagenfurt durchgeführt wird. 
In drei Modellregionen, den Landesverbänden Kärnten, Burgenland 
und Wien, wird seit Juni 2005 untersucht: Wie können die Prinzipien 
der Palliative Care in die Hauskrankenpflege des ÖRK integriert werden? 
Projektmitarbeiterin Ao. Univ.-Prof. Dr. Katharina Heimerl, MPH, 
schildert: „Es geht nicht darum, spezialisierte Palliativteams neu zu 
gründen, sondern die Pflegenden, die bereits zu den Kranken gehen, 
besser auszubilden und mit dem Thema zu befassen.“ 

z

BUCHTIPP
Andreas Heller, Katharina Heimerl, Stein Husebö 
(Hrsg.): Wenn nichts mehr zu machen ist, ist noch viel 
zu tun. Wie alte Menschen würdig sterben können
3. vollständig überarbeitete Auflage, Oktober 2007
ISBN 978-3-7841-1643-3, 592 S., E 35,90

Der zweite Band der Reihe „Palliative Care“, entstanden 
im Universitätsinstitut für interdisziplinäre Forschung 
und Fortbildung (IFF) in Wien, gibt Aufschluss, was alte 
Menschen für ihre letzte Lebensphase wünschen und 
brauchen, und ermutigt dazu, sie selbst zu befragen  
und das Thema Sterben und Tod anzusprechen.
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 1 – Sieben Einsätze hautnah mitverfolgt
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als Ware gilt wie Autos oder Elektrogeräte,  
ist beides in Gefahr.

Immer mehr Alte, immer weniger Junge: Brechen  
unsere Sozialsysteme zusammen? Wie wichtig sind 
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5 JAHRE TRIGOS

ERFOLGREICH WIRTSCHAFTEN. VERANTWORTUNGSVOLL HANDELN.

TRIGOS
Die Auszeichnung für  Unternehmen mit  Verantwor tung

in Kooperation mit

NEU: SONDERPREIS „MIGRATION UND INTEGRATION“
Rin Kooperation mit

Kategorie Markt gewidmet von:

Am 15. Mai 2008 werden 
zum fünften Mal
Österreichs verantwortungsvollste 
Unternehmen gekürt.

Über 400 eingereichte Projekte beweisen,
dass wirtschaftlicher Erfolg für Österreichs 
Betriebe untrennbar mit sozialem und 
ökologischem  Engagement verbunden ist.

TRIGOS – die Auszeichnung für Unternehmen mit
Verantwortung

Alle Informationen zum TRIGOS und zu den eingereichten
Projekten finden Sie unter:

w w w . t r i g o s . a t

Eine Initiative von
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„Die Zukunft war früher auch besser.“
Karl Valentin (1882–1948) 



Vor über 70 Jahren entwickelte der japanische 
Wissenschafter Dr. Minoru Shirota Yakult.
Schon damals war er davon überzeugt, dass die Gesundheit des 
Menschen von der Gesundheit des Darms abhängt.  Prävention 
war dabei ein zentraler Gedanke. Seine Vision „Working on a 
healthy society“ gilt noch heute als Unternehmensphilosophie 
bei Yakult. Dabei steht ein ganzheitlicher Ansatz im Vordergrund, 
der neben körperlicher Gesundheit auch die Stärkung des 
geistigen und sozialen Wohlbefindens einschließt. 

Yakult und das Rote Kreuz –
eine gesunde Partnerschaft. 
Das Österreichische Rote Kreuz als Partner von Yakult verfolgt 
das Ziel, Menschen zu helfen. Gemeinsame Projekte im Dienste 
der Gesundheit helfen unserer Gesellschaft:  Yakult unterstützt 
ein Forschungsprojekt des Rotkreuz-Blutspendedienstes und 
engagiert sich im Rahmen von Workshops im Bereich Gesund-
heitsvorsorge. 

www.yakult.at
www.roteskreuz.at

Yakult und das Rote Kreuz:

eine Partnerschaft im Dienste
der ganzheitlichen Gesundheit




